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Die Aufgabe des Staats in Beziehung auf das 

gewerbliche Leben mit Bücksichtnahme auf die 

bestehenden Staats-Einrichtungen. 



Von Dr. Friedrich Hack. ') 



Einleitung. 

Die nachfolgenden Erörterungen haben den Zweck, in p r i n- 
z i p i e 1 1 e r Weise, mit steter Berücksichtigung der thatsächlichen 
Verhältnisse, die Aufgabe zu bezeichnen, welche dem Staat gegen- 
über der Gewerbethätigkeit gestellt ist. Diese Aufgabe ist nur 
eine besondere Seite des Staatszwecks. Ihre Beleuchtung macht 
es daher nothwendig, vielfach auf die herrschende Auffassung 
vom Staat etwas näher einzugehen, als es äusserlich aufgefasst 
gerechtfertigt erscheinen möchte. Auf der andern Seite bedarf 
das besondere Object der Staatsthätigkeit, derjenige Zweig des 
wirthschaftlichen Lebens, welcher sich mit der Verarbeitung und 
Veredlung der Rohstoffe befasst, einer näheren Betrachtung. Wir 
beschränken uns dabei auf die gewerbliche Thätigkeit im engern 
Sinn und schliessen von vornherein einerseits die Urproduktion, 
andererseits den Handel aus. So innig verbunden Gewerbe- und 
Handelsthätigkeit sind und so ineinandergreifend die zu ihrer Be- 
förderung dienlichen Staatsmassregeln im Leben sich darstellen, 
so ist doch theoretisch eine solche Trennung zulässig und all- 
gemein üblich. 

Eine Zurückführung der Aufgabe des Staats gegenüber der 
Gewerbethätigkeit auf den S t a a t s z w e c k ist allerdings insofern 



1) Eine Abhandlung aus Anlass der Promovirung zum Doktorgrade bei 
der stäatswirthschaftlichen Fakultät der Universität Tübingen. 



40 Die Aufgabe des Staats 

schwierig, als die Ansichten über das, was dem Staat hier zu 
thun obliege, heute noch manchfach auseinandergehen. Wir 
brauchen zum Beleg dafür z. B. nur an die Bestrebungen zu 
erinnern, welche den Staat „aus dem Gebiet der Volkswirtschaft 
ganz exiliren" und an diejenigen, welche ihn in die Fabrikation 
selbst einführen möchten (Lassalle). Es dürfte darum eine Dar- 
stellung, welche den Grund, die Mittel und die Grenzen der 
staatlichen Einwirkung untersucht, nicht ganz ohne Werth sein. 
Dass eine richtige Lösung der Aufgabe bedingt ist durch die 
Hervorhebung der wirtschaftlichen Gesichtspunkte, ergibt 
sich schon aus dem Verhältniss, in welchem Recht und Wirtschaft 
zu einander stehen. Ist das Wirtschaften eine Seite der ethischen 
Thätigkeit des Menschen , und ist das Recht der Inbegriff der 
freiheitlichen Bedingungen, deren Vorhandensein die Erreichung 
der menschlichen Lebenszwecke ermöglicht, so müssen die auf 
die wirtschaftliche Thätigkeit sich erstreckenden rechtlichen Be- 
stimmungen ihre nothwendige Grundlage in der richtigen Auf- 
fassung der ökonomischen Thütigkeit finden. 

Eine Betrachtung, wie sie hier versucht werden soll, erscheint 
als eine eigentlich politische; sie ist ein Theil jener Wissen- 
schaft, welche im System der Staatswissenschaften unter dem 
Begriff der „Polizeiwissenschaft" oder in engerer Begrenzung unter 
dem der „Volkswirthschaftspolitik" zusamrnengefasst wird. Das 
Wesen der wissenschaftlichen Politik besteht ja gerade in der 
Nachweisung des durch die objektiven Verhältnisse gegebenen 
Rechlsbedürfnisses und in der Darlegung der Mittel seiner Be- 
friedigung; die praktische Politik ist nichts anderes als die noth- 
.vendige Vermittlung der idealen Rechtsforderung mit den gege- 
benen Verhältnissen. Diese Doppelnatur der politischen Auffassung 
bringt es mit sich, dass wir die theoretischen Ansichten in ihrem 
Verhältniss zu den jeweiligen Zuständen kurz berühren müssen ; 
bei dem grossen Umfang des Gebiets sind wir freilich genöthigt, 
nur die allgemeinsten Gesichtspunkte hervorzuheben. 

Geschichtlicher Ueberblick, 
Das wirtschaftliche Leben des Mittelalters trägt im Vergleich 
mit dem der Neuzeit den Charakter der Einfachheit und Abge- 
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schlossenheit aller Beziehungen. Die geringe Ausbildung der 
Arbeitsteilung, die Beschränktheit des Tauschverkehrs, die Schwie- 
rigkeiten der Communikation, die geringe Cirkulationsfähigkeit der 
Güter, alles das, was als Merkmal der sg. naturalwirthschaftlichen 
Periode angeführt zu werden pflegt, gab auch dem Gewerbe eine 
grossentheils nur lokale Bedeutung. Der Handwerksbetrieb lag 
anfänglich in den Händen der Hörigen, welche der allgemeine 
Einigungsgeist in Corporationen vereinigte. Es entstanden so die 
Zünfte, als Vereinigungen der Handwerker mit gleichartigem 
Betrieb; sie fühlten sich bald als selbständige Körper und wagten 
es, den Kampf mit den alten Patriziergeschlechtern, in deren 
Händen das Stadtregiment lag, aufzunehmen. — Wie das Mittel- 
alter in staatlicher Beziehung in Deutschland sich dadurch charak- 
terisirt, dass die Staatsaufgabe, sobald sie die Grenze der blossen 
Erhaltung des innern und äussern Rechtsfriedens überschreitet, 
von einer grossen Menge engerer Kreise („Staaten im Staate") 
vollzogen wird, so erhielten auch die Zünfte, als wichtige Cor- 
porationen, einen über das gewerbliche Leben hinausgreifenden 
Inhalt. Sehen wir von dieser politischen und sittlichen Bedeutung 
derselben ab, so zieht sich durch die ganze Zunft-Verfassung der 
gleiche Geist, wie durch die andern mittelalterlichen Corporationen : 
der der Besonderung und der Selbstverwaltung. Das Gewerbe 
konzentrirte sich in der Stadt (Bannrechte) ; die einzelnen Zünfte 
schlössen sich strenge gegen einander ab; das ganze Leben des 
Handwerkers stand unter dem Einfluss der Genossen; sie ent- 
schieden über seine Aufnahme als Lehrling, sie sprachen ihn 
zum Gesellen, vor ihnen legte er die Meisterprüfung ab und mit 
ihnen wirkte er in der Zunftversammlung zusammen. So lange 
das soziale Leben diesen Formen entsprach, hatten auch die 
Zünfte ihre historische Berechtigung. Als aber mit dem Entstehen 
der Territorialgewalten die Selbständigkeil der Corporationen ver- 
schwand und der sittliche Geist, welcher dieselben durchweht 
hatte, entflohen war, knüpften sich an dieselben Missbräuche aller 
Art. So ergab sich für die Reichsgewalt Veranlassung, im In- 
teresse der Sittlichkeit und der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung auf dem Gebiete des Zunftwesens einzuschreiten (vergl. 
z. B. Reichsschluss vom 16. Aug. 1731). — Die Territorial- 
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gewalten wandten wie dem wirlhschaftlichen Leben überhaupt, so 
auch dem gewerblichen eine grössere Aufmerksamkeit zu, als 
die anwachsenden staatlichen Aufgaben Deckungsmittel erforderten, 
welche durch sorgfältigere Bewirtschaftung der Kammergüter und 
durch Inanspruchnahme der Steuerkraft der Unterthanen beschafft 
werden mussten. Diese Förderung der wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse hatte übrigens ihrer historischen Entstehung nach mehr 
einen finanziellen Zweck; sie sollte zunächst und hauptsächlich 
die Einkünfte der fürstlichen Kammern vermehren. Die Wissen- 
schaft der Wirthschaftspolizei erschien daher später noch als ein 
Theil der Cameralwissenschaft ')• Jenes Motiv der staatlichen 
Wirthschaftspflege drückt Schröder, fürstliche Schatz- und Rent- 
kammer, bezeichnend* genug aus, wenn er sagt, „dass ein Fürst 
seinen Unterthanen erst zu guter Nahrung helfen müsse, Wenn er 
von ihnen etwas nehmen wolle." 

Das Eindringen des fürstlichen Absolutismus und der Ueber- 
gang aus der mittelalterlichen Naturalwirthschaft in die Geld- 
wirthschaft der Neuzeit führten zu jenem System handeis- und 
gewerbepolitischer Massregeln, das die Wissenschaft als M e r k a n- 
tilism us bezeichnet hat. Jenes gab der staatlichen Förderung 
des Erwerbslebens den Grundzug der Bevormundung, der Gänge- 
lung und Leitung der Privatwirthschaften ; dieser Uebergang verlieh 
ihr die entschiedene Richtung auf die gewerbliche und Handels- 
thätigkeit, insoferne sie die gewünschte Vermehrung des Geldes 
und der edlen Metalle beförderten. Es kann hier nicht die Auf- 
gabe sein, dieses System in seiner Vollständigkeit darzustellen 2 ) ; 
es mögen einige Andeutungen genügen. 

Mit der Entstehung der Geldwirthschaft und der dadurch 
gestatteten Centralisation war es möglich geworden, dass die Auf- 
gaben, welche im Mittelalter die Corporationen , allerdings in 
anderer Weise, erfüllt hatten, nunmehr von einem Centralorgan 
erfüllt werden konnten. In den grösseren Staaten, wie in Eng- 
land und Frankreich, wo das Nationalbewusstsein durch diese 
Centralisation gekräftigt wurde, entstand so jene Exclusivität der 

1) Röscher, Grundlagen der Nationalökonomie. 5. Aufl. S. 19. 

2) Vergl. darüber : Kaut», die geschichtliche Entwicklung der Nat.- 
Ök. und ihrer Literatur. S. 243 ff. 
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Handels- und Gewerbepolitik (Schutzzölle, Rückzölle, Ausfuhr- 
prämien u. s. w.), jene Beengung der Production durch staatliche 
Industriereglements und theilweise jene Verdrängung der Privat- 
industrie durch Staatsgewerbebetrieb, — welche erst die neueste 
Zeit gebrochen hat. In Deutschland verhinderte die fortschreitende 
Ausbildung der Territorialgewalten eine derartige einheitliche 
Staatsthätigkeit gegen aussen ; die Staatsthätigkeit war daher noch 
in höherem Grade den einzelnen wirthschaftlichen Verhältnissen 
zugekehrt. — Die Hauptveranlassung dazu hätte zunächst die Er- 
höhung der Preise aller Dinge in Folge der eingetretenen Geld- 
entwertung gebildet; aber bald machte sich daneben — freilich 
in absolutistischem Geiste — der Gesichtspunkt der Pflege der 
inländischen Industrie geltend. Wenn auch vielfach die alten 
Formen des wirthschaftlichen Lebens, so z. B. die Zunftverfassung 
bestehen blieben, so substituirte sich ihnen doch ein anderer Ge- 
danke. Früher der gewerblichen Entwicklung förderlich, führten 
sie nun zur Stagnation und wurden zu Beschränkungen. Es hält 
heute schwer, sich einen Begriff von der engherzigen Auffassung, 
mit welcher die Regierungen das Verhältniss zum Ausland und 
die freie Thätigkeit der Einzelnen betrachteten, und von der Unzahl 
von Hemmnissen der freien Entwicklung zu machen. — (Vor- 
kaufsrechte, Losungsrechte bei Mobilien, Regalitätstheorien u. s. w. ') 
Die Wissenschaft war diesem System im allgemeinen nicht 
abhold ; die Anschauung von der Nolhwendigkeit einer künstlichen 
Leitung und Förderung der Gewerbe theilte sie mit der Praxis, 
und dadurch, dass sie dein Staat die Verwirklichung des Wohls 
unmittelbar, wie schon Wolf in seinem jus naturae et gentium 
gethan hatte, zur Aufgabe stellte, rechtfertigte sie die Eingriffe 
der Regierungen in die Sphäre der Einzelnen. Bestanden auch 
im einzelnen Verschiedenheiten, so vertheidigten doch alle Schrift- 
steller aus der ersten Hälfte des 18ten Jahrhunderts die unmittel- 
bare Wohlsförderung durch den Staat 2 ). 



1 ) .Vergl. darüber besonders die einzelnen Nachweisungen bei W ä eh t e r , 
C. G„ Geschichte u. Literatur des wttrttb. Privatrechts. 1839. und Hilde- 
brand's Jahrbücher für Nationalökonomie u. Statistik. Jahrg. 1864. S. 165. 

2) Zu vergl. Funk, Die Auffassung der Polizei im 18ten Jahrhundert. 
Zeitschrift für die ges. Staatswissenschaft. 1863. S. 489. 
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So definirt Justi die Polizeiwissenschaft als „die Lehre, das 
allgemeine Vermögen des Staats zu erhalten und zu vermehren, 
und zur Beförderung der allgemeinen Glückseligkeit einzurichten 
und zu erhalten"; Sonnen fels bezeichnet als Endzweck: »die 
Sicherheit und Bequemlichkeit des Lebens, welche vereinbart die 
öffentliche Wohlfahrt ausmachen"; Hohenthal erklärt als Auf- 
gabe des Staats : »die Beförderung des Glanzes und des äusseren 
Glücks der Unterthanen." Selbst die positivrechtlichen Schrift- 
steller, wie Moser und Pütt er, huldigen dieser Auffassung; der 
erstere erklärt als landesherrliches Recht und als Pflicht neben 
Erhaltung der Ordnung die »Beförderung der zeitlichen Glück- 
seligkeit der Unterthanen" und nach Pütt er besteht die Polizei 
»in salute publica conservanda promovendaque." 

Unter den, hervorgehobenen Schriftstellern verdient bei einem 
geschichtlichen Ueberblick Justi besonders in's Auge gefasst zu 
werden. Wie er von sich rühmt, dass er zuerst die Polizei »voir 
andern Wissenschaften abgesondert und in einem auf die Natur 
der Sache gegründeten Zusammenhang" dargestellt habe, so kommt 
ihm auch das Verdienst zu, die einzelnen gewerblichen Mass- 
regeln ausführlich auseinandergesetzt und beleuchtet zu haben. 
In seinen »Grundsätzen der Polizeiwissenschaft, in einem ver- 
nünftigen auf den Endzweck der Polizei gegründeten Zusammen- 
hang und zum Gebrauch akadem. Vorlesungen abgefasst" (1756), 
spricht er im 8ten Hauptstück {.S. 100—121) »Von den Manu- 
fakturen und Fabriken« *). Er hebt hervor, wie dieser Gegenstand 
eine sehr ernstliche Vorsorge der Landespolizei erheische. An 
die Spitze seiner Erörterungen stellt er die beiden GrunJsätze, 
es solle alles, was zur Nothdurft und Bequemlichkeit der Ein- 
wohner erforderlich sei, im Lande selbst gewonnen werden, urtd 
die Polizei habe dafür zu sorgen, dass alles, was das Land her- 
vorbringe, darin vollkommen bearbeitet, und nicht gestattet werde, 
dass rohe und unvollkommene Landesprodukte ausgeführt werden. 
Bezüglich des ersteren Grundsatzes hält er es übrigens an einer 
spätem Stelle (S. 1 63) für gerathen, dass man erst die Fabriken 

1) Mannfaktur und Fabrik unterscheidet er so, dass bei lerterer die 
Bearbeitung durch Feuer und Hammer erfolge, bei ersterer nicht. 
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gründe, ehe man die ausländischen Waaren ganz verbiete. Die 
Uebereinstimmung, welche J u s t i in der Grundauffassung mit der 
Merkantiltheorie bekundet, spricht er (I. c. S. 131) noch deut- 
licher aus, wenn er sagt: „Ja die Verschwendung selbst öder die 
Ueppigkeit ist einem Lande nicht schädlich, wenn man sich dazu 
der Landeswaaren bedient." 

In der Entwicklung dieser Grundsätze stellt Justi als erstes 
Erforderniss für die Staatslhätigkeit auf gewerblichem Gebiet die 
Herstellung genauer statistischer Grundlagen hin; die einzelnen 
Massregeln betreifend: Manufakturen und Fabriken, fasst 
er dann unter den Gesichtspunkten zusammen: 

1) wie die Manufakturen und Fabriken zu gründen seien; 

2) wie sie in einen blühenden Zustand gebracht werden 
können; und 

3) was in Ansehung der Direktion und Aufsicht zu beachten sei. 
Bezüglich des ersten Punkts setzt er auseinander, dass für 

die nöthige technische Bildung zu sorgen sei ; weiter seien Fremde 
in das Land zu ziehen, denen man neben Erleichterungen noch 
besondere Vortheile und Unterstützungen zuwenden müsse. Aus 
sachlichen Gründen empfiehlt er solche Unterstützungen mehr an 
einzelne Gewerbetreibende, als an grosse Unternehmungen. Uebri- 
gens ist er, indem er die Gefahr des Verlusts solcher Vorschüsse 
beachtet, der Ansicht, dass es derselben selten bedürfe, wenn 
man nach dem Beispiel des grossen Colbert ein gewisses Prä- 
mium auf jedes Stück Tuch oder Zeug setze, das nach der vor- 
geschriebenen Güte, Länge und Breite verfertigt sei , wenn man 
bei dem ersten Anfange die Waaren durch angeordnete Nieder- 
lagen öder Manufakturhäuser kaufen lasse u. dergl.; der Staat 
könne diese Waaren auf mancherlei Art brauchen. Trotz dieser 
Befürwortung der künstlichen Leitung und Beförderung der Ge- 
werbethätigkeit spricht sich Justi (abgesehen von einzelnen Aus- 
nahmen) gegen den Staatsgewerbebetrieb aus, weil der Regent 
seinen Unterthanen den Nahrungsstand nicht entziehen soll, und 
weil die Verwaltung Missbräuche mit sich bringe. 

Bezüglich des zweiten Punkts, der Erhaltung eines blühenden 
Zustands der Manufakturen und Fabriken, räth Justi ein Ausfuhr- 
verbot für Rohstoffe und ein Einfuhrverbot für im Lande selbst 
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gefertigte Waaren an; das Geschrei der Kaufleute, die am we- 
nigsten geneigt seien, den Absatz der inländischen Waaren zu 
befördern, — meint er, — müsse dabei in keinen Betracht 
kommen. Die Güte und Tüchtigkeit der Waaren soll durch Er- 
richtung von Schauanstalten und Vorschriften über die Fabrikations- 
weise (z. B. ein Reglement für die Färber über die Art, schön 
und dauerhaft zu färben), die Wohlfeilheit der Waaren endlich 
durch Feststellung von Lohntaxen erzielt werden. 

Zur Durchführung dieser Massregeln (für die Direktion 
und Aufsicht) hält Justi die Niedersetzung eines besondern Ma- 
nufaktur-CoIlegiums für nöthig; jede einzelne Stadt soll 
einen besondern Manufaktur-Inspektor erhalten. 

Die Ha-ndwerJker betrachtet Justi etwas flüchtiger. In 
der schon zu seiner Zeit besprochenen Frage über die Beseitigung 
der Zünfte entscheidet er sich für die Beibehaltung, weil ohne 
sie das Wandern der Handwerksburschen nicht mehr vorkäme. 
Er trennt die Gewerbe in solche, welche nur für das eigene 
Land und solche, welche auch für das Ausland arbeiten. Während 
er eine Beförderung der letztern für angezeigt erachtet, will er 
die ersteren auf das vorliegende Bedürfniss beschränkt wissen. 
Die Gewerbe sollen in den Städten vereinigt und auf dem Lande 
nur die mit dem landwirtschaftlichen Betrieb zusammenhängenden 
geduldet, ja selbst die in den Städten vereinigten gehindert wer- 
den, sich mit dem Ackerbau und andern Nahrungszweigen ein- 
zulassen. 

Wir haben uns erlaubt, diese Ausführungen Justi 's im 
Einzelnen wiederzugeben, weil seine theoretisch formulirten Sätze 
vielfach nur Abstractionen der gegebenen Verhältnisse sind, so 
dass mit der Anführung derselben zugleich der bestehende Zu- 
stand geschildert ist. — Man sieht: an der Berechtigung des 
Staats zu allen jenen tiefeingreifenden Massregeln hat Justi nicht 
den mindesten Zweifel ; auch seine merkantilistische Anschauungen 
sind so klar ausgesprochen , dass sie keiner Erläuterung be- 
dürfen. 

Die bestehenden Verhältnisse wurzelten, wie erwähnt, in 
der Verbindung der absolutistischen Grundsätze mit den wirt- 
schaftlichen Anschauungen der Zeit; einer Umwälzung derselben 
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musste eine Veränderung der Ansichten über Staat und Wirt- 
schaft voraufgehen. 

Schon Sonnen fels 1 ) geht von einer liberalen Staatsan- 
schauung aus. Huldigt er auch noch dem Wohlstaatsstandpunkt, 
so leitet er doch die Entstehung des Staats vom Willen der Ein- 
zelnen ab. Er stellt ihn in die Reihe mit andern Gesellschaften, 
die »Vermehrung der Gesellschaft" hält er für das Mittel, wodurch 
die Sicherheit und Bequemlichkeit des Lebens hergestellt werde; 
darin seien alle einzelnen Mittel enthalten, welche gesammelt die 
öffentliche Wohlfahrt befördern. Bezüglich der gewerblichen 
Thätigkeit führt Sonnen fels 2 ) treu seinem allgemeinen Stand- 
punkte aus, dass eine Beschäftigung, die Gewinn trage, für sich 
selbst anlockend genug sei ; es seien daher nicht sowohl b e- 
j ah ende. Mittel nothwendig, als vielmehr verneinende, die 
alle Hindernisse bei Seite räumen, welche der Emsigkeit im Wege 
stehen und ihren Wetteifer hemmen können. Als solche Hinder- 
nisse bezeichnet er: Monopolien, ausschliessende Gesellschaften, 
gewisse mit einem Vorzug eingeräumte Befreiungen, Manufacturen 
auf Rechnung des Landesfürsten, ausschliessende Zünfte und zu 
grosse auf eine Fabrikation gelegte Abgaben. Nach allen diesen 
Richtungen tritt Sonnen fels als Gegner der Privilegien und 
eifriger Verfechter der freien Konkurrenz auf. Er hält es aber s ) 
für nothwendig, der unternehmenden Emsigkeit Hilfsmittel zuzu- 
bereiten , welche entweder in Vorschuss von baarem Geld (wo- 
durch doch gerade wieder eine einseitige Begünstigung entstände) 
oder in der zugesicherten Abnahme der Waare bestehen. Von 
dem zur Unterstützung der Handlung gewidmeten Fond kann nach 
seiner Ansicht der Staat keinen nützlicheren Gebrauch machen, 
als wenn er einen Theil zur Abnahme der vorräthigen Fabrikate 
verwendet. Habe die inländische Manufactur eine gewisse Stufe 
der Vollkommenheit erreicht, so soll sie dem Ausland gegenüber 
durch massige Eingangszölle geschützt werden. 

Sonnenfels ist bereits über den Standpunkt Justi's, welcher 

1) Grundsätze der Polizei-, Handlungs- und Finanzwissenscüaft. 3. Aufl. 
1770. 

2) 1. c. 2. Th. S. 146. $$. 110 ff. 

3) Th. 2. S. 243 ff. 
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die Industrie eigentlich um ihrer selbst willen befördern will, 
hinaus ; da er die Gesellschaft vermehren will, diese aber an der 
Consumtion ein gleich grosses Interesse hat, als an der Pro- 
duction, so lag es nahe, dass er das Consumenten-Interesse in 
nähere Betrachtung zog, und so zu Folgerungen gelangte, welche 
von der Merkantiltheorie wesentlich abweichen. 

Es war nun weiter die geschichtliche Aufgabe des Physio- 
kratismus 1 ), den Zunft- und Privilegiengeist zu beseitigen, die 
staatliche Allgewalt zu brechen und auf die natürlichen 
Grundlagen hinzuweisen, auf welchen die Entwicklung der Mensch- 
heit ruht. Er ist freilich *— einem natürlichen Culturgesetz ge- 
mäss— zu weit gegangen, wenn behauptet wurde, dass die 
Gewerbe an sich unproductiv seien und ihre Förderung sich nur 
vom Standpunkt der Pflege der Interessen des Grundeigentums 
empfehle, dass bei Gewährung der ungehemmten Entwicklung der 
natürliche Verlauf von selbst ihren Vortheil bewirke, dass der 
Staat endlich sich auf das laissez faire, laissez passer, zu be- 
schränken habe. Es ist die Rousseau'sche Anschauung, die uns 
hier entgegentritt; eine Auffassung, welche in einer Zeit, in 
welcher strebsame Geister an einer auf Abwege gerathenen Cultur 
Anstoss nahmen, in dem Abschütteln jeder Cultur, in dem Zurück- 
gehen auf die reine Natürlichkeit den einzigen Ausweg aus einer 
Welt voll hergebrachter Missstände erblickte. So einseitig dieser 
Standpunkt war, so hatte er doch eine relative (historische) Be- 
rechtigung. 

Bei Adam Smith treffen wir zwar auf eine durch vielfache 
und scharfe Beobachtungen geläuterte Anschauung der wirtschaft- 
lichen Verhältnisse ; er ist weit entfernt von der Merkantiltheorie 
und hat manche der physiokratischen Irrthümer berichtigt. Aber 
wie Kant, mit dem Smith oft verglichen worden ist, das Recht 
als die blose Maxime der Coexistenzmöglichkeit betrachtet, und 
darum nicht die ganze Staatsthätigkeit philosophisch durchdringen 
kann,' so gelangt auch Smith, beeinflusst von englischen Zu- 
ständen, nicht zur vollen Würdigung derselben. Er fasst das 
Individuum viel zu sehr in seiner abstrakten Selbständigkeit auf 



1) Kautz, 1. c. S. 48 ff. 
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und übersieht die durch die Natur angezeigte Ergänzung desselben 
durch die Gemeinschaft. Wenn er auch, abgesehen von der nega- 
tiven Stellung, die er zu Zünften u. s. w. einnimmt, neben der 
Kriegshoheit und Rechtspflege als dritte und letzte Pflicht des 
Staats die Gründung und Erhaltung derjenigen öffentlichen Institute 
und Werke bezeichnet ') , die , so nützlich sie für die Gemein- 
schaft seien, doch von Privaten oder Vereinigungen derselben 
nicht unternommen werden, weil sie keinen Gewinn abwerfen, so 
leuchtet doch sein rein privatwirthschaftlicher Standpunkt auch 
darin klar hervor, dass er auch diese Anstalten in ihrer wirth- 
schaftlichen Grundlage auf den Tauschverkehr zwischen Einzelnen 
stellt, indem er z. B. die Kosten der Canäle, Strassen, Unter- 
richtsanstalten u. s. w. durch Canalabgaben, Brücken- und Weg- 
gelder u. s. w. zu bestreiten empfiehlt. So hat Smith zwar die 
wirthschaftlichen Gesichtspunkte der staatlichen Pflege des Er- 
werbslebens wesentlich erweitert, weniger dagegen die Auffassung 
der staatlichen Aufgabe gefördert. 

Der bedeutendste deutsche Schriftsteller für das Polizeirecht, 
von Berg 2 ), betrachtet die Gewerbeförderung als „Recht der 
Stadtwirthschaftspolizei." Er steht mitten in der Uebergangs- 
periode; auf der einen Seite will er das gesammte positive Ma- 
terial darlegen , welches doch vielfach noch auf älteren Grund- 
sätzen ruhte, und auf der andern ist er von der Wahrheit der 
neuen Ideen durchdrungen. So wird sein Standpunkt ein schwan- 
kender, seine Darstellung eklektisch. Wenn er 8 ) stark betont, 
dass das Geschäft der Polizei nur darin bestehe, Hindernisse zu 
beseitigen, welche dem Flor der Gewerbe im Wege stehen, so 
sagt er doch wieder*), dass die Stadtwirthschaftspolizei kein 
Mittel unversucht lassen dürfe, wodurch Künstler, Handwerker 
und Fabrikanten bewogen werden könnten, ihr Gewerbe auf einen 
immer höheren Grad von Vollkommenheit zu bringen. Selbst die 
unmittelbare Unterstützung einzelner neueinzuführender Gewerbs- 



1) As her' sehe Uebersetzung S. 235. 

2) Vergl. Handbuch des deutschen Polizeirechts. 2. Aufl. 1803. 

3) 3. Th. S. 411. 

4) A. a. 0. S. 444. 

Zeitscbr. f. Staatsw. 1867. I. Heft. 4 
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zweige bezeichnet er als Aufgabe der Polizei , ohne jedocn die- 
selbe durchaus zu billigen. 

Ein wesentlicher Punkt ist es, in welchem Justi, Sonnenfels 
und von Berg ungeachtet der grossen Verschiedenheit ihrer An- 
sichten zusammentreffen: die Organisation der gewerblichen Be- 
hörden. Alle drei stimmen darin überein, einmal, dass die För- 
derung der Gewerbe- (und Handels-)thätigkeit eigens für diesen 
Zweck niederzusetzende Behörden verlange, sodann dass diese 
Organe nicht allein durch Beamte, sondern auch durch Geschäfts- 
leute zu bilden seien. Hatte diese von verschiedenem Standpunkt 
aus sich ergebende Uebereinstimmung auch ihre Wurzel in den 
Zuständen der einzelnen Staaten, wo im Laufe des 18ten Jahr- 
hunderts vielfach „CommerzienkoIIegien" , „Commerziendeputa- 
tionen" gegründet wurden, so weist sie doch auf ein bei allem 
Wechsel der Ansichten und Zustände fortdauerndes Bedürf- 
niss hin. 

Die französische Revolution war von der Freiheit des In- 
dividuums ausgegangen. Damit war dem Wohlstaatsstandpunkte, 
der praktisch verwirklicht dem sg. Polizeistaat entsprach, die 
Berechtigung abgesprochen und die Wurzel des sg. Rechtsstaats 
gelegt. Dieser, wie er von Aretin, Rotteck, Welker u. a. theo- 
retisch begründet wurde, sollte nun im Wesentlichen nur Schutz 
gegen innere und äussere Rechtsverletzungen gewähren, höchstens 
noch, wie schon Smith hervorgehoben hatte, gewisse öffentliche 
Werke und Anstalten herstellen, welche die Privatkräfte über- 
steigen. Das Wesen aller politischen Bestrebungen, welche auf 
dieser Grundlage ruhten, lag daher nothwendig in der Abgren- 
zung der individuellen Rechtssphäre gegenüber der Staatsthätigkeit, 
in der Sicherung des Individuums gegen Uebergriffe der Staats- 
gewalt durch Feststellung der sg. staatsbürgerlichen Rechte. 

So fand auch das Recht des Staatsbürgers zum freien Ge- 
werbebetrieb, die Ausschliessung von Monopolen u. s. w. in den 
neu gegründeten Verfassungs-Urkunden eine Stelle, und die Nach- 
wirkungen im practischen Leben blieben nicht aus. Wir machen 
hier nur auf die Einführung der Gewerbefreiheit in Frankreich 
und den Ländern, welche demselben einverleibt wären, auf die 
Reform der Gewerbegesetzgebung in Preussen unter der Stein- 
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Hardenberg'schen Periode, auf die Zollreform daselbst (1818) u. s. w. 
aufmerksam. 

Wie die Staatsrechtsphilosophie das Einzelrecht, so stellte 
die Volkswirtschaftslehre das Einzelinteresse in den Vordergrund 
und beide gelangten so zu einem ähnlichen Resultat. Die Pflicht 
des Staats bezüglich der gewerblichen Thäugkeit wurde vor- 
wiegend negativ aufgefasst. So ist z. B. die ganze Ausführung 
bei Lotz, Handbuch der Staatswirthschaftslehre , 2. Aufl. 1838. 
II. Bd. S. 96 ff. wesentlich gegen die Begrenzung der Gewerbe 
auf die Städte, gegen das Zunftwesen, gegen Monopole, theilweise 
gegen- Patente, gegen Concessionen und gegen Aus- und Einfuhr- 
Verbote gerichtet. Die Begünstigung der Gewerbe durch Prämien 
und Vorschüsse hält er bei Erfindungen und bei vorübergehenden 
Nothständen einzelner wichtiger Gewerbszweige für zulässig; 
Schauanstalten Iässt er als fakultative Einrichtungen zu. 

Der Kampf gegen die bestehenden Beschränkungen auf ge- 
werblichem Gebiet, welcher in Deutschland hauptsächlich in der 
massenhaften Literatur über Gewerbefreiheit seinen Ausdruck fand, 
zeigt fortwährend die rechtliche und wirtschaftliche Seite: die 
Behauptung des natürlichen Rechts der Persönlichkeit zur freien 
Bewegung auch auf dem gewerblichen Gebiet und den Versuch 
des Nachweises, dass damit auch das wirtschaftliche Beste ge- 
geben sei. 

Mit einer abweichenden Betrachtung des Staats verbindet sich 
häufig auch die Rechtfertigung der gewerblichen Beschränkungen. 

Oberndorfer (Theorie der Wirlhschaftspolizei , München, 
18400 geht davon aus, dass die Regierung sich das Wohl ihrer 
Angehörigen ebenso nahe gehen lassen müsse , wie jeder sich 
sein eigenes ') ; er kommt freilich mit sich in Widerspruch, wenn 
er 2 ) der Regierung doch nur eine mittelbare Thätigkeit zuschreibt, 
da der Einzelne sein eigenes Wohl nicht blos mittelbar erstrebt. 
Indessen ermöglicht ihm diese Auffassung, nach welcher selbst- 
verständlich der Staat auch die gleiche Einsicht in das Wohl der 
Einzelnen hat, wie diese selbst oder gar noch mehr, die Ver- 



1) 1. c. s. 24. 

2)1. c. S. 25. 
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theidigung des Conzessionssystems in der Ausdehnung auf sämmt- 
liche Gewerbe, der Aufreehterhaltung der Zünfte, als „Mittels- 
Organe, durch welche die Regierung auf die einzelnen Gewerbe 
einwirkt" u. s. w. 

Wie sich in der wissenschaftlichen Behandlung der Gewerbe- 
förderungsfrage überall die Rückwirkung der thatsächlichen Zu- 
stände zeigt, so konnten die grossartigen Veränderungen, welche 
im wirtschaftlichen und insbesondere im gewerblichen Leben 
durch vielfältigere Verwendung der Naturkräfte, durch die grössere 
Arbeitstheilung, die Vermehrung und Verbesserung der Werkzeuge 
und Maschinen, die Ausdehnung der Verkehrsmittel und die Zu- 
nahme des nationalen und internationalen Verkehrs eintraten, nicht 
ohne Einfluss auf die Gewerbepolitik bleiben. Neue Zustände 
riefen neue Aufgaben hervor. 

Es wurde Schutz der nationalen Industrie verlangt x ) ; von 
dem Fabrikbetrieb befürchtete man Schädigung des Handwerks; 
die Lage der Fabrikarbeiter erzeugte die Furcht vor dem „Pau- 
perismus." Der der ganzen Entwicklung zu Grunde liegende 
Gedanke der Selbstthätigkeit und Selbstverantwortlichkeit wurde in 
seiner Wahrheit durch die sozialistischen und kommunistischen An- 
griffe des Bestehenden bestritten. Und in der That brachte das 
Jahr 1848, »mit dem der Frühling des Völkerlebens angebrochen 
schien" , jene rückläufige Bewegung unter den Handwerkern *), 
welche in ihrer auf die starre Festhaltung und Wiedereinführung 
der alten Zunftbeschränkungen gerichteten Tendenz ebenso unbe- 
rechtigt war, wie das von der arbeitenden Classe beanspruchte 
sg. Recht auf Arbeit. Allein der Gedanke der Gewerbefreiheit, 
gestützt auf die thatsächlichen Zustände des gewerblichen Lebens 
und deshalb realer Natur, brach sich doch mehr und mehr in 
allen Schichten der Gesellschaft Bahn, wenn auch einzelne Re- 
gierungen, wie z. B. die preussische, durch jene Bewegung auf 
eine rückgängige Bahn gedrängt worden waren. 

Der Begriff der Gewerbefreiheit ist ein blos negativer j er 
bezeichnet an sich und abgesehen von dem historisch erklär- 



1) List, Das System der polit. Oekonomie. 1841. 

2) s. Schaffte, Deutsche Vierteljahrsschr. v. 1859. 
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baren, gegen die Zunft- Verfassung gerichteten Sinn das Nichtvor- 
handensein von Beschränkungen in der Ergreifung und Betreibung 
eines Gewerbes. Mit der blosen Aufstellung einer Verneinung ist 
aber die positive Ordnung noch nicht gefunden. Die Lösung der 
mit der Anerkennung der Freiheit nicht beendigten Aufgabe schloss 
im einzelnen die verschiedensten Probleme in sich. 

Zunächst galt es die Vermittlung der neueinzuführenden Ord- 
nung mit den bestehenden Zuständen. Es war der Weg zu finden, 
auf welchem die bestehenden besondern Rechte, insoweit sie mit 
den volkswirtschaftlichen Zuständen unverträglich geworden waren, 
in einer Jem objektiven Bedürfniss und der Achtung des erwor- 
benen Rechts entsprechenden Weise geordnet werden konnten. 
Unter Voraussetzung der Gewerbefreiheit als leitenden Prinzips 
handelte es sich weiter darum, die begründeten Ausnahmen davon 
festzustellen, diese Ausnahmen selbst ihrer verschiedenen Natur 
nach verschieden zu behandeln und zu begrenzen. Das Verhältniss 
der einzelnen Gewerbtreibenden zu einander und zur Gesellschaft 
überhaupt musste zur Erwägung der Frage führen, ob etwas und 
bejahendenfalls was an die Stelle der aufgehobenen Zünfte zu 
setzen sei. Die Frage des Schutzes der Erfindungen, Marken 
und Muster war vom Standpunkt des neuen Prinzips aus aufs 
Neue in Berathung zu ziehen. Das Verhältniss des selbständigen 
Gewerbenden zu Lehrlingen und Gehilfen, die Stellung der Fa- 
briken und ihrer Angehörigen, die Interessen der Gesundheit, 
Sittlichkeit, Sicherheit u. s. w. bedurften in Beziehung zur Ge- 
werbethätigkeit einer gesetzlichen Regelung. 

Selbst mit der vollständigen Normirung dieser Verhältnisse 
und der gesetzmässigen Handhabung dieser Normen durch die 
Verwaltungsbehörden ist die Aufgabe des Staats den Gewerben 
gegenüber noch nicht erschöpft. Zahllose einzelne gewerbliche 
Interessen werden im Verwaltungswege befriedigt und diese Be- 
friedigung setzt eine bestimmte Organisation, eine Zuscheidung 
und Verwendung von Mitteln voraus, welche nicht nach Willkür, 
sondern nach bestimmten Grundsätzen erfolgen müssen. 

Eine befriedigende Lösung aller dieser Fragen konnte von 
ler reinen Rechtsstaatstheorie nicht geliefert werden. Und in der 
Thal war auch von den Schriftstellern, welche sich mit der 
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Staatsverwaltung beschäftigten, neben der Rechtspflege dem Staate 
eine polizeiliebe Thätigkeit, eine Pflege, vindizirt worden '). 
Während Mohl mit der Polizei den nichtjustitiellen und nicht- 
finanziellen Theil der Staatsaufgabe im Auge hat, machen Neuere 2 ) 
eine Unterscheidung zwischen Polizei und Pflege, indem sie mit 
der ersteren den Begriff einer erhaltenden oder auch zwingenden, 
mit der letztern den einer fördernden oder mehr freieinwirkenden 
Thätigkeit verbinden. 

Anerkannt ist in der neueren Staatswissenschaft allge- 
mein, dass der Staat sich den Gewerben gegenüber nicht blos 
negativ einengend, sondern auch positiv fördernd zu verhalten 
habe; beseitigt ist aber auch der alte Wohlstaatsstandpunkt und 
mit ihm die willkürliche Beschränkung des Individuums. 

Von diesem geschichtlichen Resultate hat die folgende Dar- 
stellung, in welcher wir uns zunächst mit den allgemeinen Ge- 
sichtspunkten beschäftigen, auszugehen. 

Allgemeine Gesichtspunkte. 

Ehe wir auf die Darlegung der staatlichen Gewerbebeförde- 
rung im Einzelnen eingehen, sind wir genöthigt, die Staatsaufgabe 
näher zu betrachten und die Bedeutung des gewerblichen Lebens 
zu beleuchten. 

Die geschichtliche Entwicklung hat uns zwei Einseitigkeiten 
aufgedeckt, welche durch die Volkswirtschaftslehre als solche 
erkannt und beseitigt worden sind : die Ueberschätzung der stoff- 
verarbeitenden Thätigkeit durch die Merkantiltheorie und die Unter- 
schätzung derselben durch den Physiokratismus. Die gewerbliche 
Thätigkeit ist nur ein besonderer Zweig jener Aufgabe der Mensch- 
heit, welche Wir mit Wirthschaft bezeichnen und welche die 
äusseren Mittel des Daseins zu beschauen hat. Sie ist derjenige 
besondere Zweig derselben, welcher die Rohstoffe verarbeitet und 
veredelt, unter Anwendung von Arbeit nnd Capital ihnen eine 
höhere Nützlichkeit verleiht, als diejenige ist, welche sie in der 

1) Vergl. R. v. Hohl, Grundsätze der Polizeiwissenschaft. 1. Aufl. 
1834. Rau, Volkswirthschaftspolitik u. andere. 

2) z. B. Rau, Zeitschr. für die gesammte Staatswissensch. v. 1853. 
Art. „Polizei" im deutschen Staatswörterbuch von Bluntschli u. Brater. 
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Form des natürlichen Daseins haben, und sie dadurch in den Stand 
setzt, Bedürfnisse bestimmter Art zu befriedigen. Das Bedürfniss 
ist die Grundlage auch der gewerblichen Produktion. Im Vergleich 
mit der Urproduktion, insbesondere dem Ackerbau und der Forst- 
wirthschaft entfernt sie sich in viel höherem Grad von der natür- 
lichen Stoffwelt; sie erfordert die Anwendung vermehrter Arbeit 
und grösserer Capitalien l ) , und ist deshalb vielmehr von der 
menschlichen Thäligkeit bedingt, als jene Urproduktionszweige ; 
umgekehrt ist auch die Consumtion gewerblicher Erzeugnisse viel 
mehr vom subjektiven Bedürfniss abhängig, als dies bei vielen 
Erzeugnissen der Urproduktion zutrifft. — Das gewerbliche Leben 
zerfällt nicht in einzelne wenige Hauptzweige, wie die Urproduk- 
tion, sondern gliedert sich in eine Reihe selbständiger Arbeits- 
gebiete, die das wechselnde Bedürfniss hervorruft und verschwinden 
lässt, verengert oder ausdehnt, vermindert oder vergrössert. — 
Es bedarf nicht der Auseinandersetzung, wie durch dieses Vor- 
wiegen des persönlichen Elements die Gewerbethätigkeit einen 
eigentümlichen Charakter annimmt ; einen Charakter , der sich 
erhalten wird, so sehr auch die Rückwirkung der Industrie auf 
die Landwirtschaft diese der ersteren ähnlicher machen mag. 
Die bewegliche, die fortschreitende Tendenz ist das dem gewerb- 
lichen Leben inhärirende Prinzip , und hat als solches weit über 
das gewerbliche Leben hinaus gewirkt, die Entwicklung der poli- 
tischen und sozialen Verhältnisse vielfach bestimmt. Gerade diese 
Wirkung des gewerblichen Lebens zeigt sich noch auffälliger, 
wenn der Handel als nothwendiges Glied sich an die Gewerbe- 
thätigkeit anreiht und die lokale und zeilliche Abhängigkeit zwischen 
Produktion und Consumtion beseitigt. — Auf der untersten Stufe 
ist die gewerbliche Thätigkeit Hausindustrie, sie erhebt sich zum 
Handwerk im ständigen Lebensberuf und gipfelt in der Fabrik- 
thätigkeit im Grossbetrieb. Diese Entwicklungsformen sind aber 
— das hat die neuere Zeit gelehrt — nicht ausschliessend ; jede 
einzelne hat ihre Berechtigung und wirkt befruchtend auf die 
andere zurück 2 ). 



1) Wir rechnen Grund und Boden nicht zu Capital. 

2) Vergl. deutsches Staatswörterbuch von Bluntschli u. Brater. Artikel 
„Gewerbe" (von Schäffle) S. 319. Anm. 1. 
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Insoweit nun das gewerbliche Leben eigenthümliche Seiten 
hat, wird es auch vom Staate eigentümlich behandelt werden 
müssen. Im Ganzen genommen aber ist dasselbe nur ein Theil 
des Wirtschaftslebens, und wird nach demselben Geiste gepflegt 
werden müssen, mit dem die Staats-Verwaltung dieses fördert. 
Uebrigens ist selbst das ganze wirthschaftliche Leben nur eine 
Seite der Cultur, wie sie sich in Kunst, Wissenschaft u. s. w. 
ebenfalls entwickelt, und dies führt uns zu der Frage, welche 
Stellung der Staat dem gesammten Culturleben gegenüber über- 
haupt einzunehmen habe. 

Der Mensch ist mit der Fähigkeit der Selbstbestimmung, mit 
Willensfreiheit ausgestattet in das irdische Zeitleben hineingestellt; 
der Menschheit ist die Cultur- Verwirklichung zur Aufgabe gemacht. 
An dieser Aufgabe hat der Einzelne selbständig und selbstthätig 
Theil zu nehmen, sobald er zu demjenigen Grad von Bewusstsein 
gekommen ist, das als Selbstbewusstsein das Bewusstsein des 
Gegensätzlichen und in der Folge auf der Grundlage der innern 
Anlage das Pflichtenbewusstsein erzeugt. In Folge dieser Ent- 
wickelung verlangt der Einzelne die Achtung seiner Selbstbe- 
stimmung; er will seine Lebenszwecke als Folge seiner eigenen 
Thätigkeit erreichen und zunächst von allen andern innerhalb dieses 
Kreises als Persönlichkeit, d. h. als ein mit Willensfreiheit be- 
gabtes Individuum geachtet sein. Die Forderung, die er an alle 
andere macht, ist daher allererst eine negative. Aber die Unzu- 
länglichkeit der eigenen Kräfte zur Erreichung jenes Ziels, oder 
wenn man so will, die Erkenntniss der Thatsache, dass die Cultur- 
aufgabe der Gesammtheit zufällt, lässt demnächst die weitere For- 
derung gerechtfertigt erscheinen, dass dem Einzelnen bei der 
freithätigen Erfüllung seiner Lebenszwecke die Unterstützung der 
andern zu Theil werde und zwar nicht blos als eine Folge einer 
diesen zufliessenden messbaren Gegenleistung und ihrer dadurch 
bedingten Willensbestimmung, sondern als Folge der Gemein- 
schaftlichkeit der Culturzwecke. — Auch diese Forderung mit 
einem aus der Culturaufgabe sich ergebenden reellen Inhalt ist 
ihrer Natur nach nicht willkürlich, sondern hat ihre objective Be- 
stimmtheit vermöge ihrer Stellung in der Gesammtheit der mensch- 
lichen Lebensaufgaben. Die Erfüllung der letztern hat also zweierlei 
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Voraussetzungen: die selbständige Betätigung des Individuums 
und die Gewährung jener Forderungen seitens der andern. Zwi- 
schen beiden waltet aber eine Verschiedenheit ob. Im Verhältniss 
zum Zweck erscheint die eigene Thätigkeit des Individuums als 
wirkende Ursache; die Erfüllung jener Forderungen aber sichert 
nur die Erreichung jenes Ziels und wird so zur Bedingung, 
welche vorhanden ist, damit ein anderes sein kann. 

Die Gesammtheit dieser Bedingungen nun, welche die Er- 
reichung der menschlichen Lebenszwecke ermöglichen, ohne die 
in dieser Verwirklichung sich bethätigende wahre Freiheit des 
Einzelnen auszuschliessen , macht das Recht aus, so dass sich 
dieses nicht blos als die negative Ordnung, sondern als positiv 
fördernde Ineinanderrichtung der menschlichen Lebenszwecke 
darstellt. 

Mit diesem positiven Rechtsbegriff, wie er von Krause, Ahrens, 
Röder, Schaffte u. a. begründet, von Zöpfl 1 ), Stein 2 ) u. a. an- 
genommen worden ist und für die weitere Ausbildung der Staats- 
wissenschaften bestimmend werden wird, ist der Unterschied, 
welcher zwischen Recht und Polizei, Rechten und Interessen, 
öffentlichem Wohl und Recht aufgestellt worden ist, weil der blos 
negative Rechtsbegriff nicht .die ganze Staatsthätigkeit zu decken 
vermochte, beseitigt und die Polizei als Theil der allgemeinen 
Rechtsaufgabe anerkannt 3 ). 

Die bürgerliche Gesellschaft in ihrer Organisation für die 
Herstellung jener Bedingungen ist der Staat. — Der Staat ist 
nicht blos das Centralorgan des politischen Lebens, auch nicht 
blos eine Ordnung des menschlichen Zusammenlebens; ebenso 
wenig ist er eine Persönlichkeit, deren staatsrechtliches Wollen 
das Volk als Objekt ergreift, vielmehr ist er die ganze Gesell- 
schaft in ihrer Organisation für das Recht. — Die Verwirklichung 
des Rechts nämlich setzt eine eigene hiefür bestimmte Organi- 



1) s. dessen neueste Aufl. seines Staatsrechts. 

2) Verwaltungslehre 1866. Th. II. S. 5. 59. 

3) Vergl. Schaffte 's Inauguralrede in der deutsch. Vierteljahrsschr. 
von 1861. 2. Heft, S. 17. Ferner: dessen Aufs, in der Zeitschr. für die 
gesammte Staats Wissenschaft von 1862 „Die Conkurrenas der Organe des 
Staatslebens. K 
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sation voraus , wie z. B. die Religion eine solche in der äussern 
Anstalt der Kirche gefunden hat. Durch diese Organisation er- 
langt die Forderung des Einzelnen an die Andern ein positives 
Dasein und die Fähigkeit der Erfüllung selbst beim Widerstreben 
des Verpflichteten. — Obwohl nun aber diese Forderung zunächst 
wieder an den Einzelnen geht, und der Staat die verschiedenen 
Willensbestimmungen in einander zu richten hat, so kann doch 
die Erfüllung jener Forderungen durch das Centralorgan der Ge- 
sellschaft als räthlich erscheinen, entweder weil alle Einzelnen 
gleichmässig verpflichtet sind, oder aber weil diese Art und Weise 
der Befriedigung sachlich als die zweckmässige™ erscheint. So 
sehen wir den Staat im e. S., d. h. das Centralorgan der Rechts- 
gesellschaft Aufgaben der Gesellschaft erfüllen, welche über das 
blose Bedingen der Thäligkeit der Einzelnen hinausgehen und aus 
wirtschaftlichen oder sonstigen Gründen gerechtfertigt sind. Aus 
diesem Verhaltniss erklärt es sich, dass gerade im Gebiet der 
sogen. Pflege oder Polizei eine aus dem Staatszweck ableitbare 
absolute Grenze für die Staatsthätigkeit nicht gefunden werden 
kann, wie dies Schriftsteller der verschiedensten Richtung aner- 
kennen *). 

Aus diesen zunächst noch sehr allgemeinen Bemerkungen haben 
wir nun einige Folgerungen, welche gerade für die Stellung des 
Staats zu den Gewerben von Bedeutung sind, zu ziehen. 

1) Wenn das Recht die Bedingungen des Culturlebens der 
Menschheit enthält, so müssen diese Bedingungen sich ändern, 
wenn die Grundlage, welche sie zu ihrer Voraussetzung halten, 
eine andere geworden ist. Diese Erkenntniss, dass die Rechts- 
Idee zu allen Zeiten ein und dieselbe ist, dass aber ihr konkreter 
Inhalt zu verschiedenen Zeiten ein verschiedener ist, und sein 
muss, wenn nicht nach des Dichters Wort Verstand Unsinn, Wohl- 
that Plage werden soll, ermöglicht eine Auflassung, welche den 
verschiedenen geschichtlichen Entwicklungsstufen Gerechtigkeit 
widerfahren lässt. Die mittelalterliche Zunft z. B. ist nicht ohne 



1) Vergl. i. B. Dietzel, die Volkswirthschaft und ihr Verhaltniss zu 
Staat und Gesellschaft. 1864. S. 382 ff. 
Ren tisch, der Staat und die Volkswirthschaft. 1863. S. 196. 
Hock, öffentliche Abgaben und Schulden. 1863. S. 6 4 7. 
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grossen Einfluss auf die damalige ßlüthe des Gewerbfleisses ge- 
blieben; die Abschliessung der Gewerbe in die Stadt ergab sich 
aus der daselbst herrschenden Sicherheit des beweglichen Ver- 
mögens, aus dem Vorhandensein des Kapitals, aus den geringeren 
Bedürfnissen des Landes u. s. w. Die Neuzeit verlangt unter ganz 
andern Voraussetzungen andere rechtliche Normirungen. 

2) Wenn die staatliche Aufgabe nicht blos vom Centralorgan 
der Rechts-Gesellschaft zu erfüllen, sondern jedem einzelnen Glied 
des Organismus der seiner Befähigung entsprechende Antheil an 
der Gesammtaufgabe zuzuweisen ist, so ergibt sich, dass auch 
an der Aufgabe für das gewerbliche Leben mit der Staatslhatig- 
keit im engern Sinn die Thätigkeit der Gemeinden, Vereine 
u. s. w. konkurriren kann. Es, gibt Bedingungen, die, weil 
allgemein verbindlicher Natur, nur von dem Centralorgan her- 
zustellen sind; andere können ebenso zweckgemäss von unter- 
geordneten Kreisen ausgehen. Selbst bei Massregeln, die vom 
Centralorgan getroffen werden, zeigt sich gerade auf unserem 
Gebiet eine Beihilfe der sachlich interessirten Kreise. Wir brau- 
chen nur an die Zusammensetzung der Gewerbekammern, der 
Centralstellen u. s. w., wo die Interessenten sogar zu ständigen 
Organen konstituirt sind, oder an die Enquelen u. dergl., wo sie 
vorübergehend mitwirken, zu erinnern, um die grosse Bedeutung 
dieser Beiziehung zu veranschaulichen. 

3) Wenn die Grundlage auch der Thätigkeit der Verwaltung 
im engern Sinn das Recht ist, so muss auch die Thätigkeit der 
Behörden auf gewerblichem Gebiet eine rechtlich normirte sein. 
Es sind von diesem Grundsatze aus zwei schiefe Anschauungen 
zu berichtigen: einmal diejenige, welche glaubt, dass die Ver- 
waltung willkürlich handle, und diejenige, welche in der Verwal- 
tungslhätigkeit nur die Vollziehung gesetzlich festgestellter Normen 
erblickt. Die letztere Ansicht, erklärbar aus dem Bestreben, die 
individuelle Rechtssphäre zu sichern, beruht auf einem Missver- 
ständniss über das Gesetzgebungsgebiet und die Staatsthätigkeit 
überhaupt. Aufgabe der letztern ist es, durch Ineinanderrichtung 
aller Culturbestrebungen die Erreichung sämmtlicher Lebenszwecke 
sicher zu stellen; gesetzlich festgestellt können aber nur dieje- 
nigen Bedingungen werden, welche in einer Reihe von Fällen 
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gleichmässiger und bleibender zutreffen, denn das Gesetz ist ge- 
wissermassen die Durchschnittsregel x ). Gleichwohl sind auch die 
nicht gesetzlich fixirten Bedingungen keine willkürlichen, sondern 
in der objektiven Natur der Dinge begründet, und darum ist auch 
bei Nichtvorhandensein einer gesetzlichen Grundlage die vollziehende 
Behörde rechtlich gebunden. Um die sachgemässe Vollziehung 
zu sichern, hat hier die Praxis seit langer Zeit, wie schon zu 
Pct. 2 hervorgehoben wurde, in die rein beamtenmässige Thätig- 
keit die Mitwirkung der interessirten Kreise verflochten, und nach 
dieser Seite hin ist die Ausbildung des konstitutionellen Systems 
von der Zukunft zu erwarten *). 



Bei Betrachtung der Gewer,beförderung im Einzelnen lassen 
sich verschiedene Eintheilungsgründe aufstellen. Es können die 
einzelnen wirthschaftlichen Elemente, welche dem Gewerbebetrieb 
zu Grund liegen, als: Kapital, Arbeit, Rohstoffe, Absatz u. s. w. 
als Eintheilungsglieder dienen. Eine andere Eintheilungsweise, 
welche wir in der weiteren Darstellung befolgen, geht von einem 
mehr formellen Gesichtspunkt aus, indem sie die Art und Weise 
der staatlichen Einwirkung beachtet. — 

So betrachten wir im Folgenden: 

1) Die gesetzliche Ordnung des Gewerbebetriebs. 

2) Die Organisation der besondern Behörden für das ge- 
werbliche Leben. 

3) Die staatlichen Anstalten für das Gewerbewesen; und 
endlich besprechen wir 

4) einzelne staatliche Massregeln, die sich nicht unter die 
vorstehenden Gesichtspunkte bringen lassen. 



I. Die gesetzliche Ordnung des Gewerbebetriebs. 
1. Gewerbe-VerfasBung. 
Eine der wichtigsten Fragen der neueren Gewerbepolitik hat 



1) Zu vgl. v. Gerber, Grundlage eines Systems des deutseben Staats- 
rechts, S. 9. 

2) Zu vergl. Schaffte a. a. 0. „Die Konkurrenz der Organe des 
Staatslebens. u 
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die rechtliche Ordnung des Handwerks gebildet. Es lassen sich 
im Wesentlichen drei Systeme unterscheiden: das Zunftsystem, 
wobei die Berechtigung zum Gewerbebetrieb abhängig ist vom 
Beitritt zu einer Zunft, dieser aber eine erstandene Lehr- und Ge- 
hilfenzeit und den Nachweis der persönlichen Befähigung voraus- 
setzt ; das System der obrigkeitlichen Conzessionirung, wobei zur 
Sicherheit des Nahrungsstandes der Gewerbtreibenden und im In- 
teresse des Publikums eine in der Regel eine Prüfung voraus- 
setzende obrigkeitliche Ermächtigung zum Betrieb eines Gewerbs 
erforderlich ist; und endlich das System der Gewerbefreiheit, 
welches wesentlich in der Beseitigung des Zunftzwangs, der Ab- 
grenzung der Arbeitsbefugnisse und der obligatorischen Prüfungen 
besteht. 

Das mittelalterliche Zunftsystem hat nun, wie bereits erwähnt, 
seine vollkommene Berechtigung gehabt. So lange die gewerb- 
liche Thätigkeit neben der Hausindustrie auf dem Handwerk ruhte, 
so lange das Handwerk eine traditionelle Fertigkeit und Geschick- 
lichkeit des Einzelnen voraussetzte, so lange die lokale Produktion 
und Consumtion vorwiegend auf einander angewiesen waren, und 
darin die Sicherung des Nahrungsstandes lag, so lange das ganze 
soziale Leben in festen Corporationen sich ausprägte : — insolange 
waren die Zünfte die geeignete Form der Ordnung des Hand- 
werks. 

Nachdem aber der korporative Geist des Mittelalters durch 
den Polizeistaat überwunden war, und nachdem der Gedanke der 
individuellen Freiheit sich Bahn gebrochen hatte, nachdem neben 
dem Handwerk eine Fabrikthätigkeit entstanden war und der lo- 
kale Absatzkreis sich zum nationalen und internationalen erweitert 
hatte, nachdem die Ausbildung des Handwerkers nicht mehr blos 
auf dem Weg der Uebung erfolgen konnte, nachdem ebendeshalb 
die Arbeitsgrenzen flüssiger geworden waren, nachdem endlich 
die Beschränkung der Zahl der einzelnen Gewerbenden bei der 
Zulassung auswärtiger Conkurrenz und ganz veränderten Verhält- 
nissen den Nahrungsstand nicht mehr zu sichern vermochte : — 
da waren die Zünfte nicht mehr gerechtfertigt. 

Die gleichen Gründe, welche gegen das Zunftsystem sprechen, 
lassen auch das Conzessions - System als unhaltbar erscheinen; 
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es gibt keine Behörde, welche den demselben zu Grunde liegen- 
den Gedanken verwirklichen könnte. 

Die heutige Ordnung des Handwerks kann daher nur auf 
dem Grundsatz der Gewerbefreiheit ruhen : umsomehr als die von 
der Gewerbefreiheit befürchteten Nachtheile : Steigerung der Herr- 
schaft des grossen Kapitals, Verarmung des Handwerks, zu früh- 
zeitige Niederlassungen, Uebersetzung der selbständigen Gewerbe 
u. s. w. nach einer längeren Probe, welche die Gewerbefreiheit 
bestanden "hat, nicht eingetreten sind. — 

In Frankreich wurde durch das berühmte Dekret vom 
17. März 1791 der Betrieb jeden Gewerbs unter der Bedingung 
der Lösung eines Patents freigegeben; das Gesetz vom 14. Juni 
1791 verbot die Vereinigung gleichartige Gewerbe treibender 
Handwerker und gab so allen Zunft-Einrichtungen den Todesstoss. 
— In England erfolgte die Abstreifung der Zunftschranken, 
dem Charakter der englischen Rechtsbildung gemäss, allmähliger. 
Dadurch, dass die englische Stadt-Verfassung im engen Zusam- 
menhang mit dem Grafschafts- Verband blieb, wurde die städtische 
Entwicklung nie von der grossen Bedeutung, welche sie in Deutsch- 
land einnahm. Die den Gilden und Corporationen der Boroughs 
ertheilten Privilegien führten allerdings zu ausschliesslichen Ge- 
werbe- und Innungsrechten, beschränkten sich aber auf das Gebiet 
der Boroughs und wurden auch da durch die Munizipalreform akte 
von 1835 Art. 9. abgeschafft. — Die gesetzliche Lehrzeit von 
7 Jahren war schon 1814 beseitigt worden. — In Preussen 
ist durch die Edikte vom 9. Okt. 1807, 27. Oktober und 2. Nov. 
1810 die Gewerbefreiheit eingeführt worden. Der Landeszuwachs 
in Folge der napoleonischen Kriege führte zu einer Verschieden- 
heit der Gesetzgebung, indem die gewerbepolizeilichen Vorschriften 
auf die neuerworbenen Landestheile nicht ausgedehnt wurden. 
Diese Verschiedenheit auszugleichen war die Aufgabe der neuen 
Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845. Sie beruht noch durch- 
aus auf dein alten Prinzip; die Innungen (Gew.-O. §§. 94. 101.) 
sind nur freie Assoziationen zur Förderung gewerblicher Interessen. 
Dagegen hat die Verordnung vom 9. Februar 1849, wie bereits 
angt mtet wurde, jenes Princip wieder verlassen. Bei einer 
gros n Anzahl von Handwerkern (§. 23. der cit. V.O.) wurde 
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der Beginn des selbständigen Gewerbebetriebs von dem Beitritt 
zu einer Innung nach vorgängigem Nachweise der Befähigung 
zum Betrieb des Gewerbs oder- von Ablegung einer Prüfung vor 
einer Prüfungs - Commission des Handwerks abhängig gemacht, 
eine Abgrenzung der Arbeitsbefugnisse vorgenommen (§. 28. 1. c), 
Gesellenprüfungen eingeführt u. dergl. — Einen bedeutenden An- 
stoss zur Verbreitung der Gewerbefreiheit hat Oesterreich 
durch das kaiserliche Patent vom 20. Dezbr. 1859, welches vom 
1. Mai 1860 die Gewerbefreiheit im ganzen Kaiserstaat mit Aus- 
nahme Venetlens, wo sie schon früher bestand, und der Militär- 
grenze, wo eigenthümliche Verhältnisse obwalten, in Kraft treten 
Hess, gegeben. — In Bai er n, wo der Uebergang zur vollen 
Gewerbefreiheit durch die grosse Zahl der Realgewerbeberech- 
tigungen erschwert ist, beruht die Gewerbegesetzgebung der sieben 
älteren Kreise des Königreichs noch auf dem durch das Gesetz 
vom 11. Septbr. 1825 begründeten Conzessionssystem ; indessen 
hat die Regierung durch die am 1. Juli 1862 ins Leben getretene 
Instruktion, so weit es innerhalb der Grenzen der bestehenden 
Gesetzgebung möglich war, liberaleren Grundsätzen Rechnung ge- 
tragen und strebt gegenwärtig zugleich mit der Ansässigkeits-, 
Heimats- und Armengesetzgebung (sog. soziale Gesetzgebung) 
eine Reform der Gewerbeordnung an. — In dem frühern König- 
reich Hannover hat sich die Regierung mit der Beseitigung 
des Zunftsystems beschäftigt; der Regierungs-Entwurf wollte den 
Zunftzwang fallen lassen, aber den einer Innung nicht beitretenden 
Gewerbegenossen gleichfalls Beiträge zur Förderung der gemein- 
samen Interessen des Gewerbs auferlegen. — In Sachsen ist 
seit dem 1. Januar 1862 durch Ges. vom 15. Oktober 1861, in 
Württemberg seit 1. Mai 1862 durch Ges. vom 12. Febr. 
1862, in Baden durch Gesetz vom 20. Sept. 1862 seit 15. Okt. 
1862 die Gewerbefreiheit eingeführt. Auch in den thüringi- 
schen Staaten herrscht seit dem Jahr 1863, in Oldenburg 
seit 1861, seit 1864 auch in Braunschweig Gewerbefreiheit ; 
auch in Hessendarmstadt ist dieselbe durch Verordnung vom 
16. Febr. 1866 vollends eingeführt worden. 

Es sind also nur noch wenige Gebiete in Deutschland, in 
denen sich das alte Zunftsystem erhalten hat; es kann darüber 
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kein Zweifel sein, dass die Gewerbefreiheit einst die gemeinsame 
Ordnung des deutschen Handwerks bilden wird. — 

2. Das freie Innungswesen. 

Das französische Gesetz vom 14. Juni 1791, welches die 
Vereinigung der Arbeiter des gleichen Handwerks ganz verboten 
hatte, war offenbar zu weit gegangen. — Die neueren Gewerbe- 
gesetzgebungen lassen daher freiwillige derartige Vereinigungen 
unter der Voraussetzung, dass dieselben nicht dazu benüzt wer- 
den, die eben beseitigten Beschränkungen wieder einzuführen, zu, 
knüpfen aber mit Recht die Erlangung der juristischen Persön- 
lichkeit für dieselben an eine Staatsgenehmigung. — Die Frage 
ist sogar die, ob nicht dem einzelnen Gewerbtreibenden die Pflicht 
aufzulegen sei, mit andern Gewerbtreibenden gleichen oder ver- 
wandten Betriebs zur Erreichung der Zwecke der Gesammtheit 
sich zu vereinigen *). Als solche Zwecke hat man vorzugsweise 
im Auge: Sorge für die Ausbildung des Gewerbestands, insbe- 
sondere Ueberwachung des Lehrlingswesens, Mitwirkung bei frei- 
willigen Prüfungen, gemeinschaftlicher Absatz der Erzeugnisse 
und gemeinschaftliche Anschaffung von Rohstpffen, Verallgemeine- 
rung von Unterstützungskassen, Vertretung des Gewerbestands 
gegenüber den Staatsbehörden , Bildung der Grundlage für die 
Wahlen in die Gewerbekammern, Mitwirkung bei der Besteurung 
der Gewerbe, Beilegung von Streitigkeiten zwischen Arbeitgebern 
und Gehilfen u. s. w. — Es stehen sich hier zwei Ansichten 
gegenüber: die eine will die Zünfte als moderne Innungen, ent- 
weder mit Zwang zum Beitritt oder mit besonderer Begünstigung 
der denselben angehörigen Handwerker von Gesetzeswegen auf- 
recht erhalten wissen, oder aber neue Innungen bilden; die an- 
dere Ansicht dagegen geht davon aus, dass auch auf diesem Ge- 
biet alles der freien Genossenschaft überlassen werden könne. 



1) Vergl. v. Mo hl, Polizeiwissenschaft. 3. Auflage. S. 295. 
v. Steinbeil, die Elemente der Gewerbebeförderung u. s. w. 1853. 

S. 243 ff. 
Verhandlungen des volkswirtschaftlichen Congresses von 1861, und 
Deutsches S taa ts wör terbuch von Bluntschli u. Brater. Artikel 

„Gewerbe." 
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So wenig wir die letztere Ansicht für richtig halten, so wenig 
können wir den ersteren Vorschlag billigen. Er beruht, wie dies 
mit Recht hervorgehoben wurde, auf dem eben verlassenen Princip 
der Abscheidung der Gewerbe nach bestimmten Arbeitsgrenzen; 
er übersieht, wie theils die Gemeinden, theils die Gewerbeschulen, 
theils die Gerichte, theils freiwillige Vereinigungen den grössten 
Theil jener Aufgaben übernommen haben, welche man den In- 
nungen zuweisen wollte; er verkennt daher das der modernen 
Gesellschaft eigenthümliche Princip, wonach je für besondere Zwecke 
über die verschiedensten Schichten der Gesellschaft sich er- 
streckende Assoziationen gebildet werden, wodurch eine Solidari- 
tät der verschiedenen Gesellschaftsklassen erreicht, zugleich aber 
auch die Erreichung des Zwecks sicherer gestellt ist, als wenn 
er in der Begrenzung auf gewisse Gesellschaftsklassen zu erreichen 
gesucht wird. — Eine ganz andere Frage ist die, in wieweit mit 
der allgemeinen Beiziehung des Volks zur Theilnahme an der 
Staats- Verwaltung eine bestimmte Organisation des Gewerbestands, 
etwa im Anschluss an die Bezirks- Verwaltung , zur Vertretung 
der Interessen des Gewerbestands erforderlich sei. Diese Orga- 
nisation hätte sich als besonderes Glied der Staats- Verwaltung in 
deren Organismus einzufügen und kann daher erst bei der staat- 
lichen Organisation für das Gewerbe näher in Betracht kommen. — 

Hier ist noch ein Blick auf die gesetzliche Regelung der 
Frage über den Fortbestand und die Gründung von Innungen zu 
werfen. 

Die österreichische Gewerbeordnung vom 20. Dezbr. 
1859 *) bestimmt, dass unter denjenigen Gewerbetreibenden, welche 
gleiche oder verwandte Gewerbe in einer oder nachbarlichen Ge- 
meinden betreiben, ein gemeinschaftlicher Verband aufrecht zu er- 
halten, und wo er nicht besteht, herzustellen sei. Ein absoluter 
Zwang zur Bildung von Genossenschaften ist im Gesetz nicht 
ausgesprochen ; dagegen wird jeder, der ein Gewerbe selbständig 
betreibt, Mitglied des vorhandenen Verbands, während Lehr- 
linge und Gehilfen nur Angehörige desselben sind. Als Aufgabe 



1) Vergl. v. Stubenrauch, Handbuch des österr. Gewerberechts 
§§. 105 ff. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1867. I. Heft. 5 
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dieser Genossenschaften ist die Sorge für Erhaltung geregelter 
Zustände zwischen den Mitgliedern der Genossenschaft und ihren 
Angehörigen besonders in Beziehung auf den Lehr- und Dienst- 
verband, die Austragung von Streitigkeiten zwischen den selb- 
ständigen Gewerbetreibenden und ihren Gehilfen and Lehrlingen, 
die Gründung oder Förderung von Fachschulen und die Beauf- 
sichtigung derselben, die Gründung von Unterstützungsanstalten 
in Fällen der Erkrankung oder sonstigen Nothlage, die Erstattung 
von Gutachten, die Mitwirkung bei Vollziehung von Gesetzen und 
dergleichen bezeichnet, auch kommt ihnen die Verwaltung des 
genossenschaftlichen Vermögens zu. Es ist denselben ein unter 
der Aufsicht der Staatsbehörde für ihre Zwecke auszuübendes Be- 
steurungsrecht eingeräumt. Die Genossenschaft wird theils durch 
sämmtliche Mitglieder, theils durch den Genossenschafts- Vorstand 
vertreten ; zur Ueberwachung ist von der Staatsbehörde ein ei- 
gener Commissär beigegeben. — 

In Preussen hatte das Edikt vom 7. Sept. 1811 die bis 
dahin bestandenen Corporationen fortbestehen lassen und es in 
das Belieben jedes einzelnen Gewerbenden gestellt, ob er sich 
der Corporation seines Gewerbs anschliessen wolle oder nicht. 
Die Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 erklärte die älteren 
Innungen für fortbestehend, ohne den Betrieb eines Gewerbs von 
dem Beitritt zu denselben abhängig zu machen; auch gestattete 
sie die Ausscheidung einzelner Mitglieder aus denselben. Zugleich 
sprach sie aus, dass diejenigen, welche an demselben Orte gleiche 
oder verwandte Gewerbe betreiben, zu einer Innung zusammen- 
treten können. Während bei der Aufnahme in eine solche in der 
Regel jedes Mitglied die Befähigung zum Betrieb des Gewerbes 
nachweisen soll, sind auch Innungen gestattet, bei welchen ein 
Nachweis der Befähigung nicht verlangt wird, sondern der Ein- 
tritt unmittelbar durch den Betrieb des Gewerbes erfolgt, übrigens 
haben in solchen Innungen die nicht geprüften Genossen (so weit 
sie nach der Verordnung vom 9. Febr. 1849 überhaupt noch vor- 
kommen können) kein Stimmrecht und keine Theilnahme an der 
Verwaltung. — Es bestehen demnach zweierlei Arten von In- 
nungen: die älteren mit allerdings revidirten Statuten, und die in 
Folge des Gesetzes vom 17. Januar 1845 gegründeten. Als 
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Zweck der letzteren ist bezeichnet: Wahrnehmung der Verhält- 
nisse der Lehrlinge, Gesellen und Gehilfen der Innungsgenossen 
und entsprechende Einwirkung, die Verwaltung der Kranken-, 
Sterbe-, Hilfs- und Sparkassen der Innungsgenossen, Fürsorge für 
die Wittwen und Waisen derselben. — In Sachsen hat das 
Gewerbegesetz vom 15. Okt. 1861 die alten Zünfte als gewerb- 
liche Genossenschaften fortbestehen lassen. (§. 9G.) Ebenso 
können neue Vereinigungen der Gewerbtreibenden entweder als 
freie Vereine oder als gewerbliche Genossenschaften im engern 
Sinn d. h. als Innungen gebildet werden (§. 87), ohne dass be- 
züglich der letztern ein Zwang zum Beitritt statt hat (§. 90). 
Allerdings können die der Innung sich nicht anschliessenden, dem- 
selben Gewerbe angehörigen selbständigen Gewerbetreibenden ei- 
nes Orts oder Bezirks durch Beschluss der Regierungsbehörde 
genöthigt werden, angemessene Beiträge zur Gründung und För- 
derung von Fachschulen und ähnlichen gemeinnützigen Anstalten 
zu geben. — Die Aufgabe dieser Innungen besteht in der För- 
derung gemeinsamer Angelegenheiten, insbesondere in : Regelung 
des Verhältnisses zwischen Gewerbtreibenden und ihren Lehrlingen, 
Beilegung der Streitigkeiten in Gewerbsangelegenheiten zwischen 
Genossen untereinander und Lehrlingen und Gehilfen, Gründung, 
Förderung und Verwaltung von Fachschulen, Gründung von Unter- 
Stützungskassen. Nur die einer Innung selbständig Angehörigen 
haben die Benennung „Meister" zu beanspruchen. Die Innungs- 
statuten sind der Regierung zur Genehmigung vorzulegen. —Auch 
in Sachsen-Weimar sind die Zünfte in ähnlicher Absicht 
beibehalten worden. — 

In Württemberg, wo die von der Centralstelle für Ge- 
werbe und Handel ausgegangenen Anträge auf Umgestaltung der 
Gewerbeordnung die Innungen festhielten, ist dieses Institut aus 
dem Regierungs-Entwurf nicht in das Gesetz übergegangen ; auch 
andere deutsche Staaten z. B. Baden, Sachsen-Coburg, 
haben auf die Fortsetzung der Zünfte in der reformirten Gestalt 
der Innungen verzichtet. 

Wenn wir in Betracht ziehen , dass in Oesterreich die 
angeführten Bestimmungen nicht vollständig zur Ausführung ge- 
kommen sind und im Jahr 1861 der Antrag gestellt wurde, 
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an Stelle der bestehenden Vorschriften einfach die Bestimmung 
zu setzen, dass den Gewerbetreibenden gestaltet sei, innerhalb 
der gesetzlichen Schranken Genossenschaften zu bilden ') ; dass 
in Sachsen schon mehrfach Stimmen gegen die bestehende Ein- 
richtung erhoben worden sind; dass sodann in den Staaten, in 
welchen keine Innungen bestehen, ein Missstand daraus sich nicht 
ergeben hat: so werden wir auch nach Betrachtung des gesetz- 
lichen Zustands das ausgesprochene Urtheil festhalten dürfen. — 

3. Inhalt der Gewerbefreiheit; Begrenzung derselben. 

Die Gewerbefreiheit schliesst die Befugniss in sich, ohne 
Beschränkung die Arbeitskraft an der äusseren Stoffwelt zu be- 
tätigen. Diese Freiheit hat sich aber unserem Rechtsbegriffe 
gemäss in einer Weise geltend zu machen, dass sie mit den 
übrigen Cultur- Interessen nicht in Widerspruch tritt; die Be- 
dingungen, hiefür aufzustellen , ist Sache des Staats. Sie sind 
theils persönlicher, theils sachlicher Natur. 

a) Zunächst leuchtet ein, dass der selbständige Betrieb eines 
Gewerbs, in dessen Folge sich die verschiedenartigsten rechtlichen 
Verpflichtungen entwickeln, nur demjenigen gestattet werden kann, 
der dispositionsfähig ist 2 ). Würde auch demjenigen, der sich 
rechtsgiltig nicht verpflichten kann, der Betrieb eines Gewerbs 
in derjenigen Form gestattet, in welcher sich die ökonomische 
Selbständigkeit ausdrückt, ohne dass die juristische Selbständigkeit 
vorläge, so ergäbe sich daraus eine für das Verkehrsleben schäd- 
liche Inkongruenz. Die Mehrzahl der neueren Gewerbeordnungen s ) 
stellt daher jenes Erforderniss auf, und da , wo anscheinend es 
nicht festgehalten ist, wie z. B. in Baden 4 ), kommt in Betracht, 
dass Minderjährige in weitem Umfang dispositionsfähig sind. Na- 
türlich kann da, wo jene ökonomische Selbständigkeit weniger 
wichtige Folgen hat, bei Gewerbszweigen, die im Lohn oder als 



1) Vergl. Hascher, das deutsche Gewerbewesen. 1866. S. 602. 

2) Zu vergleichen M o h 1 , 1. c. S. 301. 

3) Z. B. österr. Gew.-O. §. 4, Sachs. Gew-.Ges. §. 3, württb. Art. 2, 
preuss. Gew.-O. §. 16. 

4) Turban, bad. Gew.-O. S. 4. 
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Nebenbeschäftigung betrieben werden, wohl eine Ausnahme ein- 
treten *). 

b) Einer gerechten Forderung und der wirtschaftlichen 
Zweckmässigkeit entspricht es, wenn die Berechtigung zum Ge- 
werbebetrieb (abgesehen natürlich von privatrechtlichen Beschrän- 
kungen der Ehefrauen) nicht mehr vom Geschlecht abhängig ge- 
macht wird 8 ). Selbst diejenigen , welche darin eine Gefahr für 
die Gesundheit des Familienlebens erblicken, müssen sich ver- 
gegenwärtigen, dass mit der Zulassung der Möglichkeit des Ge- 
werbebetriebs jene Gefahr an sich noch nicht verbunden ist, und 
ebensowenig mit dem wirklichen Betrieb verbunden zu sein 
braucht. — 

c) Da das Recht zum Gewerbebetrieb an sich ein mit der 
Thatsache der menschlichen Freiheit gegebenes ist, so sollte das- 
selbe von der politischen Angehörigkeit an das Gebiet, in welchem 
es betrieben werden will, nicht abhängig gemacht und ein Unter- 
schied zwischen In- und Ausländern in dieser Beziehung nicht 
aufgestellt werden. Auch aus wirtschaftlichem Gesichtspunkt 
spricht gegen jene Unterscheidung die Erwägung, dass vorge- 
schrittenere ausländische Gewerbtreibende sehr oft einen neuen 
Industriezweig begründet oder einem einheimischen einen neuen 
Aufschwung verliehen haben, während andererseits weniger vor- 
angeschrittene Industrielle eine Gefährdung der Inländer nicht be- 
fürchten lassen. Einzelne Gewerbeordnungen 8 ) verlangen eine 
besondere Genehmigung für jeden Fall; die meisten*) halten an 
der Gegenseitigkeit fest; ein Standpunkt, der dem eigenen Inte- 
resse des betreffenden Staats nicht zu entsprechen scheint, übri- 
gens durch die Verwaltung häufig zu Gunsten der Freiheit ver- 
werthet werden kann. — 

d) Nicht unmittelbar aus dem natürlichen Recht der Persön- 
lichkeit lässt sich die Befugniss der Aktiengesellschaften (Com- 



1) Vergl. württ. Gew.-Ges. 1. c. 

2) Vergl. i. B. württemb. Gew.-O. Art. 2, österr. Gew.-O. %. 4, bad. 
Gew.-Ges. Art 1. 

3) Z. B. die österr. Gew.-O. $. 10. 

4) Z. B. die bad. Art. 3, württ. Art. 6. In Preussen bedürfen nach 
Gesetz vom 22. Juni 1861 nur noch die Jurist. Personen Genehmigung. 
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mandite-Aktiengesellschaften) und der juristischen Personen zum 
Gewerbebetrieb ableiten. Die Frage, wie sich der Staat dem 
Gewerbebetrieb durch solche Kapital- Vereinigungen gegenüber zu 
verhalten habe, ist daher, allerdings mit besonderer Bezie- 
hung auf Handelsgeschäfte, Gegenstand vielfacher Erörterungen 
geworden. Es ist von Wichtigkeit, zu beachten, dass die gesell-- 
schaftliche Unternehmung ihre innere Grenze hat, und eine Unter- 
drückung der individuellen Unternehmung, wie sie vielfach be- 
fürchtet wurde, nicht eintreten wird; andererseits würde eine 
besondere Staatsgenehmigung leicht die individuelle Vorsicht ein- 
schläfern und auf den Staat eine Verantwortung überwälzen, der 
er nicht gewachsen ist. Von den beiden Standpunkten , die im 
Wesentlichen von der Gesetzgebung eingenommen werden, em- 
pfiehlt sich daher vielmehr derjenige, der sich auf Feststellung 
allgemeiner Normativbestimmungen für derartige Gesellschaften be- 
schränkt, als derjenige, welcher in jedem einzelnen Fall staatliche 
Genehmigung verlangt. — In England ist für Gesellschaften 
mit beschränkter Haftbarkeit durch die Akte vom 14. Juli 1856 
(19. u. 20. Victoria c. 47) die Theilnahme von mindestens 7 Mit- 
gliedern, Spezialität des Unternehmens, öffentliche Registrirung u. a. 
(was hauptsächlich gegen Aktienschwindel gerichtet ist und nicht 
hieher gehört) vorgeschrieben worden. In neuester Zeit ist die 
Akte vom 7. Aug. 1862 (25. 26. Victoria c. 29) erlassen worden, 
welche die Gründung aller Gesellschaften von mehr als 20 Per- 
sonen von der Registrirung abhängig macht und sehr strenge 
Polizeimassregeln einführt. — In Frankreich ist durch den 
Code de commerce für Aktiengesellschaften Genehmigung ver- 
langt; indessen hat ein Gesetz vom 23. Mai 1863 x ) Gesellschaften 
mit beschränkter Haftbarkeit von mindestens 7 Mitgliedern mit 
einem Aktienkapital von nicht über 20 Mill. Franken ohne beson- 
dere Genehmigung, unter Aufstellung allgemeiner Normativbestim- 
mungen für zulässig erklärt. — In Deutschland hat bekannt- 
lich das allgemeine deutsche Handelsgesetzbuch die Frage von 
der besondern Genehmigung der Aktiengesellschaften (soweit sie 
Handelsgeschäfte betreiben) der Landesgesetzgebung zur Entschei- 



1) S. Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaft von 1865. S. 245. 
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dung überlassen und diese hat mehrfach das Prinzip einer Ge- 
nehmigung aller Gesellschaften verlassen *). 

e) Während der dem Antritt eines Gewerbs vorgängige Nach- 
weis der Befähigung ganz im Geiste des Zunftsystems liegt, muss 
vom Standpunkt der Gewerbefreiheit aus jede solche Prüfung als 
Ausnahme betrachtet und als solche gerechtfertigt sein. Die 
Gründe, welche man für die Beibehaltung der Prüfung als allge- 
meinen Instituts angeführt hat, dass dadurch die Lehrlingsbildung 
gefördert, das Publikum gegen Gefährdung von Leben, Gesundheit 
und Eigenthum gesichert und die Gemeinden vor Uebersetzung 
mit stümperhaften Gewerbtreibenden behütet werden, dass endlich 
dadurch das Selbstgefühl der Handwerker gehoben werde, und 
•welche z. B. in Preussen theilweise die bekannte Verordnung vom 
9. Febr. 1849 veranlasst haben, sind in dieser Allgemeinheil un- 
zutreffend. — Die Bildung der Lehrlinge zu überwachen, ist Sache 
der Väter und Vormünder, und von Staatswegen sind nur die 
weiter unten anzuführenden Einrichtungen zu Erwerbung tüchtiger 
Fachkenntnisse zu treffen; in der gesteigerten Conkurrenz liegt 
von selbst ein wirksamer Antrieb zu Benützung derselben, und 
ebendadurch ist die Gefahr eines Ueberwiegens der Stümper gegen- 
über den tüchtigen Handwerkern beseitigt. Die Sicherheit des 
Publikums rechtfertigt freilich in einzelnen Fällen, z. B. bei Apo- 
thekern, Laboranten eine Prüfung, weil hier die Einsicht in die 
Erzeugnisse dem Publikum nicht zuzutrauen ist. — Gegen die 
allgemeine Beibehaltung der Prüfungen spricht die Erfahrung 
in Ländern , wo sie beseitigt und in solchen , wo sie fest- 
gehalten worden sind 2 ). Die neueren deutschen Gewerbe- 
gesetze haben daher, im Anschluss an die französische und 
englische Gesetzgebung, auf den allgemeinen Prüfungszwang 
verzichtet. — Die österreichische Gewerbeordnung verlangt 
bei den sog. Pressgewerben den Ausweis über eine genügende 



1) Vergl. z. 6. bad. Einf.-Ges. Art. 30 und württ. Eint. -Ges. Art. 35, 
wo nur bei Gesellschaften, die Bank- und Creditgeschäfte , Sach- oder 
Lebens-Versicherungen, und den Bau von Eisenbahnen für den öffentlichen 
Verkehr zum Gegenstand ihres Unternehmens machen, Genehmigung ver- 
langt ist. 

2) Vergl. v. Bitzer, Staats w. Zeitschr. v. 1858. S. 223 ff. 
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allgemeine Bildung ') ; ebenso wird von Maurern , Steinmetzen, 
Zimmerleuten, die in ihr Gewerbe einschlagende Arbeiten selb- 
ständig leiten 2 ), von Büchsenmachern 8 ) und Feuerwerkern *) Be- 
fähigungsnachweis verlangt ; die sächsische Gew.-O. 5 ) stellt das 
Erforderniss des Befähigungsnachweises bei der Ausübung des 
Hufbeschlags und der selbständigen Ausführung und Leitung von 
Bauten, die württembergische 6 ) bei Apothekern und den denselben 
gleichzuachtenden Laboranten auf. — 

ChDie UntersaguBg des Gewerbebetriebs zur Strafe gehört 
dem Strafrechte an; der Nachweis besonderer Zuverlässigkeit 
rechtfertigt sich recht wohl bei einzelnen Gewerben, z. B. bei 
Wirthen 7 ). 

g) Neben den angeführten auf die Person bezüglichen Be- 
dingungen der Gewerbefreiheit hat dieselbe eine örtliche Bezie- 
hung in dem Sinn, dass es dem einzelnen Gewerbtreibenden ge- 
stattet ist, sein Gewerbe in verschiedenen Räumlichkeiten eines 
und desselben Wohnbezirks und in verschiedenen Gemeinden zu 
betreiben 8 ). Durch den Betrieb eines Gewerbs in einer bestimm- 
ten Gemeinde tritt eine Verbindung mit dem wirthschaftlichen und 
sozialen Verband derselben ein und es entsteht die Aufgabe, einer- 
seits die Bedingungen festzustellen, unter welchen die soziale und 
wirtschaftliche Angehörigkeit rechtliche Folgen mit sich bringt, 
andererseits die Möglichkeit des Aufenthalts ohne Beziehung zum 
rechtlichen Verband auf gewisse Zeit zu gewähren. — Die Hei- 
mat- und Freizügigkeitsgesetzgebung ist somit der Gewerbegesetz- 
gebung innerlich verwandt und die Erfolge der letzteren sind durch 
eine von gleichen Grundsätzen geleitete Reform der ersteren be- 
dingt. — Die neueren Gesetze haben in der Regel auch dieses 
Gebiet berührt; in der Mehrzahl ist die politische Gemeindeange- 
hörigkeit von der Befugniss zum Gewerbebetrieb getrennt wor- 



1) Gew.-O. 8- !<«• 2 ) 1- c - §• 22 3 ) •• c - '§• 25, 4 > l *• §* 26 ' 

5) $. 16. 

6) Art. 14. 

7) Vergl. z. B. württb. Ges. vom 3. Nov. 1855. Art. 13, österreichi- 
sche Gew.-O. §. 18, badische Gew.-O. Art. 5. 

8) Zu, vergl. bad. Gew.-O. Art. 2, württb. Gew.-Q. Art. 3» ost err. 
Gew.-O. f. 11. 
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den 1 ). Dadurch entsteht nun aber in denjenigen Staaten, in 
welchen das System der erblichen 6emeindegenossenschaft herrscht 
(Württemberg, Baden), insofern eine Unzukömmlichkeit , als der 
Werth der politischen Gemeindeangehörigkeit, zumal wenn die 
Gemeindewahlrechte nicht mehr daran geknüpft sind, sich ver- 
ringert und eine mit den neueren Verhältnissen nicht mehr ver- 
einbare Trennung zwischen dem thatsächlichen und dem recht 
liehen Gemeinde - Verband eintritt. Die weitere Entwicklung der 
Folgen der Gewerbefreiheit wird zu einer Aenderung der Heimat- 
gesetzgebung drängen 2 ). 

h) Wir haben wiederholt hervorgehoben, dass das gewerb- 
liche Leben nur ein Theil der Cultur - Entwicklung sei und dass 
der Staat die ganze Culturthätigkeit rechtlich zu bedingen und 
dadurch in ihrem Erfolg sicherzustellen habe. So berechtigt an 
sich der gewerbliche Betrieb und dessen möglichste Ausbildung 
ist, so ist er doch nur ein Theil des menschlichen Zwecksystems 
und muss mit den verschiedenen andern gleichberechtigten Lebens- 
zwecken in Einklang gebracht werden. Es liegt dies im Vortheil 
der gewerblichen Entwicklung selbst, denn jede Loslösung aus 
jenem Zusammenhang würde, weil das Culturleben ein einheit- 
liches ist, dieselbe auf die Dauer schädigen. Das eben ist die 
grosse Wahrheit, dass im Gesammtgebiet der menschlichen Zwecke 
jeder einzelne Zweck zugleich Mittel für den andern werden soll. 
Aus diesen Bemerkungen ergibt sich die Rechtfertigung dafür, dass 
gewisse gewerbliche Anlagen nur unter bestimmten Voraussetz- 
ungen errichtet und der Betrieb gewisser Gewerbe aus sicher- 
heits-, gesundheits-, feuerpolizeilicher Rücksicht einer weiter gehen- 
den Staatseinmischung unterworfen ist. Inwieweit in dieser Hin- 
sicht das staatliche Eingreifen zu gehen habe, lässt sich nicht ein 
für allemal durchgreifend bestimmen, sondern ist nach Verschie- 

t) Z. B. württb. Gew.-O. Art. 5, für Baden s. Turban 1. o. S. 6, östr. 
Gew.-O. $.9. 

2) Vergl. Schaffte, deutsches Gewerbe- und Heimathrecht nach den 
Grundsätzen der Gewerbefreiheit und der Freizügigkeit, Deutsche Viertelj.- 
Schrift 1859, 1. Heft. v. Bitzer, das Recht auf Armenunterstützung und 
die Freizügigkeit. 1863, und weiter über die Niederlassungsfrage : v. Schüz, 
Staatswissenschaftliche Zeitschr. von 1848. S. 35 ff. 
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denheit der Verhältnisse verschieden zu beantworten; diese Ver- 
schiedenheit geht soweit, dass es schwer ist, eine vollständige 
Nonnirung im Wege der Gesetzgebung zu treffen, und vielfach 
der Verwaltung ein grösserer Spielraifm überlassen bleibt. — 
Bei ßeurtheilung dieser Fälle muss aber stets der allgemeine Ge- 
sichtspunkt festgehalten werden, dass es sich dabei um eine Aus- 
gleichung zwischen verschiedenen Zwecken, nicht um eine äusser- 
liche Bevorzugung des einen vor dem andern handelt. — Eine 
vollständige Erörterung dieser Verhältnisse fällt übrigens deshalb, 
weil die den einzelnen Bestimmungen zu Grund liegenden Motive 
nicht der Thätigkeit des Staats für das Gewerbe entspringen 
ausser den Kreis unserer Betrachtung; wir beschränken uns ai 
einige Andeutungen. 

Während eine blose Anzeige vom Beginn eines selbständigei 
Gewerbebetriebs regelmässig verlangt wird *) und aus steuerlichen 
und statistischen Rücksichten bei allen Gewerben zutrifft, ist bei 
denjenigen gewerblichen Anlagen, welche für die Nachbarn oder 
das Publikum überhaupt mit Gefahren oder grösseren Belästigungen 
verknüpft sind, eine besondere Genehmigung der Staatsbehörden 
(Cognition bzw. Conzession) 2 ) erforderlich. Uebrigens prägt sich 
auch hier ein durchgreifender Unterschied zwischen der eng- 
lisch e n Gesetzgebung einerseits und der französischen und 
deutschen andererseits aus. Während in England diese Be- 
schränkungen nicht in einer einzigen Gewerbeordnung zusammen- 
gefasst sind, welche von den Verwaltungsbehörden gehandhabt 
würde, sondern in einer Reihe einzelner Gesetze, deren Hand- 
habung den Gerichten zukommt s ), ist in Deutschland und Frank- 
reich auf Grundlage besonderer gesetzlicher Normen ein eigen- 



1) Z. B. württb. Gew.-O. Art. 4. 

2) Der Unterschied zwischen Cognition und Conzession, wie er z. B. 
in dem Bericht der Commission der württemb. Kammer der Abgeordneten 
(1856—61. 1. Beilage-Band 4te Abth. S.2T55) aufgestellt ist, scheint uns 
prinzipiell nicht zuzutreffen, wenn auch pos. Gesetzgebungen diese Unter- 
scheidung machen. Auch bei Conzessionsgewerben im eigentlichen Sinn 
scheint uns ein Recht des Einzelnen vorauszusetzen zu sein. 

3) S. deutsches Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater. Artikel 
„Gewerbe." 4. Bd. S. 325. 



in Beziehung auf das gewerbliche Leben, 75 

thümliches Verwaltungs - Verfahren eingerichtet worden. — Das 
Wesen desselben besteht in einer öffentlichen Provokation, in 
Folge deren die mit der betreffenden Anlage in Collision kom- 
menden Interessen, namentlich insoweit sie noch nicht die Gestalt 
von festbegrenzten subjektiven Rechten angenommen haben, er- 
mittelt und bei der Entscheidung berücksichtigt werden. Die ad- 
ministrative Entscheidung, deren Objektivität durch die Möglichkeit 
der Beschwerde-Erhebung sicherzustellen gesucht wird, beschränkt 
sich in der. Regel nicht blos auf die Anwendung objektiver Rechts- 
sätze, sondern stellt nach den Verhältnissen des einzelnen Falls 
die Bedingungen, unter welchen eine Anlage zulässig ist, fest, 
findet also gewissermassen erst das Recht. Obwohl dies die- 
Beachtung aller konkreten Verhältnisse zulässt, ist doch im Inte- 
resse der Rechtsgleichheit zu wünschen, dass, soweit immer mög- 
lich, eine gesetzliche Normirung eintritt, wie auch für alle privat- 
rechtlichen Einwendungen stets der Weg zum Richter offen zu 
bleiben hat. 

In Frankreich 1 ) sind die einer besondern Staatsgeneh- 
migung bedürftigen ungesunden, gefährlichen oder mit einer Be- 
lästigung verbundenen Anlagen durch Dekret vom 15. Okt. 1810, 
ergänzt durch Verordnung vom 14. Januar 1815 und modifizirt 
durch Verordnung vom 25. März 1852 und durch eine Reihe 
weiterer Verordnungen unter besonderer Aufzählung in 3 Classen 
eingeteilt: 1) solche, welche von den Wohnungen entfernt sein 
müssen ; 2) solche, deren Entfernung von den Wohnungen nicht 
durchaus geboten ist; 3) solche, welche ohne ünzuträglichkeit 
in die Nähe der Wohnungen kommen können, aber der Ueber- 
wachung durch die Polizei unterworfen bleiben. — Für Dampf- 
kessel-Anlagen sind im vorigen Jahre neue Bestimmungen er- 
gangen. — In Oesterreich zählt das Gewerbegesetz 2 ) die 
einzelnen Betriebs-Anlagen auf, zu welchen besondere Genehmi- 
gung erforderlich ist ; indessen ist das Verzeichniss jederzeit durch 
das Ministerium abänderbar; ebenso verhält es sich in Sachsen 3 ); 



t) Zu vergl. Block, M., dictionnaire de l'administration francaise. 
S. 786. 

2) §. 33. 

3) Sachs. Gew.-Ges. §. 23. 
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auch das preussische Gesetz vom 1. Juli 1861 benennt 
die betreffenden Anlagen im Einzelnen. Das württember- 
gische Gewerbegesetz 1 ), wie das badische 2 ) beschränkt 
sich darauf, die hieher gehörigen gewerblichen Anlagen allgemein 
zu bezeichnen. In Württemberg enthält dann die Verfügung vom 
9. April 1863 die näheren Bestimmungen. 

Das Verfahren ist in allen diesen Gesetzen bzw. Verfügungen 
ganz gleichförmig geordnet und realisirt den oben bezeichneten 
Grundgedanken. 

i) Es ist hier noch auf die Beschränkungen aufmerksam zu 
machen, welche für den Gewerbebetrieb theils aus Hoheitsrechten 
des Staats, z. B. bei der Besteuerung oder in Grenzzollbezirken, 
wegen der Münzhoheit (Prägmaschinen) u. s. w. , theils aus be- 
sonderen Regalien z. B. dem Bergregal (welches z. B. bisher in 
Württemberg zum Eisenerzmonopol des Staats gesteigert war, jetzt 
aber naturgemäss eingeengt werden soll) entstehen. Uebrigens 
gehört die Ausführung darüber nicht hieher. 

k) Der Betrieb einzelner Gewerbe ist nach den neueren Ge- 
werbeordnungen von obrigkeitlicher Bestellung abhängig. Uebri- 
gens gehören diese Gewerbe grossentheils nicht dem Begriff der 
technischen Gewerbe im engern Sinn an und bleiben hier ausser 
Betracht. 

1. Die Stellang des Unternehmers zu dem gewerblichen Hilfspersonal. 

Nach dem Geiste der Zunft -Verfassung erschien die Lehr- 
und Gehilfenzeit als der ordnungsmässige Stufengang, auf welchem 
die dereinstige Selbständigkeit als Meister zu erzielen war. Es 
war natürlich, dass insolange die Zünfte blühten, sie sich zur Auf- 
gabe machten, diesen Gang zu überwachen , zu leiten und zu 
regeln, und dass mit dem Verfall der Zünfte die von ihnen ge- 
handhabte Ordnung vom Staat aufrechterhalten wurde , und sich 
als Theil der polizeilichen Ordnung darstellte. — Nachdem nun 
aber der Grundsatz der Gewerbefreiheit anerkannt ist, wird das 
Verhältniss des Lehrlings und Gehilfen zum Gewerbetreibenden 



1) S. Art. 7. 

2) S. Art 10. 
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ein mehr privatrechtliches; es nimmt mehr und mehr den Cha- 
rakter der Dienstmiethe an. 

Gleichwohl befassen sich die neueren Gewerbeordnungen mit 
Recht mit der Festsetzung des gegenseitigen Rechts- Verhältnisses 
zwischen selbständigen Gewerbetreibenden und Gehilfen und Lehr- 
lingen, in dein Sinn, dass sie dispositive Bestimmungen aufstel- 
len, d. h. solche, welche gelten, insoweit von den Partieen nichts 
anderes verabredet worden ist. Wie sich mit dem Wechsel 
der Verhältnisse stets neue Aufgaben für den Staat ergeben, so 
hat sich ein grosses Gebiet gebildet, auf welchem der Staat 
selbst bei Anerkennung* der vollständigsten Freiheit im gewerb- 
lichen Leben zwingend einzuschreiten berufen war. Zunächst ist 
mit Beseitigung der Zunftschrankeh das Verhältniss des einzelnen 
Gewerbegehilfen ein viel selbständigeres geworden ; daraus konn- 
ten z. B. in Fällen der Erkrankung fern von der Heimatge- 
meinde Missstände entstehen, denen vorzubeugen war. Aber 
ein anderes war noch viel mehr von Bedeutung : es ist die Ent- 
wicklung des Fabrik wesens. 

Schon unter der- Herrschaft des Zunftsystems durch sogen. 
Fabrikkonzessionen zulässig hatte die Fabrikthätigkeit durch die 
grossartigen Erfindungen zu Ende des vorigen und im Anfang 
dieses Jahrhunderts, sich rasch ausgebildet. Hier steht nun nicht 
mehr der einzelne Unternehmer dem einzelnen Gehilfen, der unter 
seiner unmittelbaren Aufsicht arbeitet, Roh- und Hilfsstoffe ver- 
arbeitet, gegenüber. In Folge der Anwendung grosser Kapitalien, 
eines erweiterten Absatzgebiets u. s. w. bildet sich die Arbeits- 
teilung zu einer förmlichen Organisation der Arbeit ; es bildet 
sich ein komplizirter Betrieb, dessen Resultate durch ein harmo- 
nisches Ineinandergreifen aller einzelnen an der Produktion theik 
nehmenden Glieder bedingt sind. Wie jede Organisation verlangt 
auch diese ihre formelle Ordnung; sie ist möglich, weil eine 
Anzahl von Verhältnissen bei einer Reihe von Personen gleich- 
massig zutrifft. Ja es entsteht nicht nur unter den Arbeitern 
eines und desselben Betriebs, sondern unter solchen verschiedener 
Geschäfte wie unter den gleichartigen Unternehmern eine Soli- 
darität der Interessen, die eine weit über das Einzelunternehmen 
hinausgreifende Bedeutung erhält. Schon darin liegt für den 
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Staat, der alle Lebenszwecke rechtlich zu bedingen hat, ein 
Verhältniss, das er beachten muss. Aber auch materiell wird 
sein Eingreifen durch die bereits unter 3 h. oben ausgeführten 
Gesichtspunkte gerechtfertigt ; im Einzelnen ist dasselbe allerdings 
nach Massgabe der gemachten Erfahrungen zu gestalten , und 
wir gehen daher sofort zur Erörterung der durch diese aufge- 
zeigten Verhältnisse über. 

a) Fabrikordnungen. 

Wie schon bemerkt, entsteht durch das Zusammenwirken 
einer grösseren Anzahl von Personen in einer und derselben Pro- 
duktion eine Reihe gleichartiger Verhältnisse, die eben dieser 
Gleichartigkeit und Allgemeinheit wegen nicht blos subjektive 
Rechte und Pflichten erzeugen, sondern ausserdem eine objektive 
Ordnung. Dass diese in formeller Weise zu Stande komme und 
den Arbeitern bekannt gegeben werde, daran hat der Staat offen- 
bar ein Interesse. Darum schreiben auch die neueren Gewerbe- 
gesetze die Abfassung sog. Werkstätte-, Dienst- oder Fabrikord- 
nungen für solche gewerbliche Unternehmungen vor, welche eine 
grössere Zahl (in der Regel mehr als 20) von Arbeitern in ge- 
schlossenen Räumlichkeiten fabrikmassig beschäftigen 1 ). Diese 
Fabrikordnungen haben das für alle Arbeiter giltige Wesentliche 
über das gegenseitige Vertrags- Verhältniss zu enthalten und sind 
denselben zu eröffnen (z. ß. durch Anschlag in der Werkstätte 
u. s. w.) ; einer Genehmigung der Behörde bedürfen dieselben 
nicht ; indessen rechtfertigt sich wohl die Verpflichtung der Unter- 
nehmer zur Vorlage derselben an die Behörde, damit dieselbe 
etwaige ungesetzliche Bestimmungen daraus entfernen kann. 

b) Gründung von tTnteretützungskassen der unselbständigen Gewerbe- 
treibenden. 

Das nähere Verhältniss , in welchem vor der Entwicklung 
der neuern industriellen Zustände der unselbständige Gewerbege- 
hilfe zur Familie seines Arbeitsherrn trat, brachte es mit sich, 
dass er in Fällen der Erkrankung , wo die auf der persönlichen 
Arbeitskraft ruhende Erwerbsquelle versiegte, wenigstens vorüber- 

t) Zu vergl. österr. Gew.-O. $. 84, säclis. Gew.-Ges. §. 76, württb. 
Gew.-O. Art. 41, badisches Gew.-Ges. Art. 23. 
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gehend daselbst Verpflegung fand ohne in seine vielleicht weit 
entfernte Heimatgemeinde gebracht werden zu müssen, und da- 
durch die Erwerbsgelegenheit ganz zu verlieren. Auch der Zunft- 
Verband trug zu Beseitigung dieses Missstandes bei. Nachdem 
diese beiden Voraussetzungen weggefallen sind , musste auf ein 
anderes Mittel Bedacht genommen werden; und dieses bot sich 
in der Gründung von Versicherungs-Cassen dar. Da eine frei- 
willige Theilnahme nicht allseitig erwartet werden konnte, so 
lag es nahe, die Möglichkeit eines Zwangs zum Beitritt offen zu 
lassen. Es bestimmt daher z. B. die österreichische Ge- 
werbeordnung x ), dass in dem Fall, als mit Rücksicht auf die 
grosse Zahl der Arbeiter oder die Natur der Beschäftigung eine 
besondere Vorsorge für Unterstützung der Arbeiter nöthig sei, 
der Unternehmer verpflichtet werden könne, unter Beitragsleistung 
der Arbeiter selbst eine solche Casse zu errichten oder einer 
bestehenden beizutreten. Eine ähnliche Bestimmung enthält das 
Sächsische Gewerbegesetz 8 ). 

Die württembergische Gewerbeordnung s ) lässt die Errich- 
tung solcher Krankheits- Versicherungskassen durch die Gemeinden 
und die zwangsweise Beiziehung der Gewerbegehilfen und Lehrlinge 
zu und hält die Möglichkeit offen, die Unternehmer von Fabriken 
zu Gründung solcher Kassen von Regierungswegen anzuhalten. 

In Preussen 4 ) kann durch Ortsstatuten, nöthigenfalls auch 
durch die Regierung die Verpflichtung festgesetzt werden, dass 
Gesellen, Gehilfen und Fabrikarbeiter Kassen zu gegenseitiger 
Unterstützung gründen oder bestehenden beitreten. Vom allge- 
meinen Standpunkt aus müssen wir uns gegen Vorschriften, wie 
sie z. B. der §. 58 der preussischen Verordnung vom 9. Febr. 
1849 enthält, dass nämlich durch Ortsstatuten die Fabrik-Inhaber 
verpflichtet werden können, sich bei den Unterstützungskassen 
der Fabrikarbeiter durch Beiträge aus eigenen Mitteln bis zur 
Hälfte der Beiträge der von ihnen beschäftigten Arbeiter zu be- 

1) 5. 85. 

2) §. 97. 

3). Art. 49. 45. 

4) Vergl. Ges. vom 3. Apr. 1854 in Verbindung mit §. 169 der Ge- 
werbeordnung von 1845 und §. 58 der Verfügung vom 9. Febr. 1849. 
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theiligen, desshalb aussprechen, weil eine solche Vorschrift (deren 
Wirkung uns nicht bekannt ist) einen nicht gerechtfertigten Eingriff 
des Staats in die Lohnregulirung enthält *). 

o) Verwendung von jugendlichen Arbeitern in Fabriken. 

Die Entwicklung der Arbeitsteilung , die daraus hervor- 
gehende Spezialisirung der Arbeit, welche es ermöglicht, auch die 
schwächste Kraft noch im Dienst der gewerblichen Produktion zu 
verwerthen, insbesondere die vermehrte Anwendung von Maschinen 
brachte es mit sich, dass eine nicht unbedeutende Anzahl jugend- 
licher Arbeiter für die Zwecke der Industrie verwendet wurde. 
Die Arbeiterfamilie erhält dadurch einen regelmässigen Zuschuss 
zum Einkommen, der Werth der Arbeitskraft reproduzirt sieb 
frühzeitig, und in der Angewöhnung an die Arbeit in früher Ju- 
gend liegt kein geringer Vortheil; auf der andern Seite eignen 
sich jugendliche Arbeiter z. B. wegen der Feinheit ihrer Hände 
zu manchen Arbeiten besser als ältere Personen , und es kommt 
ihre Verwendung wohlfeiler zu stehen, als die der letzteren. Diese 
Gründe haben vielfach zur sg. Kinderarbeit namentlich in Fabriken 
geführt, aber ebendamit ist auch eine grosse Gefahr entstanden. 

Bei rohen Eltern, denen der Lohn ihrer Kinder am Ende 
eine Quelle der Vergeudung wird, ist häufig nicht die Einsicht 
und das Pflichtgefühl vorhanden, welche die körperlich-, sittlich- 
und intellektuellgesunde Entwicklung vor allem andern im Auge 
haben. Und die gesteigerte Conkürrenz kann auch den Fabrikanten 
zum Missbrauch der jugendlichen Arbeitskraft, zu einer Aus- 
beutung derselben verleiten. 

Da sind es dann nicht nur die höheren Lebensgüter, die 
grobem Eigennutz zum Opfer gebracht werden, sondern die na- 
tionale Arbeitskraft selbst wird durch die physische und psychische 
Verkümmerung des nachwachsenden Geschlechts auf die Dauer 
geschädigt. Es bedarf daher wohl keiner weitern Ausführung, um 
im allgemeinen nachzuweisen, dass der Staat vermöge der ihm 
zukommenden Aufgabe, am Ende selbst im Interesse der gewerb- 
lichen Produktion, hier einzuschreiten den Beruf hat. Die Schwie- 



1) Vergl. deutsches Staatswärterbuch von Bluntschli und Brater. Art. 
„Fabrikwesen und Fabrikarbeiter" (von Schaffte). S. 493. 
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rigkeit liegt aber darin, zu ermitteln, in welchen Fällen die be- 
zeichneten Nachtheile in bedeutenderem Umfang wirklich eintreten 
und der Staat daher in bestimmter Weise thätig zu sein hat. Am 
ehesten lässt sich diese Schwierigkeit beseitigen, wenn besondere 
Organe mit den geeigneten Befugnissen ausgestattet hiefür nieder- 
gesetzt werden (wie z. B. die englischen Fabrik - Inspektoren), 
mittelst welcher jederzeit der thatsächliche Zustand erhoben und 
die geeigneten Massregeln durchgeführt werden können; voraus- 
gesetzt natürlich , dass Kinder in grösserer Anzahl in Fabriken 
beschäftigt werden. 

Die einzelnen Gesetzgebungen sind aus den besondern Be- 
dürfnissen der betreffenden Länder herausgewachsen und zeigen 
daher manche Verschiedenheit ; unverkennbar ist aber die grössere 
Strenge, mit der alle neueren Gesetzgebungen aufzutreten pflegen. 

In Grossbritannien 1 ) hat sich die Gesetzgebung seit 
1802 (42 Georg III.) vielfach mit der Kinderbeschäftigung in 
Fabriken befasst. Die auf Baumwollen-, Tuch-, Wolle-, Hanf-, 
Flachs-, Werg-, Leinwand- und Seidefabriken bezüglichen gesetz- 
lichen Bestimmungen gehen im Wesentlichen dahin, dass die Ver- 
wendung der Kinder erst vom 8. Lebensjahre an zulässig ist, 
dass die Tagesarbeit von Kindern zwischen dem 8. und 13. Lebens- 
jahre höchstens 6 J /2 Stunden und bei dazwischenliegendem freien 
Tag 1 Stunden betragen darf. Die täglich 6 l /* Stunden beschäf- 
tigten Kinder haben täglich 3 Stunden, die abwechslungsweise 10 
Stunden am Tag beschäftigten am freien Tag 5 Stunden eine 
Schule zu besuchen. Die Factory-Acts Extensions-Act vom 25. Juli 
1864 *) bestimmt für die Fabriken von Thonwaaren, Streichzünd- 
hölzchen, Zündhütchen, Patronen, Buntpapier die Altersgrenze auf 
12, für Barchentschneidereien auf 11 Jahre; im übrigen sollen auch 
hier die Bestimmungen der Factoryakte eingehalten werden. — 
In Frankreich verordnet das Gesetz vom 22. März 1841 8 ) 
für Manufakturen, Etablissements und Werkstätten, die mit mecha- 
nischer Triebkraft oder mit ununterbrochenem Feuer und was 



1) Die wohlthätigen Folgen der englischen Gesetzgebung anerkennt 
auch Le Play, la reforme sociale en France I. 410. 

2) Tübinger Zeitschr. für die ges. Staatswissenschaft 1865. S. 261. 

3) Vergl. Block, dictionnaire de l'administrat. francaise. S. 1071. 
Zeitschrift £ Staauiw. 1867. I. Heft. 6 
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damit zusammenhängt, arbeiten, sowie für Fabriken, welche mehr 
als 20 Arbeiter in einem Raum vereinigen, dass daselbst kein 
Kind unter 8 Jahren angenommen werden darf; vom 8. — 12ten 
Lebensjahr beträgt die durch angemessene Ruhepausen zu tren- 
nende Arbeitsdauer 8 Stunden, und es muss für diese Kinder der 
Nachweis des Schulbesuchs, nöthigenfalls durch Gründung von 
Fabrikschulen, geliefert werden; für junge Leute zwischen dem 
12. und 16ten Lebensjahr ist die Arbeitszeit auf 12 Stunden be- 
grenzt. — Die Nachtarbeit (von 5 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends) 
ist bei Kindern unter 13 Jahren ganz untersagt, bei älteren nur 
ausnahmsweise gestattet, wobei dann 2 Stunden Nachtarbeit 3 
Stunden Tagarbeit gleichkommen. Verschiedene Controlemass- 
regeln betreffen die Ausführung dieser Bestimmungen. 

In Oester reich hat die neue Gewerbeordnung (§§. 86 
und 87) die Verwendung von Kindern in Fabriken dahin geregelt, 
dass solche unter 10 Jahren gar nicht, solche vom 10.— 12ten 
Lebensjahre nur gegen Erlaubnissschein des Gemeindevorstands 
zu Arbeiten, welche der Gesundheit nicht schaden und die Ent- 
wicklung nicht beeinträchtigen, unter Beachtung der Schulpflicht, 
und bis zum 14. Jahr täglich nur 10, bis zum 16ten 12 Stunden 
lang in entsprechender Eintheilung mit geeigneten Ruhezeiten ver- 
wendet werden dürfen. — In Preussen (vergl. Regulativ vom 
9. März 1839, Gesetz vom 16. Mai 1853 und Girk. Verf. vom 
18. Aug. 1853 und 12. Aug. 1854) ') darf die Beschäftigung 
jugendlicher Arbeiter in Fabriken, oder bei Berg-, Hütten- und 
Pochwerken nur nach zurückgelegtem 12ten Lebensjahr und bis 
zum 14. Lebensjahr täglich nur 6 Stunden lang stattfinden; auch 
muss die tägliche Schulzeit mindestens 3 Stunden betragen. Die 
Arbeitszeit hat sich auf die Stunden von 5 1 /« Uhr Morgens bis 
8 1 /* Uhr Abends zu beschränken. — Nach der sächsischen 
Gewerbeordnung (§. 62) dürfen seit 1. Janr. 1865 Kinder unter 
12 Jahren in Fabriken gar nicht, vom 12. — Uten Lebensjahr in 
der Zeit von 5 Uhr Morgens bis 8 Uhr Abends nicht länger als 
10 Stunden beschäftigt werden, wobei eine Unterbrechung von 
einer Stunde durch die Mittagszeit einzurechnen ist. Sodann ist 



1) S. Aster, preuss. Gew.-O. S. 175. 
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die nöthige Zeit zum Schulbesuch zu lassen, nöthigenfalls sind 
Fabrikschulen zu gründen ; der Schulunterricht muss in der Zeit 
von Morgens 5 Uhr bis Abends 8 Uhr ertheilt werden. — Die 
württembergische Gewerbeordnung hat, um jederzeit ge- 
eignete Anordnungen treuen zu können , andererseits aber um 
nicht über das vorliegende Bedürfniss hinauszugehen, bestimmt *), 
dass die Verwendung von Schulkindern und jungen Leuten unter 
18 Jahren in Fabriken nur in einer Weise stattfinden dürfe, bei 
welcher dieselben an dem geordneten Besuche des Gottesdienstes 
und der Erfüllung der gesetzlichen Schulpflicht nicht gehindert 
und wobei für ihre Gesundheit, ihre körperliche Entwicklung und 
ihre religiöse und sittliche Erziehung und Ausbildung keine Nach- 
theile zu besorgen seien. — In B a d e n hat es das neue Ge- 
werbegesetz bei der Verordnung vom 4. März 1840 2 ) belassen. 
Hienach kann vom Schulbesuch nicht dispensirt werden, wenn 
nicht besondere Fabrikschulen -bestehen. Diese dürfen nur mit 
besonderer Genehmigung errichtet werden; die aufzunehmenden 
Schüler müssen das eilfte Lebensjahr zurückgelegt haben. Der 
Unterricht vor 5 Uhr Morgens oder nach 9 Uhr Abends ist unter- 
sagt; es müssen mindestens zwei Stunden täglich für denselben 
bestimmt sein ; Schul- und Arbeitszeit darf bei Mädchen unter 
13 und bei Knaben unter 14 Jahren zusammen 12 Stunden nicht 
übersteigen. 

d) Fürsorge für die Gesundheit der Fabrikarbeiter. 

Der bereits angeführten englischen Fabrikgesetzgebung (Fa- 
brik-Inspektoren) liegt wesentlich auch das Motiv der Gesundheits- 
pflege zu Grund. Die moderne Industrie weist nämlich verschie- 
dene Industriezweige auf, welche durch die Entwicklung schäd- 
licher Gase u. dergl. der Gesundheit gefährlich werden können, 
nicht zu gedenken der Gefahren, welche durch die complicirte 
Anordnung der verschiedenen von den Arbeitern zu bedienenden 
Maschinen für dieselben entstehen können. Diese Gefahren können 
zwar nicht vollständig beseitigt werden,) es empfiehlt sich aber 
wohl eine Bestimmung, dass der Unternehmer Vorkehrungen zu 



1) Art. 44. 

2) S. Turban 1. c S. 53. 
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möglichster Vermeidung derselben zu treffen habe, wie sie z. B. 
die badische Gewerbeordnung in Art. 16, die württembergische 
in Art. 42, die sächsische in §. 65 enthält. 

e) Auslöhnungjder Arbeiter. 

Die Verkürzung, Welche erfahrungsmässig den Arbeitern an 
ihi em Lohne dadurch zugegangen ist, dass sie anstatt mit baarem 
G Jld mit Waaren, entwerteten Werthzeichen u. dergl. ausgelöhnt 
v* urden, hat die Gesetzgebung veranlasst, Bestimmungen zu treffen, 
welche entweder jede Auslöhnung in baarem Geld verlangen und 
eine andere Zahlungsweise ausschliessen, wie z. B. die sächsische 
Gewerbeordnung §. 69, oder aber auch die Abgabe von Kost 
u. dgl. gestatten Cwie z. B. die württemb. Gew.-O. Art. 43 und 
die preussische Verordnung vom 9. Febr. 1849 §§. 50 ff.) und 
die Zahlung mit Werthzeichen zum jeweiligen Curswerth zulassen. 
(Beseitigung des sg. Trucksystems.) 

f) Verabredungen der Unternehmer und Arbeiter zur Bestimmung 
der Löhne. 

Der dem Arbeiter zukommende Antheil an der Gesammt- 
produktion wird nach der heutigen Organisation der Wirthschai't 
demselben vom Unternehmer in Form des Lohnes abgereicht und 
stellt sich so als Theil der Produktionskosten, von deren Grösse 
der Unternehmersgewinn mitbestimmt wird, dar. Dadurch bildet 
sich, äusserlich betrachtet, ein gegensätzliches Interesse zwischen 
den Unternehmern einerseits und den Arbeitern andererseits. Es 
fragt sich nun, welche Stellung der Staat einzunehmen habe, wenn 
sich entweder die Unternehmer oder die Arbeiter zur Bestimmung 
der Löhne in bestimmter Weise verabreden. Die Verabredung 
der Arbeiter wird regelmässig dahin gehen, die Arbeit zu kun- 
digen, oder nicht in Arbeit zu treten, bis bestimmte Zugeständ- 
nisse erreicht sind ; die Unternehmer werden sich verabreden, 
Arbeiter, die sich gewissen Bedingungen nicht unterwerfen, zu 
entlassen, zurückzuweisen und nöthigenfalls ihren Betrieb einzu- 
stellen. — Es versteht sich natürlich von selbst, dass, wo in Folge 
solcher Verabredungen Rechts- Verletzungen verübt werden, die 
unter die gewöhnliche Rechts - Ordnung fallen , solche ordnungs- 
mäßig abgewandelt werden, z. B. Eigenthumsverletzungen, Störung 
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der öffentlichen Rahe, widerrechtliche Drohungen u. s. w. , und 
die Frage ist nur die, ob die Verabredung an sich, sobald sie zur 
Ausfuhrung gebracht wird, von der Gesetzgebung mit Strafe zu 
belegen sei. — Die daran sich anknüpfenden Nachtheile, insbe- 
sondere bei sg. Arbeits-Einstellungen (strikes) sind allerdings be- 
deutend genug: es kann dadurch die Blüthe eines ganzen In- 
dustriezweigs vernichtet werden ; der Arbeiter selbst , der am 
wenigsten lange auf seiner Forderung beharren kann, wird, auch 
wenn er durch regelmässige Arbeiterverbindungen, wie sie sich 
z. B. in England gebildet haben (trade-unions), unterstützt wird, 
sich bald in eine dürftige Lage versetzt sehen ; mit dem Auf- 
zehren des Ersparten geht eine Verringerung der Arbeitsgeschick- 
lichkeit Hand in Hand, und auf die Dauer mag, da gerade solche 
Zeiten Anlass zur Maschinenanschaffung geben, die Lohnkonjunktur 
sich noch ungünstiger gestalten. Und dabei sind diese Nachtheile 
nicht auf das einzelne Gewerbe , in dem die Arbeits - Einstellung 
vorkommt, beschränkt, sondern jedes andere Gewerbe, das die 
Produkte des erstern verarbeitet, wird davon berührt. Ja durch 
die Aufwühlung der Classengegensätze , die daraus und aus 
der Arbeitslosigkeit sich ergebende Verwilderung des Arbeiter- 
stands entsteht für die ganze Gesellschaft eine Gefahr. — Gleich- 
wohl sprechen die Erfahrungen, welche man z. B. in England, 
wo seit 1825 für Unternehmer und Arbeiter freie Conkurrenz 
gilt, dafür, die individuelle Freiheit auf diesem Gebiet nicht be- 
sonders einzuengen. Schon die relative Gerechtigkeit scheint dies 
zu verlangen; denn, wenn man auch die Verabredungen der 
Unternehmer verbietet und mit Strafen bedroht, so gehen dieselben 
doch viel eher straffrei aus, weil sie bei der geringeren Zahl 
ihre Verabredungen viel eher geheim halten können. 

Die neueste französische Gesetzgebung ist im Anschluss 
an die belgische, nach welcher die sg. Coalitionen straffällig 
sind, wenn sie von Drohungen, Gewalt und Einschüchterungen 
begleitet oder (worin die franz. Gesetzgebung nicht gefolgt ist) 
wenn sie auf Verletzung bestehender Verpflichtungen zwischen 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer gerichtet sind, von der strengeren 
Gesetzgebung von 1849 zu liberaleren Grundsätzen fortgeschritten. 
Das Gesetz vom 25. Mai 1864 bedroht mit einer Gefängnissstrafe 
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von 6 Tagen bis zu 3 Jahren und mit einer Geldstrafe von 
16 Frs. bis 3000 Frs. oder mit einer dieser beiden Strafen allein 
alle diejenigen, welche durch Gewalt, Thätlichkeit oder Drohungen 
und betrügerisches Verfahren (manoeuvres frauduleuses) eine ver- 
abredete Arbeits - Einstellung herbeigeführt oder unterhalten oder 
den Versuch dazu gemacht haben zum Zweck der Erhöhung oder 
Herabdrückung der Löhne, oder um die freie Ausübung der In- 
dustrie oder der Arbeit zu beeinträchtigen; mit Gefängnissstrafe 
von 6 Tagen bis zu 3 Monaten und mit Geldstrafe von 16 Frs. 
bis 300 Frs. oder einer dieser Strafen allein sind Arbeiter und 
Unternehmer bedroht, welche mit Hilfe von planmässig verabredeten 
Geldstrafen, Abhaltungen, Proskriptionen und Ausschliessungen 
der freien Ausübung der Industrie oder der Arbeit geschadet 
haben. 

In Deutschland huldigt die Gesetzgebung tfieilweise noch 
dem strengern Standpunkt, welcher die Verabredung an sich mit 
Strafe bedroht, sobald sie in Ausführung gebracht wurde. — 
Während in Sachsen x ) die betreffenden Verabredungen nur für 
unverbindlich erklärt sind und nur die Anmassung von Strafge- 
walt über die Genossen und jede Anwendung physischer oder 
moralischer Zwangsmittel gegen solche, welche Beschlüssen über 
Arbeits-Einstellung u. s. w. nicht beitreten wollen oder von den- 
selben zurücktreten, mit Strafe bedroht ist 2 ), — erklärt die 
preussische Gewerbeordnung in den in den letzten Jahren 
viel genannten §§. 181 und 182 die Verabredung von Arbeitern 
und Unternehmern zu gemeinschaftlichen Massregeln zum Zweck 
der Erhöhung bzw. Erniedrigung der Löhne an sich schon für 



1) S. Gew.-O. §. 73. 

2) Der Art. 145 des Strafgesetzbuches sagt allerdings, dass Gewerb- 
treibende, welche um einen höhern oder niederem Lohn zu erzwingen, die 
Einstellung ihrer Arbeit verabreden und sich den diesfallsigeh An- 
ordnungen der Obrigkeit nicht fügen, einer Gefängnissstrafe 
bis 4 Monaten unterliegen, allein die materielle Grenze für die obrigkeit- 
liche Anordnung ist durch §. 73 der Gewerbeordnung gegeben, indem einer 
der hier für strafbar erklärten Fälle vorliegen muss, wenn die Obrigkeit 
einschreiten soll, wie sich dies aus §. 40 der Ausführungs- Verfügung ergibt, 
wo allerdings die bedenkliche Clausel „oder wenn die öffentliche Ruhe ge- 
fährdet ist", beigefügt ist. 
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strafbar. Die österreichische Gesetzgebung *) steht auf dem 
gleichen Standpunkt. Auch die württembergische Gewerbe- 
ordnung 2 ) erklärt Verabredungen der Arbeiter und Unternehmer zur 
Einstellung der Arbeit bzw. Entlassung oder Zurückweisung der 
Arbeiter für strafbar, sobald dadurch gewisse Zugeständnisse er- 
zielt werden sollen und die Ausführung der Verabredung begonnen 
worden ist. Indessen hat sich bei uns noch wenig Anlass zu 
Anwendung dieser Bestimmung gegeben. Wir zweifeln übrigens 
nicht daran, dass gerade einzelne praktische Fälle auf den libe- 
raleren Standpunkt hinführen würden. 

Mit diesen wenigen Andeutungen haben wir einige der Haupt- 
gesichtspunkte des Verhältnisses zwischen Unternehmern und Ge- 
hilfen, insoweit es auch nach Einführung der Gewerbefreiheit noch 
einer besondern Regelung bedarf, bezeichnet. Wir wenden uns 
nun zu einem andern Gebiete, nämlich 

5. der Frage über Erfindungspatente, Marken- und Musterschatz. 
Der Schutz, welcher gewerblichen Erfindungen, Mustern und 
Modellen, endlich Marken oder Waarenbezeichnungen gewährt wird, 
hat das gemeinschaftliche Merkmal, dass dadurch zum Vortheil 
einzelner Gewerbtreibenden der gewerblichen Produktion und dem 
gewerblichen Absatz anderer Beschränkungen auferlegt werden. 
Es liegt also darin eine Ausnahme von dem allgemeinen Grund- 
satz der gewerblichen Freiheit,' welche besonders gerechtfertigt 
sein muss. — Sehen wir zunächst vom Schutz der Marken und 
Waarenbezeichnungen ab, so ist der dem Schutze für Erfindungen, 
Muster und Modelle zu Grunde liegende Gedanke der, dass dem 
Urheber eines in bestimmter Weise im gewerblichen Verkehr Ver- 
werthung findenden Gedankens ein Recht auf zeitweilige aus- 
schliessliche Ausbeutung desselben eingeräumt wird, um ihm da- 
durch eine Belohnung zu gewähren, der er verlustig gehen würde, 
wenn jeder Dritte die ursprüngliche Idee verwerthen dürfte. — 
Die prinzipielle Frage ist nun, ob der Staat, indem er jenes zeit- 
weilige Monopol einräumt, damit nur ein in der natürlichen Rechts- 
ordnung begründetes Recht des Einzelnen anerkenne, oder ob 

1) Gew.-O. §. 77. Strafgesetzbuch §§. 479. 480. 

2) Art. 46. 47. 
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vielmehr ein solches Recht nicht existire, und durch die staatliche 
Thätigkeit erst ein Recht geschaffen werde, zu dessen Einräu- 
mung volkswirthschaftliche Erwägungen allerdings führen können. 

— Die französische Rechtsanschauung x ) geht entschieden von 
der ersteren Anschauung aus ; sie stellt ein industrielles Eigenthum 
auf, als dessen nothwendige Consequenz ein Recht auf Erfindungen 
und Muster sich ergibt; wenn auch dieses Eigenthum von dem 
Eigenthum an körperlichen Sachen sich wesentlich unterscheidet, 
so ist es doch ebenso ursprünglich, wie jenes und die Gesetz- 
gebung hat es nicht erst zu schaffen, sondern hur zu Sanktioniren. 

— Eine ähnliche Auffassung wird neuerdings, namentlich unter 
Herbeiziehung der Analogie des sogen, geistigen und artistischen 
Eigenthums, auch in Deutschland vertreten. So fasst Bitzer 2 ) 
das Recht des Erfinders an seiner Erfindung als eine in der na- 
türlichen Erwerbssphäre des ersteren gelegene Befugniss zur aus- 
schliesslichen ökonomischen Verwerthung derselben, zu welcher 
auch der geistige Produzent durch die allseitig freie Entwicklung 
der Wirtschaftsgemeinschaft genöthigt ist, auf; und mit Nachdruck 
vertheidigt Richter s ) das Erfindungsrecht als die Anerkennung und 
rechtliche Sicherheit der Erwerbskraft der Wissenschaft in der 
gewerblichen und industriellen Arbeit 

Diese rechtliche Fundirung des Patentschutzes unter Zuhilfe- 
nahme der Analogie des geistigen Eigenthums scheint uns nicht 
zutreffend zu sein. 

Beim sg. literarischen Eigenthum ist Gegenstand des Schutzes 
ein individuell existirendes Arbeitsprodukt, das seine besondere 
Bedeutung wesentlich durch den Zusammenhang mit der Person 
des Verfassers hat; es ist nicht der einzelne Gedanke, nicht die 
Methode der Behandlung, sondern das individuelle geistige Pro- 
dukt, welches den Schutz des Gesetzes geniesst; die Verallge- 
meinerung der in dem Werk niedergelegten einzelnen Gedanken 
ist dadurch nicht gehemmt , und der Gesammtheit fällt zu , was 



1) Zu vergl. H. Block, dictionnaire generale de la politique II. S. 691. 

2) Vorschläge für ein deutsches Patentgesetz u. s. w. mit einer Aus- 
führung über die prinzipielle Rechtfertigung des Patentschutzes. Stuttg. 1864. 

3) Kunst und Wissenschaft in Gewerbe und Industrie. Wien 1867. 
S. 139 ff. 
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ihr gehört. So sehr der Einzelne sich in das betreffende Werk 
einarbeiten, so sehr er es geistig reproduziren mag, — es bleibt 
im Ganzen immer das Werk eines Dritten. 

Ganz anders ist es bei der Erfindung. Hier wird ein 
besonderer einzelner Gedanke, den ein anderer ebensogut haben 
könnte, geschützt; ebendadurch wird etwas, was an sich nie 
Gegenstand der Privatwillenssphäre sein soll, in diese eingeengt, 
und der Gesammtheil, der es, weil es niemals in dem Grade 
Ausfluss der Individualität sein kann, wie ein Uterarisches Er- 
zeugniss in seiner Totalität, naturgemäss angehört, entzogen. 
Würde man jeden Gedanken, der in einer bestimmten Form vom 
einzelnen Individuum hervorgebracht wird, zum möglichen Gegen- 
stand eines Rechts machen, so käme man auf Consequenzen, 
welche den falschen Ausgangspunkt sofort aufzeigten. 

Indem wir daher die Auffassung des Patent- und Muster- 
schutzes als Ausflüsse von der Gesetzgebung anzuerkennender 
von vornherein existirender Einzelrechte abweisen , stellt sich 
für uns die volkswirthschaftspolitische Betrachtung derselben in 
den Vordergrund , wobei Patent - und Musterschutz je besonders 
zu erwägen ist. 

a) Der Patentschutz'). 

Der geschichtliche Ursprung desselben führt auf die Zeit der 
Staatsmonopole zurück. Als nämlich durch ein Statut Jakobs I. 
(21. anno 1623) die Monopole abgeschafft wurden, ward als Aus- 
nahme festgehalten, dass die den ersten und wahrhaften Erfindern 
einer neuen Fabrikation bewilligten Privilegien noch 21 Jahre in 
Kraft bleiben und solche Privilegien auch für die Zukunft auf die 
Dauer von 14 Jahren ertheilt werden sollen. — Im modernen 
Sinn ist die Ausbildung des Patent - Instituts wesentlich durch 
die der französischen Revolution vorausgehende individualistische 
Richtung der Zeit angeregt worden. Nachdem in Frankreich durch 
das Gesetz vom 7. Janr. 1791 ein Recht der Erfinder auf ihre 
Erfindungen anerkannt war und die Verfassung der Vereinigten 



1) Vergl, R. v. Mohl, 1. c. §. 164. 

Deutsche« Staatswörterbuch von Bluntschli u. Brater. UI. 417. 
Vilain, guide pratique des inventeurs breveWs. Brux. 1863. 
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Staaten von Nordamerika vom 17. Sept. 1787 den gleichen Grund- 
satz, der dann in dem Gesetz vom 10. April 1790 ausgeführt 
wurde, ausgesprochen hatte, folgten andere Staaten bald nach, 
so dass gegenwärtig beinahe alle civilisirten europäischen und 
aussereuropäischen Staaten, mit Ausnahme der Schweiz, das Pa- 
tent-Institut besitzen '). 

Ehe wir auf die nähere Beurtheilung desselben eingehen, 
möge gestattet sein, seine wesentlichsten Grundzüge hier anzu- 
führen. 

Gegenstand der Patentrechte sind Erfindungen, Verbesse- 
rungen oder Einführung von Verbesserungen aus dem Ausland, 
welche sich auf ein Fabrikat, eine Fabrikationsmethode oder ein 
Fabrikationswerkzeug beziehen und als Gegenstand der Industrie 
oder des Handels verwerthet werden können. Häufig sind Arzenei- 
tnittel, Gegenstände die zu den nothwendigen Lebensbedürfnissen 
gehören, stets aber mit den Staatsgesetzen in Widerspruch kom- 
mende Gegenstände von der Patentirung ausgeschlossen. 

Die regelmässig übertragbaren Rechte des Patentirten gehen 
entweder dahin, dass nur die Anfertigung des patentirten Gegen- 
stands untersagt, der Handel mit demselben dagegen gestattet ist, 
so in der Mehrzahl der deutschen Staaten, oder aber umfassen 
sie, wie z. B. in Belgien, auch den Handel mit demselben. — 
Die Patent da uer ist verschieden geregelt; in Belgien bis zu 20, 
in Oesterreich bis 15, in England 14, in Frankreich 15, in Nord- 
amerika 17 Jahren. 

In der Regel ist für das Patent eine Taxe zu entrichten, 
sei es bei der Ertheilung, oder jährlich. Dieselbe beträgt z. B. 
in Belgien für das erste Jahr 10, für das zweite 20 und das 
dritte 30 Frs. ; in Oesterreich 20 fl. für jedes der 5 ersten Jahre, 
vom 6.— 10. Jahre steigt sie jährlich um 5 fl., vom 10. — 15. jähr- 
lich um 10 fl., in Frankreich 500, 1000 und 1500 Frs., je nach- 



1) Zu vergl. z. B. belgisches Patentgesetz vom 24. Mai 1854. 
osterr. „ „ „ 15. Aug. 1852. 

französ. „ „ „5. Juli 1844. 

englisch. „ „ von 1852. 

preussisch. » » u **• Okt. 1816. 
Uebereinkunft zwischen den Zollvereinsstaaten vom 21. Sept. 1842. 
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dem das Patent auf 5, 10 oder 15 Jahre ertheilt wird; sie ist 
hier in jährlichen Raten von 100 Frs. vorauszubezahlen. In 
England beträgt die Summe, die für Erlangung eines Patents ent- 
richtet werden muss, mindestens 175 Pfd. Sterling. 

Der Eingriff in das Patentrecht unterliegt neben den pri- 
vatrechtlichen Folgen häufig auch noch öffentlichen Strafen. 

Das Verfahren bei Ertheilung der Patente ist wesentlich 
darnach unterschieden, ob derselben eine vorgängige Prüfung über 
Neuheit und Eigenthümlichkeit der Erfindung vorausgeht, oder nur 
eine Prüfung darüber stattfindet, ob das Patentgesuch den aufge- 
stellten formellen Erfordernissen entspricht. Das erstere, sogen. 
Vorprüfungsverfahren, ist in der Mehrzahl der deutschen Gesetz- 
gebungen festgehalten, auch besteht es in Nordamerika; das letz- 
tere, sogen. Anmeldeverfahren gilt z. B. in Belgien, Oesterreich, 
Frankreich und England. 

Mit der Veröffentlichung der Patente wird es verschieden 
gehalten ; in der Regel wird die Ertheilung eines Patentes öffent- 
lich bekannt gemacht, und nach Ablauf einer bestimmten Zeit 
(z. B. in Belgien drei Monate nach der Ertheilung) auch die Be- 
schreibung veröffentlicht oder wenigstens Einsicht derselben ge- 
währt. Das Patent kann aus bestimmten Gründen für nichtig 
erklärt werden ; es erlischt durch Zeitablauf, Verzicht u. s. w. ; 
ein regelmässiger Erlöschungsgrund ist es, wenn das Patent inner 
einer bestimmten Frist (1 oder 2 Jahre) im Lande nicht ausge- 
übt oder die begonnene Ausübung unterbrochen wird. 

Das Institut der Erfindungspatente wird nun — abgesehen 
von der bereits berührten rechtlichen Begründung — aus volks- 
wirtschaftlichen Gründen dadurch zu rechtfertigen gesucht, dass 
durch die sichere Aussicht, welche der Erfinder dadurch auf Be- 
lohnung seiner Thätigkeit gewinne, der Erfindungsgeist angeregt 
werde, eine Anregung, die derselbe bedürfe und die durch et- 
waige Nationalbelohnungen niemals in gleich vorteilhafter Weise 
gewährt werden könne, da der Massstab zur Ermittlung ihrer 
Grösse, die Nützlichkeit einer Erfindung sich schwer feststellen 
lasse, während bei Zulassung von Erfindungspatenten die Erfin- 
dung nach Massgabe ihrer Verdienstlichkeit ihren Lohn in sich 
selber finde. 
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Weiter spreche für Erfindungspatente wesentlich der Um- 
stand, dass, wenn ein Patentschutz nicht bestände, viele Erfin- 
dungen geheim gehalten und mit dem Tode des Erfinders verloren 
gehen, wenigstens für die Gesellschaft nicht ihre volle Nützlich- 
keit entfalten würden ; bestehe dagegen ein Patentschutz, so komme 
die Erfindung zur Oeffentlichkeit und werde nach verhältnissmässig 
kurzer Zeit ein Gemeingut. — Neben diesen beiden aus Rück- 
sichten für das allgemeine Interesse geltend gemachten Gründen 
seie es ein Gebot der Billigkeit, dass dem Erfinder, welcher Zeit 
und Kosten auf seine Erfindung verwendet habe, eine Entschädi- 
gung durch die gesetzlich eingeräumte Priorität der Ausbeutung 
gewährt werde. 

Von der andern Seite wird eingewendet, dass der Erfin- 
dungsgeist der Anregung durch Patente nicht bedürfe und dass 
dieses Mittel auch wirkungslos wäre; die Verheimlichung eines 
industriellen Gedankens werde dadurch nicht beseitigt, weil Nie- 
mand gezwungen werden könne, ein Patent zu nehmen; endlich 
seie es in der Regel nicht einmal der Erfinder selbst, dem der 
Vortheil des Patents zugutkomme, sondern derjenige, welcher ihm 
dieselbe abgekauft habe u. dergl. Es wird auf die ungeheure 
Belästigung hingewiesen, die dem Verkehr durch Patentirung einer 
Reihe ganz nutzloser Erfindungen erwachse, und darauf aufmerk- 
sam gemacht , dass die Beschränkungen , die der gewerblichen 
Produktion dadurch verursacht werden, in ihrer Wirkung bald den 
ebenbeseitigten Schranken des Zunftwesens u. s. w. gleichkommen 
werden. — Werde nur Schutz gegen die Anfertigung des paten- 
tirten Gegenstands gewährt und der Handel damit freigegeben, 
so seie zudem der dem Erfinder zufliessende Vortheil gering. — 
Endlich ergeben sich Missstände eigener Art, wenn Patente auf 
Verbesserungen ertheilt werden und Erfinder und Verbesserer 
nicht eine und dieselbe Person sei. 

Diesen Anfechtungen des Patent -Instituts werden noch die 
Gebrechen angereiht, an welchen beide Systeme der Patentbe- 
handlung leiden. Das sogen. Untersuchungsverfahren ermöglicht 
allerdings, dass unbedeutende Gegenstände nicht patentirt werden 
und so das Patent-Institut nicht zu marktschreierischer Ausbeutung 
des Publikums benützt wird, allein es ist wohl keine Patentbe- 
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hörde zu finden, die ihrer Aufgabe vollkommen gerecht werden 
könnte. — Das in der neueren Zeit verbreitetere Anmelde ver- 
fahren, bei dem das Patent nach Erfüllung der formellen Erfor- 
dernisse ertheilt 1 ) und die Frage der Neuheit dem Austrag der 
Parteien überlassen wird, hat den Nachtheil, dass der Verkehr 
durch dasselbe Übermässig belästigt werden kann , dass es zu 
vielen Prozessen Anlass gibt und eine hohe Patenttaxe nöthig 
macht. 

In Deutschland kommt zu allen diesen Schattenseiten noch 
der Mangel eines einheitlichen Patentgesetzes 2 ). 

Eine Beseitigung des Patent-Instituts in einem einzelnen Staat 
erscheint allerdings nicht als räthlich, weil sonst die Erfindungen 
ins Ausland, wo noch Patentschutz bestände, wanderten; indessen 
ist es doch sehr fraglich, ob den Erfindungspatenten eine bleibende 
Stelle unter den Förderungsmitteln der Industrie zukommen wird. 

b) Der Schutz der Muster und Modelle. 

Wir haben die Auffassung, welche den Musterschutz als Aus- 
fluss eines dem Einzelnen zustehenden Rechts betrachtet, schon 
oben erwähnt und können uns hier darauf beschränken , die zur 
Rechtfertigung desselben angeführten allgemeinen Erwägungen 
kurz zu erwähnen. Die Anschaffung von Originalzeichnungen und 
Originalmodellen verursacht Auslagen, welche demjenigen ersetzt 
werden müssen, welcher neue Muster in den Verkehr bringt. 
Wenn nun, so schliesst man weiter, die Möglichkeit dieses Er- 
satzes durch die gesetzlich eingeräumte Priorität der Ausbeutung 
nicht gewährt wird, so wird sich Niemand versucht fühlen, neue 
Muster zu erwerben, die jeder sofort nachahmen kann. Dies 
wird nicht nur die Kunst im Gewerbe niederhalten, sondern auch 
auf die Ausbildung der Musterzeichner und Modelleurs nachtheilig 
zurückwirken. — Die Rechtfertigung des Musterschutzes ist so 



1) Zweckmässig ist vor Ertheilung eine öffentliche Bekanntmachung 
zur Erhebung von Einsprachen; in der Zwischenzeit genügt ein provisori- 
scher Schutz, so in England und Nordamerika. 

2) Die Verabredung vom Sept. 1842 hat hauptsächlich nur den Zweck, 
die Zollvereins-Angehörigen den Inländern gleichzustellen. Die durch den 
Bund angeregte einheitliche Patentgesetzgebung (der Preussen sich nicht 
geneigt zeigte) ruht vorerst in Folge der politischen Umgestaltungen. 
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dem der Patente ganz analog und die gegen das Patent-Institut 
vorgebrachten Gründe sprechen in noch höherem Grade auch 
gegen den Musterschutz. 

Vom Patentschutz unterscheidet sich dieser wesentlich da- 
durch, dass er sich nur auf die Form gewerblicher Erzeugnisse 
bezieht und darum auch nur für einige Industriezweige von Be- 
deutung ist. Das geschützte Objekt ist bei der Weberei, Druckerei, 
Färberei, bei dem Bemalen der PorzellangeFässe u. dergl. die 
Zeichnung; bei Thonwaaren, Glaswaaren, Gold- und Silberwaaren 
der plastisch ausgearbeitete Körper, das Modell. — Es ist 
wesentlich eine bestimmte Ausprägung des Geschmacks, der je- 
weils herrschenden Mode, welche durch den Musterschutz ge- 
sichert wird, — Von einer Vorprüfung über Neuheit und Eigen-, 
thümlichkeit der Erfindung kann es sich dabei natürlich nicht 
handeln, der Schutz gegen Nachahmung würde also lediglich auf 
Grund der Behauptung der Neuheit- des Musters und einer blosen 
Anmeldung durch den Eigenthümer zu gewähren sein; eine Ver- 
öffentlichung der angemeldeten Muster wäre unmöglich und es 
käme in die Anwendung aller Muster eine grosse Unsicherheit 
— Diese Gründe , verbunden mit der Erwägung , dass bei dem 
schnellen Wechsel der Mode in Beziehung auf die Form der ge- 
werblichen Erzeugnisse in der thatsächlichen Priorität der Aus- 
beutung häufig ein voller Lohn für die Erfindung liegt, so wie, 
dass der Schutz in der Regel nicht dem Dessinateur und Modelleur, 
sondern dem Industriellen zukäme, haben dazu geführt, dass der 
Musterschutz nicht allgemein geworden ist. 

In Frankreich 1 ) hatte bereits eine Verfügung vom 1. Ok- 
tober 1737 den Seidenfabrikanten zu Lyon das Recht ertheilt, 
durch Niederlage von Proben und Mustern sich die ausschliessliche 
Anwendung ihrer Dessins während einer bestimmten Zeit zu si- 
chern; dieses im Jahre 1744 bestätigte Privilegium wurde unterm 
14. Juli 1787 auf alle Seidenfabriken des Königreichs ausgedehnt. 
Als aber das Gesetz vom 17. März 1791 alle industriellen Cor- 
porationen auflöste, wurde durch Beseitigung des Organs, bei 
welchem die Dessins niedergelegt wurden, auch jener Schutz 



1) Zu vergl. Block, dictiounaire de ladministration francaise. S. 1382 
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suspendirt und er trat erst wieder ins Leben, als durch das Ge- 
setz vom 18. März 1806 dem Conseil de prud' hommes jene 
ältere Aufgabe zugewiesen wurde. Durch die Königl. Verordnung 
vom 29. Aug. 1825, welche die Niederlage der Muster ausserdem 
bei den Handelsgerichten und den Civilgerichten erster Instanz 
gestattete, wurde jener Schutz verallgemeinert. Uebrigens ist 
die Hinterlegung der Dessins nicht der Entstehungsgrund des 
Rechts auf Schutz, sondern nur Beweismittel. — Der Schutz 
kann bei der Hinterlegung auf ein, drei, fünf Jahre oder auf im- 
mer ertheilt werden; im letztern Fall beträgt die Abgabe 10 Frs. 
Die Verletzung des Musterschutzes zieht privatrechtliche Folgen 
und Geldstrafe nach sich. Auch die Einfuhr vom Ausland und 
der Handel mit geschützten Mustern ist verboten. 

Neben diesem Schütz für Zeichnungen besteht auch ein sol- 
cher für Modelle. 

Auch in England besteht ein umfassendes Musterschutz- 
gesetz (St. 24, 25. Victor, c. 73 vom 6. August 1861). Die 
Zeitdauer ist hier für die einzelnen Objekte verschieden bestimmt ; 
neben der vorgeschriebenen Registrirung ist weiter zur Herstel- 
lung der Publizität verordnet, dass die betreffenden Gegenstände 
an bestimmter Stelle mit den Buchstaben Rd. (registred) unter 
Beifügung der Nummer der Musterrolle zu bezeichnen seien. 

In Preussen und den übrigen Zollvereinsstaaten 
hat man auf den Musterschutz verzichtet, dagegen besteht in 
Oesterreich ein Gesetz vom 7. Dez. 1858 zum Schutz der 
Muster und Modelle für Industrie-Erzeugnisse. Nach demselben 
soll derjenige, der ein Muster entweder selbst oder durch einen 
andern für eigene Rechnung ursprünglich zu Stande gebracht 
hat, für die Dauer von drei Jahren und unter den im Gesetz 
näher festgestellten Bedingungen allein berechtigt sein, dasselbe 
auf Industrie-Erzeugnisse anzuwenden. Zur Erwerbung des Ex- 
klusivrechts genügt Hinterlegung bei einer Handelskammer. Die 
Anbringung eines Zeichens auf der VVaare selbst, welches er- 
kennen lässt, dass das Muster ein geschütztes ist, ist nicht er- 
forderlich. 

Ein Eingriff in das Musterrecht wird nicht nur durch unbe- 
fugte Uebertragung oder Nachbildung des Musters, sondern auch 
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durch den Verschleiss der danach verfertigten Waaren be- 
gangen. 

c) Der Schutz der Fabrik- und Warenzeichen >). 

Es ist eine sehr verbreitete Sitte, dass an den gewerblichen 
Erzeugnissen seitens der Produzenten eine bestimmte Bezeichnung 
angebracht wird, welche den Zweck hat, das betreffende Produkt 
als von einem gewissen Produzenten herrührend zu bezeichnen. 
Die Bezeichnung Soll das betreffende Erzeugniss von andern ähn- 
lichen unterscheiden und gewissermassen den Erzeuger für das- 
selbe besonders verantwortlich machen. Selbstverständlich er- 
langt diese Bezeichnung, wenn es mit ihrer Hilfe gelungen ist, 
einen Absatzkreis zu finden, für den Erzeuger einen vermögens- 
rechtlichen Werth, und die fälschliche Anbringung der gleichen 
Bezeichnung an einer andern Waare, oder die betrügerische Nach- 
ahmung derselben schmälert nicht nur den Absatz des früheren 
Erzeugers , sondern vermag ihn , wenn unter seinem Namen 
schlechtere Erzeugnisse in den Verkehr gebracht werden, ganz 
um denselben zu bringen. Auch der Käufer wird in allen Fällen, 
in welchen er die Bezeichnung für acht hält, getäuscht, und Wenn 
auch da, wo das Publikum gewöhnt ist, auf die Bezeichnungen 
wenig Werth zu legen, eine eigentliche Täuschung nicht «intritt, 
entspricht es doch den Anforderungen des öffentlichen Vertrauens, 
dass die Gesetzgebung dem Missbrauch entgegenwirke, d. h. 
dass sie ein ausschliessliches Recht auf die Führung einer be- 
stimmten Waarenbezeichnung anerkenne. 

Es braucht für dieses Recht nicht erst in dem sog. Marken- 
Eigenthum u. dergl. ein allgemeinerer Rechtsbegriff gesucht zu 
werden, denn es ist durch die angeführten Momente ein gesetz- 
licher Schutz an sich gerechtfertigt. 

Welcherlei Art die Bezeichnung sein müsse , um dieses 
Schutzes theilhaftig zu werden, darüber gehen allerdings die An- 
sichten auseinander. Die eine will nur der Firma in ihrer be- 
sonderen Anwendung auf die gewerblichen Erzeugnisse Schutz 



1) Zu vergl. G. Krug, Ueber den Schutz der Fabrik- und Waaren- 
zeichen nebst den einschlagenden Gesetzen der sammtlichen deutschen 
Staaten. Darmstadt und Leipzig 1866. 
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gewähren, und schliesst die Anwendung beliebig gewählter Be- 
zeichnungen (Vignetten , Sinnbilder u. s. w.) vom gesetzlichen 
Schutz aus, hauptsächlich aus sachlichen Schwierigkeiten, welche 
sich bei Zulassung der eigentlichen Marken durch die Notwen- 
digkeit einer Deposition, eines Marken-Verzeichnisses, der Publi- 
zität derselben, die schwierige Beurtheilung der Nachahmung u. s. w. 
ergeben, während eine andere Ansicht den Markenschutz in 
vollem Umfang gestatten will. Uns scheint die erstere Ansicht 
um der angegebenen Gründe willen und da sie dem Erzeuger 
das nöthige Schutzmittel, dessen Anwendung weiterhin nur von 
ihm abhängt, in die Hand gibt, den Vorzug zu verdienen. 

Die Nachahmung der betreffenden Bezeichnungen und zwar 
auch der ausländischen, (worin ebenfalls ein Grund für die Be- 
schränkung auf die Firma liegt) sowie die fälschliche Anwendung 
derselben ist mit straf- und civilrechtlicben Folgen zu belegen; 
selbst der Absatz, der mit Bewusstsein der Rechtsverletzung statt- 
findet, ist hierunter zu begreifen. 

Die Gesetzgebung der einzelnen Staaten hat den Ansprüchen, 
welche die Industrie aufstellt, ziemlich allgemein Rechnung ge- 
tragen und es bereitet sich allmälig in Folge der Ausdehnung der 
Handels- Verträge in dieser Beziehung ein internationaler Rechts- 
schutz aus x ). 

In Frankreich bestand schon im 16. Jahrhundert Marken- 
schutz; das neueste Gesetz vom 23. Juni 1857 schützt alle Fabrik- 
zeichen und Handelszeichen, es schreibt Deponirung der gewählten 
Bezeichnungen vor. Auch das englische Gesetz vom 7. Aug. 
1862 über die betrügerische Bezeichnung von Waaren, welches 
übrigens kein Depositions- Verfahren kennt, begreift alle Arten von 
Waarenzeichen in sich. Das österreichische Gesetz vom 
7. Dezbr. 1858 über den Schutz der gewerblichen Marken und 
anderer Bezeichnungen versteht unter Marken : Sinnbilder, Ziffern, 
Vignetten u. dergl., und schreibt im Fall ihrer Anwendung Depo- 
nirung vor. lässt aber auch die Anwendung des Namens, der 
Firma, u. s. w. zu. Das Gesetz vom 15. Juni 1865 bestimmt, 



i) Zu vergl. Art. 28 des preuss.-französ. Handels-Vertrags vom 2. Aug. 
1862 resp. 9. Juni 1865 und Art. 6 des Handels-Vertrags mit Grossbritan- 
nien vom 30. Mai 1865. 

Zeitsehr. f. Staatsw. 1867. I. Heft. 7 
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dass das Gesetz vom 7. Dezbr. 1 858 unter der Bedingung der 
Gegenseitigkeit auch auf die Marken und Bezeichnungen der Ge- 
werbtreibenden fremder Staaten in Anwendung gebracht werden 
könne. — InPreussen schützt das Strafgesetz vom 14. April 
1851 x ) den Missbrauch des Namens oder der Firma eines Fabri- 
kanten, Produzenten oder Kaufmanns zur fälschlichen Bezeichnung 
von Waaren oder deren Verpackung ; in B a i e r n ist darüber die 
Verordnung vom 21. Dez. 1862, welche neben der namentlichen 
Bezeichnung auch Fabrik- und Handelszeichen unter der Bedingung 
der Deponirung zulässt, massgebend; in Württemberg hat 
das Gesetz vom 12. Febr. 1862, welches als Voraussetzung des 
Schutzes die Angabe des Namens oder der Firma und des Er- 
zeugungsorts oder des Wohnorts verlangt, nähere Bestimmungen 
getroffen; auch in den übrigen Zollvereinsstaaten bestehen ähn- 
liche Bestimmungen und zwischen einer grösseren Anzahl deut- 
scher Staaten ist Reziprozität eingeräumt. 

Werfen wir einen' kurzen Rückblick auf die betrachteten drei 
Institute des Patent-, Muster- und Markenschutzes , so erscheint 
unter denselben der letzte am begründetsten; der Musterschutz 
ist mit grossen Schwierigkeiten in der Ausführung verbunden und 
am wenigsten verbreitet; das Patent-Institut, welches die allge- 
meinste Verbreitung hat, ist gewichtigen Angriffen ausgesetzt. 

6. Die Zollgesetzgebung. 

Unsere seitherige Betrachtung hat sich auf die gesetzlich 
festgestellten Bedingungen bezüglich des Rechts zum Gewerbe- 
betrieb, der Stellung der Gewerbtreibenden zu einander, der Be- 
ziehung des selbständigen Unternehmers zu dem gewerblichen 
Hilfspersonal, insbesondere des Verhältnisses des Gewerbebetriebs 
zu den neben ihm sich entwickelnden Lebenszwecken, endlich 
bezüglich der Anerkennung eines ausschliesslichen Einzelrechts 
in bestimmten, gewerblichen Verhältnissen erstreckt. 

Nach allen diesen Seiten hat der Staat vermöge seines Be- 
rufs, die Bedingungen der Erreichung der menschlichen Lebens- 
zwecke herzustellen, Veranlassung zur Entwicklung seiner Thätig- 
keit. — Es erübrigt nun noch ein gesetzlich normirtes Verhältniss 

1) §. 269. 
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von allgemeinerer Bedeutung kurz zu berühren : — , die nationale 
Seite des Gewerbslebens. Der kurze geschichtliche Ueberblick 
hat uns in dieser Hinsicht zwei Ansichten aufgezeigt, welche von 
einer exklusiven Auffassung der nationalen Industrie ausgegangen 
sind : das Merkantilsystem und späterhin das Schutzzollsystem, wie 
es namentlich durch List (a. a. 0.) theoretisch zu begründen 
versucht wurde. Man kann wohl unbedenklich behaupten, dass 
ebenso wie die Gewerbefreiheit nach jahrelangem Kampf die öf- 
fentliche Meinung für sich gewonnen hat, auch die Grundsätze 
des sogen. Freihandelssystems mehr und mehr Verbreitung ge- 
winnen. 

Gleichwohl ist es nicht ohne Interesse, die Frage des Schutzes 
der nationalen Industrie gegen übermächtige Mitwerbung des Aus- 
lands kurz ins Auge zu fassen , wie dies schon die Rücksicht 
auf eine gewisse Vollständigkeit unserer Ausführungen erfordert '). 

Diejenige Ansicht, welche davon ausgeht, dass das nationale 
Industriesystem ein in sich abgeschlossenes sein müsse, das in 
möglichster Unabhängigkeit vom Ausland ein in sich vollendetes 
Ganze darstelle, gehört mehr dem Gebiete der Philosophie , als 
dem der Staatswissenschaft an, und ist durch die fortschreitende 
Erweiterung der Communikationsmittel und die Steigerung des 
internationalen Verkehrs eigentlich praktisch widerlegt worden. 
Vom Standpunkt der Gewerbeförderung aus ist die künstliche Be- 
schützung der einheimischen Industrie in der Regel nur als eine 
vorübergehende Erziehungsmassregel verlangt und so namentlich 
von List für die Periode des Uebergangs des sg. Agrikulturstaats 
in den sg. Agrikultur-Manufakturstaat als naturgemässes Mittel die 
Anlegung von sg. Schutzzöllen empfohlen worden. Zur Beurthei- 
lung dieser Ansicht ist Folgendes hervorzuheben: Die Auflage 
eines Zolls auf eingehende Erzeugnisse (Eingangszoll) ist aller- 
dings, als finanzielle Massregel betrachtet, nicht durchaus zu ver- 
werfen ; es fragt sich aber, ob über diesen Finanzzweck hinaus- 



1) Ueber die „unübersehbare" Literatur vergl. Rau, Volksw.-Politik. 
5. Aufl. 2. S. 78 ff. 

Mohl, 1. c. S. 360. Anm. 1. 

Unsere Ansicht schliesst sich enge an die im „Deutschen Staatswörter- 
buch von Bluntschli und Brater* unter dem Art. „Handel" vorgetragene an. 

7* 
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gegangen, ob der Zoll nach volkswirtschaftlichen Motiven bemessen 
werden soll. Der Zoll bringt zunächst eine Vertheuerung der 
betreffenden Waaren hervor, und lastet so auf dem Consunienten ; 
diese Vertheuerung wird allerdings dem Zollsatz nicht gleichkom- 
men, wenn die inländische Mitwerbung den Preis der geschützten 
Artikel unter den der ausländischen, um den Zoll vertheuerten 
herabgedrückt hat, aber es hört in diesem Fall auch die Einfuhr 
ausländischer Erzeugnisse in dem betreffenden Zweig ganz auf. 
Bei einem Zoll auf Rohprodukte und Halbfabrikate ergibt sich aus 
dieser Vertheuerung der weitere Nachtheil einer Erhöhung der 
Produktionskosten gegenüber dem Ausland, so dass also der Zoll 
gewissermassen die Ursache weiterer Zölle wird. — Diese Nach- 
theile werden auch von der Schulzzolltheorie anerkannt, nur wird 
in ersterer Hinsicht geltend gemacht, dass die zeitweilige Ver- 
theuerung dauernden Nutzen schaue, indem dadurch die nationalen 
Produktivkräfte geweckt werden, und in letzterer Hinsicht wird 
durch eine verschiedene Behandlung verschiedener Produktengat- 
tungen Abhilfe gesucht. Die zu entscheidenden Fragen sind also : 
ob der Staat der nationalen Gewerbsthätigkeit selbst unter Dar- 
bringung grösserer Opfer positiv zu Hilfe zu kommen habe, und 
die Bejahung dieser Frage vorausgesetzt, ob die Auflage eines 
Eingangszolls das geeignete Förderungsmittel sei. 

Ein Volk, das sich noch vollständig auf derjenigen Wirth- 
schaftsstufe befindet, in welcher der Naturfactor vorherrscht, wie 
z. B. halbgebildete Agrikulturvölker oder Völker der heisseren Zone, 
produzirt selbstverständlich mit grösserem Vortheil diejenigen Er- 
zeugnisse, in welchen es eine natürliche Ueberlegenheit besitzt; 
umgekehrt wird ein Volk, das grossartige Kapitalkräfte und aus- 
gebildete Arbeitskräfte besitzt, und in welchem der Unternehmungs- 
geist entwickelt ist, mit Vortheil sich der Gewerbearbeit zuwenden. 
Wenn das erstere noch unter der Stufe steht, in welcher das 
Verlangen nach Förderung der nationalen Industrie sich geltend 
zu machen pflegt , so kann das letztere dieselbe bereits über- 
schritten haben. — "Die Förderung der nationalen Industrie macht 
Sich so besonders in derjenigen Periode geltend, in welcher zwar 
die Bedingungen der Entfaltung der Gewerbsthätigkeit; grössere 
und konzentrirtere Bevölkerung, reichere Arbeitskräfte, grössere 
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Kapitalien vorhanden sind, vermöge der Uebcrlegenheit , die be- 
nachbarte Kulturvölker besitzen, dieselbe aber gehemmt wird. Es 
ist nun kein Zweifel, dass eine relativ selbständige Stellung eines 
Volkes im wirtschaftlichen Leben nicht nur wirthschaftlichen, 
sondern auch ethischen und nationalen Anforderungen entspricht, 
und der Standpunkt, welcher dem Staat unter diesen Verhältnissen 
ein absolutes Gehenlassen empfiehlt, verkennt nicht nur das Wesen 
des Staats, sondern wird auch durch die Geschichte der modernen 
Kulturvölker Lügen gestraft. Es handelt sich dabei nicht davon, 
künstliche Industrieen heranzuziehen, und so die Entwicklung der 
Volkswirtschaft in eine schiefe Richtung zu bringen, sondern 
vielmehr nur darum, die Voraussetzungen herzustellen, unter wel- 
chen die gegebenen Produktivkräfte zusammenwirken können, eine 
wahre internationale Arbeitstheilung sich zu bilden vermag. Dass 
der Staat hiefür thätig zu werden habe, kann nach dem von uns 
an die Spitze gestellten Grundsatz über die Aufgabe desselben 
prinzipiell kaum in Zweifel gezogen werden, 

In welcher Art; und Weise aber der Staat sich zu bethätigen 
habe:, darüber Iässt sich verschiedener Ansicht sein. — Durch 
die Sorge für technische Bildung, für Hebung des Arbeiterstands, 
für Entwicklung guter Communikationsmittel , für eine gesunde 
Entwicklung des Creditwesens, für kräftige Vertretung der inlän- 
dischen Interessen im Ausland u. s. w. vermag- der Staat in mehr 
indirekter, dem freiheitlichen Streben der Neuzeit angemessenerer 
Weise der gewerblichen Entwicklung grossen Vorschub zu leisten. 
Es lassen sich aber recht wohl Fälle denken, wo diese Mittel 
nicht ausreichend sind, und zu dem ausserordentlichen Mittel eines 
Schutzzolles gegriffen werden muss. Denken wir uns z. B., dass 
die kontinentale Industrie durch einen länger dauernden Krieg in 
ihren Grundlagen erschüttert würde, so könnte z. B. England 
gegenüber wohl ein ausserordentlicher Schutz eintreten müssen, 
wenn dieses von den Folgen des Kriegs nicht in gleichem Mass 
betroffen worden wäre. Für die Regel dagegen kann dem Schutz- 
zoll das Wort nicht geredet werden. Wir haben bereits die 
Nachtheile einer künstlichen Verteuerung der Waaren und der 
Erschwerung der Conkurrenzfähigkeit hervorgehoben, deren Ge- 
wissheit gegenüber nur die Wahrscheinlichkeit dafür spricht, dass 
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dadurch die Gewerbethatigkeit in grösserem Masse gedeihe, als 
nach den. dafür gebrachten Opfern zu erwarten wäre. Von nicht 
geringerer Bedeutung ist die Schwierigkeit einer richtigen Be- 
messung der Zölle. Welche Ueberlegenheit ein bestimmter In- 
dustriezweig eines andern Landes in Beziehung auf Arbeitskräfte, 
Rohstoffe, Kapitalien, Absatzgelegenheit u. s. w. habe, lässt sich 
kaum auf einen zahlenmässigen Ausdruck bringen. Bei dem 
grossen Einfluss, den das industrielle Element im modernen Staat 
besitzt, und bei dem grossen Interesse, das der einzelne Indu- 
strielle an einem hohen Zollsatz hat, bei der Leichtigkeit, mit 
welcher dieses Interesse einzelner Personen im öffentlichen Leben 
Vertretung gewinnt, während das gleich grosse des Publikums 
im allgemeinen bei der Getheiltheit auf verschiedene Personen 
niemals mit solcher Energie sich geltend macht, liegt die Ge- 
fahr einer allzuhohen Festsetzung der Zölle sehr nahe, und der 
Zollschutz wird auf diese Weise anstatt eines Förderungsmittels 
der gewerblichen Entwicklung ein Hemmschuh der Industrie, dessen 
Beseitigung um so schwieriger wird , je länger er dauert. — 
Muss sich also die Theorie im allgemeinen gegen die Auflage 
von Zöllen aus Rücksichten der Gewerbeförderung aussprechen, 
so stellt sich die Sache freilich anders, wenn Zölle, unter deren 
Schutz eine Industrie gestanden ist, abgeschafft werden sollen. 
Das Gebot der Klugheit verlangt, dass hier in schonenden Ueber- 
gängen auf Grund genauer Untersuchungen (sg. Enqueten) vor- 
gegangen werde. 

Während die Einfuhrzölle die inländische Industrie auf 
dem heimischen Markte begünstigen, bezwecken die sog. Aus- 
fuhrprämien die Conkurrenzfähigkeit der inländischen Industrie 
auf dem auswärtigen Markt Sie sind wohl zu unterscheiden 
einerseits von den Steuerrückvergütungen und andererseits von 
den Rückzöllen (Drawbacks). Beide beruhen darauf, dass eine 
Consumtiottsabgabe blos von den im Lande konsumirten Artikeln 
erhoben werden soll; der beim Eingang der Waare erhobene 
Zoll oder die bei der Erzeugung erhobene Steuer muss daher 
zurückerstattet werden. Wird freilich die Rückvergütung in letz- 
terem Fall zu hoch bemessen, oder ein Rückzoll für Waaren be- 
willigt,- bei denen eine Controle darüber, dass sie wirklich aus 
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dem Ausland eingeführt worden sind, nicht durchführbar ist, so 
entsteht allerdings eine Exportprämie, von der das Gleiche zu 
sagen ist, wie von den eigentlichen Ausfuhrprämien , dass sie 
nämlich nichts sind als ein dem Ausländer gemachtes Geschenk, 
freilich unter Umständen ein Danaergeschenk, aber darum nicht 
weniger verwerflich. 

Durch die Ausgangszölle endlich soll der einheimischen 
Industrie eine Förderung insofern zu Theil werden , als ihr bei 
bestimmten, nicht beliebig herstellbaren Produkten das Material 
zur Fabrikation sichergestellt werden soll, z. B. bei Hadern, 
Knochen u. dergl. 

An sich von geringer Bedeutung sind diese Zölle wohl auch 
nicht vollständig zu rechtfertigen, denn in der Steigerung der 
Kosten durch den Transport liegt schon ein Schutz, und dann 
wird ja durch den Weiterabsatz der Werth der Abfälle gesteigert, 
worin doch auch ein volkswirtschaftlicher Vortheil erblickt wer- 
den muss. 

Nachdem England schon vor längerer Zeit seine Schutz- 
zölle allmälig abgestreift hat, ist der bedeutendste Anstoss zu 
liberalerer Entwicklung der Zollverhältnisse durch das längere Zeit 
zurückgebliebene Frankreich in dem Abschluss der Handels- 
Verträge mit England vom 23. Januar 1860, mit Belgien vom 
1. Mai 1861, mit dem Zollverein vom 2. August 1862 u. s. w. 
gegeben worden, und auch der Zollverein, in welchem sich 
namentlich durch den Einfluss der List'schen Lehren längere Zeit 
das Schutzzoll-Interesse lebhaft geltend gemacht hatte, hat durch 
den mit dem 1. Juli 1865 ins Leben getretenen Tarif einen 
grossen Schritt auf dem Wege des Freihandels gethan. — Frei- 
lich ist in Amerika eine rückläufige Bewegung durch den sg. 
Morills'chen Tarif eingetreten und bedeutende wissenschaftliche 
Autoritäten (z. B. Carey) wirken in diesem Sinne. 

n. Die Organisation von besondern Behörden für das gewerb- 
liche Leben. 

Es würde zu weit führen, nur im allgemeinen nachzuweisen, 
wie der Staat vermöge seines Organisationsrechts den Aufgaben, 
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welche ihm für das gewerbliche Leben erwachsen, durch Zutei- 
lung an verschiedenartige Organe nach räumlicher und sachlicher 
Beziehung gerecht zu werden sucht und welche Einrichtungen 
hienach in den einzelnen Staaten bestehen; schon der Gesichts- 
punkt, dass gerade in Organisationsfragen die besondern Zustände 
des einzelnen Staats von massgebender Bedeutung sind, lässt eine 
derartige Zusammenstellung als unthunlich erscheinen.. Dagegen 
ist es von sehr grossem, von der Wissenschaft nicht genug her- 
vorgehobenem x ) Interesse , zu beachten, wie der moderne Staat 
durch Niedersetzung besonderer Organe und Ausstattung derselben 
mit entsprechenden Mitteln demjenigen Theil seiner Aufgabe nach- 
kommt, der nicht zum zwingenden Recht erhoben ist, und nicht 
in einer einfachen Vollziehung festgestellter Normen besteht ; wie 
er diese Organe theils aus festen beamtlichen Elementen, theils 
aus den praktisch interessirten Lebenskreisen zusammensetzt ; wie 
er endlich die letzteren zu festen Körperschaften organisirt, theils 
um den Staatsbehörden im engern Sinn gegenüber eine Interessen- 
vertretung zu bilden, theils um ihnen mit sachverständigem Rath 
an die Hand zu gehen. — In dieser Organisation liegt eine Reihe 
von gewerblichen Förderungsmitteln eingeschlossen, und wir haben 
sie darum auch den einzelnen noch weiter zu besprechenden 
Massregeln für Förderung der Gewerbe vorangestellt. 

Schon die Erörterung der gesetzlich normirten Verhältnisse 
des Gewerbslebens hat eine Reihe von Beziehungen ergeben, bei 
welchen für den Staat eine genaue und fortlaufende Kenntnis 
der Zustände und Bedürfnisse der Industrie unumgänglich erfor- 
derlich ist ; noch mehr stellt sich dieses Bedürfniss bei der Voll- 
ziehung jener gesetzlichen Bestimmungen heraus, und besonders 
in jenem grossen Gebiet, wo der Staat mehr frei einwirkend, 
anregend und fördernd (z. B. durch Gewerbeausstellungen, Er- 
richtung von Mustersammlungen, gewerblichen Bibliotheken, Fort- 
bildung des Gewerbestands) thätig wird. Wie wir in der ge- 
schichtlichen Einleitung bemerkt haben, ist das Bedürfniss beson- 
derer Organe schon von Justi, Sonnenfels, von Berg u. a, gefühlt 

1) So findet sich z. B. in dem umfassenden Lehrgebäude- der Polizei- 
wissenschaft von R. t. Mohl nirgends etwas von einer Gewerbekammer u. dgl. 
Instituten, die doch eigentlich gerade da zu suchen wären. 
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worden, — und die Verwaltung hat ihm, wenn auch in verschie- 
dener Weise, zu entsprechen gesucht. — Gerade in der allseitigen An- 
erkennung dieses Bedürfnisses liegt der deutlichste und schlagendste 
Beweis dafür, dass der abstrakte Rechtsstaatsstandpunkt ein durch- 
aus unhaltbarer, von den realen Verhältnissen überholter ist. 

Die gewerblichen Organe haben sich natürlich als besondere 
Glieder in den allgemeinen Organismus des Staatslebens einzu- 
fügen und gliedern sich in einer diesem entsprechenden Weise. 
Auf der höchsten Stufe erscheinen sie vorwiegend als berathende 
und begutachtende Organe der Ministerien, welchen dieser Zweig 
der öffentlichen Verwaltung zukommt (Ministerien des Innern, des 
Handels, Verkehrs und der öffentlichen Arbeiten), theilweise haben 
sie übrigens eine selbständige, mit der Verwaltung gewerblicher 
Anstalten zusammenhängende Aufgabe. In der Stellung von Mittel- 
organen (für Kreise und Bezirke) treten sie theils wieder als 
Sachverständigenorgane, theils aber und hauptsächlich als Ver- 
treter der gewerblichen Interessen hervor; wenige oder gar 
keine besondern öffentlich anerkannten gewerblichen Organe 
sind für engere Bezirke oder einzelne Gemeinden vorhanden, 
in der Regel ist es hier die freie Assoziation (Gewerbevereine), 
welche die gewerblichen Interessen gemeinsamer Natur theil- 
weise zu befriedigen sucht. — In der Regel sind die gewerb- 
lichen Organe zugleich solche des Handels. 

Was zunächst die Centralprgane betrifft, so beschränken wir 
uns auf die Anführung der Einrichtung einiger Länder. — Nach- 
dem in Frankreich das Senats - Dekret von 1852 dem Kaiser 
die Entscheidung der Zollfragen aus Anlass von Handelsverträgen 
übertragen hatte, wurde durch Dekret vom 2. Febr. 1853 der 
Conseil supärieur du commerce, de l'agriculture et de l'industrie 
ins Leben gerufen, um, dem Ministerium für Handel, Landwirt- 
schaft und Industrie unterstellt, die ihm von der Regierung vor- 
gelegten Entwürfe über Zollwesen und die Gesetzgebung in wirt- 
schaftlichen Dingen zu begutachten l ). Derselbe besteht aus je 
zwei Mitgliedern des Staatsrats, des Senats und des gesetzgeben- 
den Körpers, aus sechs gewählten Vertretern des Handels, der 



1) Zu vergl. Block, 1. c. S. 533. 
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Industrie und der Landwirtschaft , und aus sechs höheren Be- 
amten. Der Minister für Handel, Landwirtschaft und Industrie 
führt den Vorsitz; mit seiner Bewilligung können auch Nicht- 
mitglieder zur Berathung zugezogen werden. — In Belgien be- 
steht seit dem Jahre 1859 „in natürlicher Ergänzung der Organi- 
sation der Handelskammern" ein Conseil supeneur du commerce 
et de l'industrie. Derselbe ist zu zwei Drittheilen aus gewählten 
und zu einem Drittheil aus von der Regierung ernannten Mit- 
gliedern zusammengesetzt. Die sechs wichtigsten Handelskammern 
erwählen je zwei, die andern je ein Mitglied. Der Conseil be- 
gutachtet die von der Regierung ihm vorgelegten Gegenstände, 
und beräth die von den Handelskammern ausgesprochenen Wünsche; 
endlich verhandelt er die auf Industrie und Handel bezüglichen 
Anträge, welche von seinen Mitgliedern sowohl im eigenen Namen 
als im Auftrag ihrer Kammern gestellt werden. Er versammelt 
sich in Brüssel auf Berufung des Ministeriums. 

Auch in Preussen besteht wenigstens als besondere Ab- 
theilung des durch Erlass vom 17. April 1848 gegründeten Mi- 
nisteriums für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten die Ab- 
theilung für Gewerbe und Handel, welche alle diesem Ministerium 
übertragenen Angelegenheiten, welche mit Gewerbe und Handel 
in mittelbarer oder unmittelbarer Verbindung stehen, bearbeitet, 
und zu deren Ressort die durch Verordnung vom 16. Dez. 1808 
und 27. Okt. 1810 gegründete technische Deputation für Gewerbe 
gehört. — In Württemberg wurde unterm 14. Juni 1848 
provisorisch die Centralstelle für Gewerbe und Handel ins Leben 
gerufen und ihr unterm 7. Aug. jenes Jahres ein eigenes Statut 
ertheilt. Sie sollte einerseits eine berathende Staatsstelle für die 
Förderung der gewerblichen und Handels-Interessen sein, anderer- 
seits ein Organ des Gewerbestands repräsentiren. Sie sollte des- 
halb neben den Beamten aus gewählten Mitgliedern des Handels-, 
Fabrikanten- und Handwerkerstands und aus Lehrern an Gewerbe- 
schulen zusammengesetzt sein. Während ursprünglich diese Bei- 
räthe von den Gewerbevereinen gewählt wurden, was nicht nur 
wegen des unsichern Bestands dieser Vereine, sondern auch 
wegen der mangelnden Garantie, dass damit wirklich eine Ver- 
tretung des Handels- und Gewerbestands eines Bezirks erzielt 
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werde, unangemessen war, enthalt das neue Statut der Central- 
stetle vom 16. Septbr. 1856 , welches ihre Verhältnisse definitiv 
ordnet, die Bestimmung , dass die Beirathe der Centralstelle aus 
Wahlen der in der Zwischenzeit geschaffenen Handels- und Ge- 
werbekammern hervorgehen sollen. 

Als besondere Mittelorgane für die Verwaltung der gewerb- 
lichen Interessen bestehen die sg. Gewerbe- und Handels- 
kammern. Obwohl dieselben sowohl ihrer Entstehung als ihrem 
jetzigen Wirkungskreis nach ebensosehr als Organe des Handels, 
als der Gewerbe anzusehen sind, erachten wir es doch für an- 
gezeigt, auf dieses wichtige Institut hier etwas näher einzugehen *). 

Ihre Aufgabe soll, wie sie die württembergische Ver- 
ordnung vom 19. Sept. 1854 *) am vollständigsten aufzählt, sein 8 ): 
Wünsche und Anträge in Absicht auf die Förderung der Gewerbe 
und des Handels den Gemeinde- und Staatsbehörden vorzutragen ; 
statistische Notizen über Gegenstände der Gewerbe und des Han- 
dels zu sammeln; alljährlich dem Ministerium des Innern über 
den Zustand der gewerblichen Industrie und des Handels, über 
wünschenswerthe Verbesserungen und die Mittel dazu Bericht zu 
erstatten; auf Verlangen Gutachten abzugeben und die Staats- 
und Gemeindebehörden bei Ausführung von Massregeln zur För- 
derung der Gewerbe und des Handels zu unterstützen. Die Ge- 
werbe- und Handelskammern beeinflussen so einerseits die eigent- 
lichen Staatsbehörden in ihren gewerbefördernden Massregeln, und 
dienen andererseits zur Vermittlung der Einflussnahme derselben 
auf Gewerbe und Handel. 

Sie sind also nicht blose Privatorgane, andererseits aber auch 
nicht reine Staatsbehörden im eigentlichen Sinn, sondern sie re- 
präsentiren gerade das, was wir mehrfach als Consequenz des 
constitutionellen Grundgedankens hervorgehoben haben : die Ver- 
flechtung der beamtenmässigen Organe mit den interessirten Lebens- 
kreisen 4 ). 



1) Zu vergl. deutsches Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater. 
Bd. S. 336. 

2) Regbl. t. 1854. S. 80. 

3) abgesehen von der justitiellen Seite ihrer Aufgabe. 

4) Wir halten es daher für eine das Wesen der Sache gar nicht 
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Die Errichtung von Handels- und Gewerbekammern erfolgt 
in der Regel durch staatliche Verordnung ; theils sind sie auf einen 
bestimmten Industriesitz, wo gleichartigere Interessen zusammen- 
treffen, begrenzt, theils umfassen sie ausgedehntere Bezirke. Die 
Mitglieder der Kammern gehen durch Wahl (mit verschieden ge- 
regeltem Wahlverfahren) oder Ernennung aus dem Gewerbe- 
und , Handelsstand hervor, oder aber sind beide Besetzungsweisen 
vereinigt. — Die durch diese Organe veranlassten Kosten werden 
theils durch die Gewerbe- und Handeltreibenden selbst, theils durch 
Staats-, Kreise- oder Gemeindemittel gedeckt, theils konkurriren 
dieselben an der Kostendeckung gemeinschaftlich. 

In Frankreich 1 ) ist das Institut der Handels- und Ge- 
werbekammern ein altes. Es sind übrigens die Gewerbekammern 
(Chambres cpnsultatives des arts et des manufactures) von den 
eigentlichen Handelskammern zu unterscheiden. Die ersteren, an- 
fänglich nur für die gewerblichen Interessen bestimmt, gehen jetzt 
aus Gewerbe- und Handelsstand hervor, und der Beruf der Handels- 
kammern erstreckt sich auch auf industrielle Fragen. Der Unter- 
schied zwischen den Handels- und Gewerbekammern besteht nur 
noch darin, dass die Handelskammern grössere Bezirke umfassen 
und verschiedenere ökonomische Interessen in sich vereinigen, 
und dass die Gewerbekammern durch die Städte, in welchen sie 
errichtet sind, unterhalten werden, während die Ausgaben für die 
Handelskammern durch eine Umlage auf die Gewerbtreibenden des 
Bezirks bestritten werden. — Die Gewerbekammern wurden durch 
Dekret vom 22. Germ, des Jahres IX. in Städten gegründet, welche 
eine Reihe gleichartiger Fabrikationszweige in sich fassen; ihre 
dermalige Organisation beruht auf Dekr. vom 30. Aug. 1852 in 
Verbindung mit der Verordnung vom 10. Therm, des Jahres XL, 
vom 16. Juni 1832 und 19. Juni 1848. — Die Mitglieder der 
Kammer werden durch Handel- und Gewerbtreibende des Bezirks 



erfassende Einwendung, wenn man diesen Instituten den Vorwurf der Prinzip- 
losigkeit macht, indem sie weder Staats- noch Privatorgane seien. Im ge- 
wöhnlichen Sinne dieser Bezeichnungen sollen sie weder das eine noch das 
andere sein. Die hier bekämpfte Anschauung ist z. B. in Hildebrand's 
Jahrb. für VW. u. Statistik 186S S. 148 ff. vertreten, 
t) Block, I. c. S. 323. 
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gewählt. Ihre Aufgabe ist theils eine selbständige, theils sind sie 
berufen, den Staatsbehörden Belehrung und Auskunft über gewerb- 
liche Fragen zu ertheilen. — Die Handelskammern führen ihren 
Ursprung auf die Zeit vor der Revolution zurück. In Marseille 
bestand seit alter Zeit eine Vereinigung von Kaufleuten, die sich 
über ihre gemeinschaftlichen Interessen verständigten. Im Jahre 
1700 wurde in Dünkirchen, 1701 "in Rouen, Lyon, Toulouse, 
Bordeaux eine ähnliche Verbindung ins Leben gerufen. Diese 
Körperschaften verwalteten namentlich ihre gemeinsamen Anstalten 
für den Handel und brachten ihre Wünsche und Vorschläge an 
den Generalfinanzkontroleur. Durch die Revolution zerstört, wurden 
die Handelskammern durch Gesetz vom 3. Nivos. des Jahres XL 
in umfassenderer Weise wieder ins Leben gerufen. — Nach ver- 
schiedenen Veränderungen in der Gesetzgebung gründet sich ihre 
derzeitige Organisation hauptsächlich auf die Dekrete vom 3. Sept, 
1851 und 30. Aug. 1852. Errichtet werden die einzelnen Kam- 
mern durch kaiserliches Dekret, welches auch die Zahl der Mit- 
glieder bestimmt. Die letztern werden durch die Notabilitäten des 
Handels- und Gewerbestands gewählt. Die Dauer der Mitgliedschaft 
beträgt sechs Jahre ; alle zwei Jahre tritt */» a us. Die Aufgabe 
der Kaminern entspricht der oben bezeichneten. — In Bel- 
gien 1 ) gründet sich die Organisation der Handelskammern 
auf eine K. Verordnung vom 17. Sept. 1841. Sie bilden sich 
durch Auswahl des Königs aus einer von der Kammer präsentirten 
dreifachen Candidatenliste ; alle Jahre tritt x /a aus. Die Kosten der 
Kammer wird zu V» von der betreffenden Stadtgemeinde, zu V* 
von der Provinzial- und zu */» von der Staatskasse getragen. — 
In Oesterreich hat das Ges. vom 26. März 1850 das Institut 
der Handelskammern näher regulirt ; in P r e u s s e n ist dasselbe 
durch das Gesetz vom 11. Febr. 1848 für den ganzen Umfang 
der Monarchie generalisirt worden, so dass dermalen 45 Handels- 
kammern und 8 kaufmännische Corporationen bestehen. — In 
Baier n.hat die Organisation der bestehenden Kreisgewerbe- und 
.Handeiskammern ihre Unterlage in dem noch zu erwähnenden 
Institut der Gewerbe-, Fabrik- und Handelsräthe. Dieselben werden 



1) Vergl. von Steinbeis 1. c. S. 219. 
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nämlich aus den Vorsitzenden und Vizevorsitzenden sämmtlichei 
im Regierungsbezirk befindlichen Gewerbe-, Fabrik- und Handels- 
rflthe gebildet und nöthigenfalls durch Wahl derselben vervoll- 
ständigt. Ihre Aufgabe erstreckt sich auf Wahrnehmung der Inter- 
essen der Industrie und des Handels, und Geltendmachung der- 
selben bei den Regierungsbehörden. — Im Königreich Sachsen 
hat das Gewerbegesetz vom 15. Okt. 1861 (§§•. 112—125) die 
Errichtung von Handels- und Gewerbekammern vorgesehen und 
es sind deren bis jetzt 5 errichtet — Jede Handels- und Ge- 
werbekammer-besteht aus zwei Abtheilungen : der Handelskammer 
für Handel und Fabriken, und der Gewerbekammer für die übrigen 
Gewerbe; jede Abtheilung zählt 9—15 Mitglieder, welche in in- 
directer Wahlform auf 6 Jahre gewählt werden. Auch diese Kam- 
mern sind theils sachverständige Organe des Ministeriums des 
Innern, theils Vertreter der Interessen des Handels und der Ge- 
werbe. — In Württemberg wurden durch K. Verordnung 
vom 19. Sept. 1854 zunächst vier Gewerbe- und Handelskammern 
in den gewerbrcichen Städten des Landes, jedoch mit bestimmt 
zugetheiltem Bezirke, errichtet und durch Kön. EntSchliessung 
vom 14. März 1866 die Errichtung von vier weiteren Kammern 
genehmigt, so dass das ganze Land in acht Handelskammerbezirke 
zerfällt. — Die Aufgabe der Kammern haben wir schon oben 
skizzirt. — Ihre Zusammensetzung soll nach den 3 Gruppen der 
Kaufleute, Fabrikanten und Kleingewerbe erfolgen. Während die 
Mitglieder der Kammer ursprünglich durch Königliche Ernennung 
bezeichnet wurden, hat die Verordnung vom 17. Febr. 1858 einen 
eigentümlichen Wahlmodus eingeführt, nach welchem die Amts- 
versammlungen der Oberamtsbezirke eine Commission von Ange- 
hörigen des Handels- und Gewerbestands wählen, welche die aktiv 
und passiv Wahlberechtigten bezeichnet 1 ). 

In Baden hat das Gewerbegesetz vom 20. Sept. 1862 
(Art. 29) der Regierung vorbehalten, im Bedürfnissfalle die Er- 
richtung von Gewerbekammern zu veranlassen, welchen die Wah- 
rung und Förderung der gemeinsamen Interessen aller oder ein- 



1) Der bestehende Wahlmodus unterliegt übrigens bedeutenden An- 
fechtungen. 
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zelner Klassen des Gewerbestands eines Orts- oder Landestheils 
zur Aufgabe gestellt ist. Die Einrichtung der einzelnen Kammern 
wird im Einverstandniss mit der Regierung bestimmt. — Ob für 
das Gewerbeleben eine Kammer in's Leben gerufen wurde, ist 
uns nicht bekannt; in Karlsruhe hat sich nach jener Bestimmung 
ein Organ des Handelsstands gebildet. 

Wenn so die gewerblichen Interessen in den allgemein ver- 
breiteten Gewerbekammern ein spezifisches Organ, und diese ein- 
zelnen Organe wie z. B. in Belgien und Württemberg in Central- 
stellen eine innige Vereinigung gefunden haben, so ermangelt 
doch diese Interessen- Vertretung und Verwaltung nach unten hin 
eines genügenden Abschlusses. Vielfach erstreckt sich der Wir- 
kungskreis der Gewerbekammern nur auf einzelne Industriesitze, 
und selbst da, wo ein Land vollständig in Gewerbekammerbezirke 
eingetheilt ist, wie z. B. in Württemberg, enthalten die Kammern 
keine vollständige Vertretung des Gewerbslebens, nicht nur weil 
in Wahrheit in den Kammern nur die Spitzen der Industrie und 
des Handels, nicht aber die breite Basis des Gewerbestands re- 
präsentirt sind 1 ), sondern weil den Kammern auch an manchen Orten 
eine Verbindung ganz abgeht, und sie an andern Orten in Er- 
füllung der ihnen zugewiesenen Aufgabe ganz auf den guten Willen 
von Geschäftsfreunden angewiesen sind. — Das Bedürfniss einer 
die gewerblichen Interessen nach unten hin in der Ausdehnung 
auf Bezirke und Gemeinden wahrnehmenden und fördernden 
Organisation war es wesentlich, welches den Gedanken an die 
Forterhaltung der Zünfte als freier Innungen hervorgerufen hat. 
Wenn wir uns gegen die Perpetuirung der Zünfte in dieser Form 
ausgesprochen, wenn wir namentlich hervorgehoben haben, dass 
die den sg. Innungen zuzuweisenden Aufgaben theils von der Ge- 
meinde, theils vom Staat, theils von der Schule übernommen worden 
seien, so schliesst das eine Organisation des Gewerbestands nicht 



1) Das« diel der Fall ist, geht z. B. in Württemberg aus der amtlich 
publizirten Wählerliste (Gewerbeblatt Nr. 41 von 1866) hervor, wo ein- 
zelne Bezirke 12—20 Wähler aufweisen, während durchschnittlich 1400 
Gewerbtreibende auf einen Oberamtsbezirk kommen, so dass wenigstens 
in einzelnen Bezirken nicht 1 Procent des Gewerbestands zur Wahl 
kommt. 
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aus, welche nicht in der Begrenzung auf bestimmte Gewerbe, 
sondern etwa im Anschluss an den Bezirk erfolgt, und sich diese 
Förderung der gewerblichen Interessen in spezieller Weise neben 
und mit der Gemeinde, dem Staate u. s. w. angelegen sein lässt, 
und die natürliche Grundlage der Gewerbe- und Handelskammer 
zu bilden hätte. — Wir beschränken uns darauf, diesen Gedanken 
hier erwähnt zu haben und bescheiden uns eines positiven Vor- 
schlags, für welchen jedenfalls ganz konkrete Zustände in's Auge 
zu fassen wären. 

In Preussen ist durch die mehrerwähnte Verordnung vom 
9. Febr. 1849 das Institut der Gewerberäthe geschaffen worden. 
Ein Gewerberath soll hienach für jeden Ort oder Bezirk errichtet 
werden können, wo wegen erheblichen gewerblichen Verkehrs ein 
Bedürfniss dazu obwaltet ; der Antrag hat von den Gewerbtrei- 
benden auszugehen und ist vom Ministerium gut zu heissen. Die 
Mitglieder des Gewerberaths sind zu gleichen Theilen aus, dem 
Handwerker-, Fabrikanten- und Handelsstand zu wählen. Die Auf- 
gabe der Gewerberäthe soll darin bestehen, die Interessen des 
Handwerks- und Fabrikbetriebs in ihren Bezirken wahrzunehmen 
und die zu Förderung desselben geeigneten Einrichtungen zu be- 
rathen und anzuregen. Sie sollen theüs die Einhaltung der Ge- 
werbeordnung (z. B. über Prüfungen, Lehrlingswesen u. dergl.) 
überwachen , theils in gewerblichen Fragen Auskunft ertheilen und 
Gutachten erstatten. — Indessen ist diese Verordnung nicht voll- 
ständig ausgeführt worden, und es sollen die ins Leben getre- 
tenen Gewerberäthe bald wieder eingegangen sein 1 ). 

In Baiern besteht ebenfalls eine lokale Organisation des 
Gewerbslebens in den sg. Gewerbe-, Fabrik- und Handelsräthen, 
welche aus den betreffenden Berufsständen hervorgehen und zwar 
durch freie Wahl ; auf ihnen ruht, wie erwähnt, die Bildung der 
Gewerbe- und Handelskammern. — Auf welche Weise diese Or- 
ganisation gewirkt hat, ist uns allerdings nicht bekannt geworden. 

Für Württemberg ist aus Anlass der Einführung der Ge- 
werbefreiheit der Vorschlag gemacht worden *), die selbständigen 



1) Vergl. Breslauer Gewerbeblatt von 1865 S. 191. 

2) Vergl. von Gessler, Zur Gewer beorgaiiisation , in der Zeitscbr. für 
die ges. Staatswissensch. 1862 S. 430. 
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Gewerbtreibenden eines Bezirks gesetzlieh zu einer Corporation 
zu vereinigen, als deren Aufgabe die Sorge für Verbreitung ge- 
werblicher Bildung, für Unterstützung armer und kranker Genossen, 
die Führung und die Gewinnung Statist. Uebersichten über das Ge- 
werbeleben , u. s. w. zu bezeichnen und die als Unterlage der 
Gewerbe- und Handelskammern zu verwerthen wäre. Die Ver- 
waltung sollte durch einen engeren und weiteren Ausschuss, dem 
ein Besteuerungsrecht der Gewerb treiben den zukäme, erfolgen. — 
Als Vorsitzender des Ausschusses hätte der Bezirksbeamte, der 
auf diese Weise in engere Berührung mit den gewerblichen Inter- 
essen gebracht würde, zu fungiren. 

Dieser Organisationsplan ist übrigens bis jetzt nicht ver- 
wirklicht worden. 



Wohl in keinem Gebiet der Staatswissenschaften ist die theo- 
retische Betrachtung spärlicher und die Unvermitteltheit zwischen 
Theorie und Praxis grösser, als in Organisationsfragen ; aus diesem 
Grunde dürfen wir wohl hoffen, dass die wenigen von uns ange- 
führten Gesichtspunkte, deren Lückenhaftigkeit wir selbst einsehen, 
eine nachsichtige Beurtheilung finden werden. 



III. Die staatlichen Anstalten für das Gewerbewesen. 

Neben der gesetzlichen Ordnung des Gewerbelebens, und der 
Handhabung dieser durch die staatlichen Organe, neben der Con- 
stituirung besonderer die freie Einwirkung des Staats auf das Ge- 
werbswesen vermittelnder, die Interessen derselben zur Geltung 
bringender und so auf Gesetzgebung und Verwaltung einwirkender 
gewerblicher Organe sehen wir den Staat eine Reihe weiterer 
Aufgaben erfüllen, die über das blosse Ineinanderrichten der ver- 
schiedenen Willensbestrebungen, über die Gewährleistung der Er- 
füllung der negativen und positiven Rechtsforderung der Einzelnen 
gegen einander hinausgehen. Da scheint denn unser Rechtsbegriff 
nicht mehr auszureichen, das staatliche Eingreifen zu rechtfer- 
tigen: aber es scheint auch blos so. 

Wir haben in der Erörterung der allgemeinen Gesichtspunkte 

ZeiUchr. f. staatsw. 1867. I. Heft. 8 
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schon bemerkt, dass der Staat derartige Aufgaben Obernehme, 
entweder weil sie als Gesammtverpflichtung aller erscheinen, und 
daher von demjenigen gesellschaftlichen Organismus, in welchem 
das Volk seine Einheit findet, zu erfüllen sind, oder weil die Er- 
füllung dieser Aufgaben durch den Staat im engern Sinn wirt- 
schaftlich als die zweckmassigere Leistungsform erscheint. Es 
sind die Rücksichten auf die Entwicklung der bürgerlichen 
Selbständigkeit, woraus sich, eine Erhöhung der Einzelpflicht als 
noth wendiges Correlat entwickelt, und auf die wirtschaftliche 
Zweckmässigkeit, aus der sich die jeweilige Grenzbestimmung für 
die staatliche Thätigkeit nach dieser Seite hin ergibt, — „Es kommt 
also einerseits auf den Stand und Inhalt der Cultur, andererseits 
auf die Entwicklung der bürgerlichen Selbständigkeit an, um zu 
bestimmen, was der Staat seiner Verwaltung vorbehalten muss", 
und „die Staatsthätigkeit ist begründet, wo sie Bedürfnisse der 
bürgerlichen Gesellschaft am wirthschaftlichsten befriedigt" '). 

Es fliessen darum auch Staats- und Privatthätigkeit vielfach 
in einander, sich gegenseitig ergänzend und bedingend. 

Wir brauchen zum Beleg dafür nur an die Bestrebungen 
der society for the encouragement of arts in London (seit 1753), 
der sociele d'encouragement pour l'industrie nationale (seit 1802) 
in Paris, des Vereins zur Beförderung des Gewerbfleisses in 
Preussen (seit 1823), an die polytechnischen Vereine zu München 
und Würzburg, sowie an die in ganz Deutschland verbreiteten 
lokalen Gewerbevereine zu erinnern oder hervorzuheben, wie in 
Württemberg von 1824 an die Gesellschaft zu Beförderung der 
Gewerbe einen Theil der Aufgaben zu erfüllen suchte, deren Lösung 
weiterhin von der Centralstelle für Gewerbe und Handel über- 
nommen wurde. Ebenso wie öffentliche und Privatthätigkeit auf 
diesem Gebiete in einander übergehen, nehmen auch an der öf- 
fentlichen Fürsorge für das Gewerbeleben neben dem centralen 
Staatsorgan Provinzen, Kreise und Gemeinden Antheil. — Wie 
verschieden hier die Verhältnisse gestaltet sind, lehrt ein ver- 
gleichender Blick auf England, Frankreich und Deutschland. 

1) Vergl. Schaffte, Das gesellsch. System der menschlichen Wlrth- 
schaft, Tübingen 1867 S. 337 (welches Werk uns leider erst zukam, als die 
gegenwärtige Abhandlung beinahe vollständig geschrieben war). 
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Während in England die Privatthätigkeit und die Thätigkeit 
lokaler Kreise in höchstem Grade entwickelt ist, weist Frankreich 
auch auf diesem Gebiet die vollendetste Centralisation auf 1 ): 
Deutschland zeigt eine mehr vermittelnde Richtung. 

Es ist nun kein Zweifel 2 ) , dass es politisch zweckmässiger 
ist, wenn der Staat im engern Sinn, d. h. das centrale Staatsorgan 
seine Thätigkeit auf das Nothwendigste beschränkt, und dafür sorgt, 
dass die nöthigen Organe vorhanden sind, die sich die Förderung 
der gewerblichen Interessen in autonomer Weise zur Aufgabe 
machen, und dass sich die individuelle Selbstthätigkeit möglichst 
entwickelt. Denn nicht nur übernimmt der Staat, je mehr er seine 
Thätigkeitssphäre erweitert, eine Verantwortlichkeit, der er häufig 
nicht gewachsen ist, sondern er steigert dadurch auch die an ihn 
gemachten Anforderungen künstlich und setzt sich in Zeiten, wo 
die politischen Wogen höher gehen, grösseren Gefahren aus, als 
wenn die Einzelnen gelernt haben , sich selbst zu helfen und sich 
selbst zu regieren. — So sehr es begründet ist, dass, wie oben 
bemerkt, gewisse Aufgaben vom centralen Staatsorgan erfüllt werden, 
so scheint doch in Deutschland in der lobenswerthen Absicht, den 
Kreis der Staatsthätigkeit für die gewerblichen Interessen zu er- 
weitern, im Verhältniss zu der Thätigkeit, die andern Interessen 
zukommt , das Mass des vom Staate zu Leistenden gegenüber der 
durch die engeren Kreise der Gesellschaft und die Selbstthätigkeit 
entwickelten Bethätigung etwas überschritten worden zu sein 3 ). 

Nach Vorausschickung dieser allgemeineren Bemerkungen, mit 
denen die prinzipielle Rechtfertigung des Einzelnen gegeben ist, 
wenden wir uns zu den besondern Anstalten für das gewerbliche 
Leben. Bei ihrer Betrachtung handelt es sich mehrfach um ge- 
werblich- und pädagogisch-technische Gesichtspunkte, die selbstver- 



1). Man denke z. B. nur an das Unterrichts wesen für gewerbliche 
Zwecke. 

2) S. von Kessler, Zur Gewerbeorganisation 1. c. S. 455. 

3) Wir haben hier die sg. Gewerbeunterstützungsfonds im Auge, wie 
sie vielfach auf den Budgets vorkommen. (Eine Zusammenstellung darüber 
ist bei der Verschiedenheit der damit zu erfüllenden Zwecke ohne Nutzen.) 

Für ihre Beurtheilung sind übrigens die konkreten Verhältnisse ent- 
scheidend. — Den im allgemeinen in Deutschland vorherrschenden Trieb zum 
Zuvielregieren bestätigt auch Schaffte 1. c. S. 338. 

8* 
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ständlich hier, wo es sich nur um die politische Erörterung han- 
deln kann, nicht näher in Betracht kommen. 

1. Das gewerbliche Schalwesen. 

Solange das Handwerk die hauptsächlichste Seite des Ge- 
werbslebens war, war es natürlich, dass auch die gewerbliche 
Ausbildung vorherrschend auf dem Wege der Uebung (Reisen der 
Handwerksgehilfen u. s. w.) erfolgte. Nachdem aber die Ent- 
deckungen und Erfindungen im Gebiet der Naturwissenschaften 
die Maschine in das Gewerbsleben eingeführt und mit ihr eine 
Fabrikthätigkeit entstanden ist, die ihrerseits wieder auf den Hand- 
werksbetrieb zurückgewirkt hat, konnte dieser Weg nicht mehr 
genügen. Es entstand so schon im vorigen Jahrhundert (1727 
die erste Realschule in Preussen), vorwiegend aber in diesem eine 
Reihe technischer Lehranstalten, welche sich in der Gegenwart 
zu einem vollständigen System gegliedert haben. Neben der ein- 
fachen Volksschule ist es die Bürgerschule , die dem Nachwuchs 
des Gewerbestands ein höheres Mass von Wissen zuführen soll. 
Höhere und niedere sg. Realschulen, welche neben den allge- 
meinen Elementarkenntnissen Kenntnisse in Physik, Mechanik, Natur- 
geschichte, Arithmetik, Geometrie, im Zeichnen und in den neueren 
Sprachen verbreiten, bilden die Vorstufe theils für den Uebergang 
in das practische Leben, theils für die technische Hochschule, auf 
welchen die wissenschaftlich gebildeten Techniker ihre Berufs- 
bildung erhalten. — Daneben bezwecken die sg. Handwerker- 
fortbildungsschulen denjenigen Angehörigen des Handwerkerstands, 
für welche neben ihrer Berufsarbeit eine weitere theoretische Fort- 
bildung erforderlich ist , ■ die nöthige Bildungsgelegenheit darzu- 
bieten. — Das Zeichnen, das einen regelmässigen Unterrichts- 
gegenstand aller dieser Anstalten bildet, wird ausserdem noch in 
besondern Zeichnungsschulen gelehrt, und für einzelne besondere 
Gewerbszweige bestehen besondere Fachschulen (Web- und Spinn- 
schulen, Uhrmacherschulen, Klöppelschulen u. s. w.). — Endlich 
sind es die eigentlichen Kunstschulen, in denen auch das Kunst- 
gewerbe theilweise gepflegt wird. 

Die nähere Einrichtung aller dieser Anstalten, ihre Unter- 
richtsgegenstände, ihre Unterrichtsmethode, ihr Lehrplan u. s. w. 
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fällt ausserhalb des Kreises der politischen Betrachtung im engern 
Sinne. — Für diese handelt es sich wesentlich darum, von wem 
die Gründung und Erhaltung dieser Anstalten auszugehen hat und 
welche Stellung sie im System der Bildungsanstalten überhaupt 
einnehmen. 

Wir können uns deshalb auf die im Eingang dieses Ab- 
schnittes bezeichneten Gesichtspunkte beziehen und einen kurzen 
Ceberblick über die bestehenden Einrichtungen Hefern. 

Auch im Unterrichtswesen für gewerbliche Zwecke zeichnet 
sich England 1 ) durch die bemerkten Eigenthümlichkeiten aus : 
überall ist die Thätigkeit der Einzelnen und lokalen Kreise vor- 
herrschend, die Regierungsthätigkeit, wie sie erst in der neueren 
Zeit sich entwickelt hat, setzt überall die Selbstthätigkeit voraus. 
— Von grosser Wichtigkeit sind die „Mechanics Institutions". Es 
sind dies von Vereinen geleitete und gegründete Bildungsanstalten, 
die in der Regel ein Lese- und Lehrzimmer und eine Bibliothek 
enthalten. Es finden keine systematischen Lehrkurse, sondern Vor- 
träge aus verschiedenen Wissensgebieten, grossentheils durch frei- 
willige Kräfte statt. Dermalen sollen über 1000 solcher Institute 
bestehen 2 ). — Mancherlei andere Vereine haben das Unterrichts- 
wesen zu ihrem Zweck gemacht ; von grosser Wichtigkeit ist das 
ebenfalls ganz freiwillig zu Stande gekommene „Working men's 
College" in London, nach dessen Vorbild in verschiedenen grösseren 
Städten Einrichtungen getroffen worden sind. — Der Staat selbst 
unterhält keine Realschulen, keine polytechnischen Schulen, auch 
keine Hochschulen mit Ausnahme der Londoner Bergbauschule; 
es besteht am King's College eine eigene Abtheilung für In- 
genieure, und an der Londoner Hochschule (university College) 
werden Vorlesungen für Architekten gehalten. Wie wenig richtig 
übrigens die auf dem Festlande viel verbreitete Ansicht ist, dass 
das englische Staatswesen dem Grundsatz des laissez passer hul- 
dige, zeigt die planmässige Förderung, welche man seitens der 
Regierung namentlich dem Zeichnungsunterricht zukommen lässt, 



1) Zuvergl. Tylor, Industrie u. Schule, Abersetzt von v. Gugler 1865. 

2) Den wohlthätigen Einfluss, den die indirekte Theilnahme der Arbeits- 
herrn an diesen Anstalten auf das Verhältniss zu den Arbeitern ausübt, be- 
tont besonders Le Plav la reforme sociale en France I., S. 436. 
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nachdem die erste internationale Londoner Industrieausstellung 
(1851) gezeigt hatte, dass das Kunstgewerbe in England hinter 
dem von Frankreich und Deutschland zurückgeblieben sei. — Zwar 
war schon im Jahr 1838 vorn Board of trade eine Schule für 
Musterzeichner (School of Design) gegründet worden , aber der 
dadurch gegebene Anstoss hatte ganz geringen Erfolg, weil es 
vielfach an den elementaren Grundlagen fehlte und der spezielle 
Zweck zu sehr in den Vordergrund gestellt war; es bestanden 
im Jahr 1851 mit Staatsunterstützung nur 20 weitere derartige 
Schulen. — Die Ergebnisse der 1851er Ausstellung riefen die 
Errichtung einer besondern Behörde des «Department of practical 
arts» bei dem Board of trade hervor, welche zu Anfang des 
Jahres 1852 in's Leben trat, und für Hebung des Zeichenunter- 
richts wirken sollte. Im Jahre 1856 wurde dieses Department 
vom Board of trade losgetrennt und einem seit 1839 in Privy 
Conncil bestehenden, ursprünglich für die Förderung des Volks- 
schulwesens bestimmten Comitteeon education einverleibt, das nun- 
mehr in eine Primary and Secondary Division zerfällt, wovon die 
letztere (auch unter dem Namen: Science and art Department of 
the comittee of Council on education) die Förderung des gewerb- 
lichen Unterrichts zu ihrem Wirkungskreis hat. — Diese För- 
derung durch den Staat setzt aber, wie bemerkt, überall die lokale 
Thätigkeit voraus, was von vornherein der ersteren den Erfolg 
sichert. Wenn ein Lokalcomite" sich gebildet und die nöthigen 
Vorarbeiten geliefert hat, in denen es von der Staatsbehörde unter- 
stützt wird, so kann die letztere einen Theil der Kosten bis zu 
25°/o des Gesammtbetrags tibernehmen. Sie bezeichnet fähige 
Lehrer, gewährt ihnen im Fall der Anstellung Gehaltszuschüsse, 
veranstaltet Prüfungen für Lehrer und Lernende , gewährt Geld- 
prämien und sorgt namentlich für Vorlagenwerke, Gypsabgüsse 
u. s. w. Die vom Comittee direkt geleitete Centralschule in Ken- 
sington ist zugleich eine Lehrerbildungsanstalt (Training School): 
den förderndsten Einfiuss übt hiebei das Kensington Museum, 
welches an bestimmten Tagen speziell für Zeichnende geöffnet ist, aus. 
Der gewerbliche Unterricht in Frankreich 1 ) ist, wie das 



1) Yergl. Block, 1. c. S. 776. 
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ganze französische Staatsleben, sehr centralisirt ; indessen be- 
reitet sich in der neueren Zeit, veranlasst durch die Londoner 
Ausstellung von 1862, eine Reform vor, die wohl in de'zenträli- 
sirender Richtung wirken wird '). In das Bereich unserer Ueber- 
sicht fallen vornämlich die äcole centrale des arts et manufactures 
in Paris, das conservatoire imperial des arts et metiers in Paris, die 
öcoles imperiales des arts et metiers zu Chälons, Angers und Aix, 
die öcole La Martiniere zu Lyon und verschiedene Hochschulen. 

Die erstangeführte vom Staat jährlich mit 30,000 fcs. sub- 
ventionirte Anstalt hat den Zweck, eigentlich dirigirende Indu- 
strielle heranzubilden. Das Aufnahmealter ist auf 16 Jahre fest- 
gesetzt ; die Dauer der Studien beträgt 3 Jahre. Das conservatoire 
des arts et mötiers ist neben, seinem ursprünglichen Zweck, eine 
öffentliche Sammlung zu bilden, zu einer gewerblichen Bildungs- 
anstalt geworden. Der Unterricht umfasst 1 4 Fächer und ist durch 
Verordnung vom 10. Dez. 1853 und 19. Jan. 1856 geregelt. — 
Die äcoles imperiales des arts et metiers sind in diesem Jahrhundert, 
1806 zu Chälons, 1815 zu Angers, 1843 zu Aix ins Leben ge- 
rufen worden. Ihr Zweck ist, Werkführer namentlich in der Eisen- 
und Holzbearbeitung heranzubilden; der Unterricht ist ein theo- 
retisch-praktischer, und dauert drei Jahre. Die aufzunehmenden 
Schüler müssen zwischen dem 15. und 17. Lebensjahre stehen 
und eine praktische Lehre durchgemacht haben. Eine Anzahl von 
Schülern wird theils durch den Staat, tbeils durch die Departements 
zu ermässigten Preisen oder unentgeltlich aufgenommen. Die aus 
diesen Schulen jährlich hervorgehenden 250 jungen Leute finden 
rasche Verwendung in den grösseren Werkstätten. — In der auf 
einer Stiftung eines General Martin beruhenden, von einer städti- 
schen Commission verwalteten öcole La Martiniere zu Lyon wird 
mittelst einer ausgezeichneten Lehrmethode eine grössere Anzahl 
von Kindern für die verschiedenartigsten Stellungen in der Industrie 
herangebildet. 

Die Zeichenschulen, meistens aus städtischen Mitteln gegründet, 



1) Ein Resultat dieser Bestrebungen ist z. B. die l'union centrale des 
beaux arts appliquäe a l'industrie, deren Wirksamkeit hauptsächlich auf das 
Kunstgewerbe gerichtet ist, zu welchem Zweck sie %. B im vorigen Jahr 
(1865) eine Ausstellung veranlasst hat. 
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sind hauptsächlich in Paris, Lyon, Mühlhausen, Douay und Lille 
hervorragend. Verschiedene andere gewerbliche Unterrichtsanstalten 
bestehen theils als Privat-, theils als städtische Institute. 

Gegen die in Frankreich verbreiteten Bestrebungen, die prak- 
tische Ausbildung durch technischen Unterricht ersetzen zu wollen, 
spricht sich übrigens ein tiefer Kenner des sozialen Lebens wohl 
mit Recht aus *). 

Das belgische Unterrichts wesen für gewerbliche Zwecke 
ist nicht nur an sich von hoher Wichtigkeit, sondern noch von 
grösserer Bedeutung durch den Einfluss, den es auf andere Länder 
ausgeübt hat 2 ). Allerdings sind die daselbst Vornämlich zur Be- 
seitigung der Krisis, unter welcher in den 1840er Jahren die 
flandrische Linnen-Industrie zu leiden hatte, errichteten Lehrwerk- 
stätten (ateliers d'apprentissage) keineswegs von allgemeinerer 
Anwendbarkeit, sondern vorzüglich da von Nutzen, wo der Gewerbe- 
stand so entschieden zurückgeblieben ist, dass auf dem Wege der 
regelmässigen Ausbildung demselben die Fortschritte in der indu- 
striellen Entwicklung nicht mehr zugeführt werden können, die 
Continuität des gewerblichen Fortschritts vollständig unterbrochen 
ist^ aber gerade in Belgien ist die Zeichenschule eine 
alte Einrichtung, die schon vor mehr als 100 Jahren durch die 
Kaiserin Maria Theresia hervorgerufen worden ist, und jetzt ist 
ein ganzes Netz von Zeichenschulen über ganz Belgien verbreitet, 
die ihre Spitze in der Akademie der schönen Künste finden. 

Der Unterricht in diesen Schulen wird in der Regel Abends 
ertheilt, so dass die praktische Ausbildung im Gewerbe daneben 
hergehen kann. Das Gleiche findet in den sg. Fortbildungs- 
schulen, die meist von Gemeinden gegründet, und van städtischen 
Ausschüssen überwacht sind, statt. — Auch für die höhere ge- 
werbliche Bildung ist durch die Gewerbehochschulen mit ihren be- 
sondern Fachschulen gesorgt. 



l)Le Play, 1. c. I. 429. 

2) Z. B. in Württemberg durch Vermittlung der erwähnten Schrift: 
von Steinbeis, Die Elemente der Gewerbebeförderung n. s. w. 1853. Vergl. 
namentl. S. 175-^409 das. Auch in Oesterreich betrachtet man die dortigen 
Verhaltnisse als Muster. Vergl. Mittheilungen des k. k. österr. Museums für 
Kunst und Industrie Nr. 11 u. 12 von 1865. 
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Wie in Deutschland vermöge der umfassenden Fürsorge, 
die die Regierungen dem Unterrichtswesen überhaupt angedeihen 
Hessen, die Unterrichtsanstalten am vollkommensten entwickelt 
sind, so sind es insbesondere die Anstalten für die gewerbliche 
Bildung. Gerade hier bilden sie ein vollständiges System nach der 
oben entwickelten Gliederung. Wir führen beispielsweise die hö- 
heren technischen Lehranstalten in Preussen (das 1820 gegrün- 
dete und 1860 reorganisirte technische Gewerbeinstitut in Berlin), 
in Baiern (nach der Verordnung vom 14. Mai 1864 polytechn. 
Schule in München), in Sachsen (polytechn. Schule in Dresden, 
gegründet 1828, reorganisirt durch Verordnung vom 14. März 
1855), in Hannover (polytechn. Schule in Hannover, gegründet 
1831 u. reorganisirt 1847), in Württemberg (polytechn. Schule 
in Stuttgart, gegründet 1829 und reorganisirt 1862), in Baden 
(polytechn. Schule in Carlsruhe) u. s. w. an. Allgemein verbreitet 
sind in Deutschland die sg. Real- und höhern Bürgerschulen ; ihre 
Zöglinge wenden sich theils der technischen Hochschule (als Vor- 
stufe zu dieser dienen häufig die sg. Realgymnasien, höhere Real- 
schulen), theils dem praktischen Leben zu. Ihre Einrichtung und 
Unterhaltung beruht vorzugsweise auf Staats- und Gemeindemitteln. 
Einen grossen Aufschwung haben in der neueren Zeit die gewerb- 
lichen Fortbildungsschulen, sg. Handwerkerschulen, genommen. 
Sie sind theils von den Innungen, theils von den Gemeinden unter- 
halten; aushilfsweise tritt auch der Staat ein. Sie beruhen der 
Natur der Sache nach auf dem Grundsatz der Freiwilligkeit. In 
Preussen bezwecken insbesondere die Provinzialgewerbeschulen 
(Verordnung vom 5. Juni 1850) eine Vorbereitung für das tech- 
nische Gewerbeinstitut in Berlin 1 ). 

Auch für einzelne Gewerbszweige, welche von vorherrschender 



1) Ueber die gewerblichen Lehranstalten in Württemberg vergl. den 
Anhang zu dem Jahresbericht der Handels- und Gewerbekammern für das 
Jahr 1864. Sehr bemerkenswerth ist die dort bezeichnete Entwicklung des 
gew. Fortbildungsschulwesens, namentlich die Gründung einer Commission. 
für die gewerblichen Fortbildungsschulen (1853). Auch Baiern hat durch 
Verordnung v. 9. Juni 1866 bei dem Ministerium des Handels und der öffent- 
lichen Arbeiten eine Berathungscommission für das technische Unterrichts- 
wesen errichtet. 
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Wichtigkeit für eine besondere Gegend sind, oder überhaupt ein 
bestimmtes Mass theoretischen Wissens unumgänglich fordern, be- 
stehen besondere gewerbliche Bildungsanstalten; in der letztem 
Richtung sind die Baugewerkeschulen (z. B. die kön. Bauakademie 
in Berlin, die Baugewerkeschulen zu Stuttgart, Holzminden u. s. w., 
die Schule für Werkmeister in Chemnitz u. dergl.) zu erwähnen 
und in der ersteren ist an die Webschulen (österr. in Brunn und 
Reichenberg, preuss. in Grefßld, süchs. in Frankehhausen, württem- 
bergische in Heidenneim und Reutlingen), an die Klöppel- und 
Stickschulen (namentlich in Sachsen), an Uhrmacherschulen 
(Furtwangen) , Schulen für Holzschnitzer .(z. B. Berchtesgaden), 
zu erinnern. 

Wie verschieden nun auch der Staat bei diesen Anstalten 
mitwirken mag (durch direkte Einrichtung, Unterstützung, An- 
stellung der Lehrer, Beschaffung von Lehrmitteln u. s. w.), so hat 
diese Einwirkung ihre bestimmten Grenzen, Grenzen freilich, die, 
weil sie sich, wie bemerkt, aus Rücksichten der Zweckmässigkeit 
ergeben, nur nach Massgabe der konkreten Verhältnisse bestimmt 
werden können. 

2. Oeffentliche Samminngen für gewerbliche Zwecke. 

Dieselben umfassen in der Regel : gewerblich-technische Werke, 
Zeichenwerke und Photographien, Modelle, weniger bekannte Roh- 
stoffe, neuere Werkzeuge und Maschinen, ausgezeichnete, nach- 
ahmungswerthe Erzeugnisse u. dergl. 

Ihr Zweck ist nicht nur, den Gewerbetreibenden stets mit den 
neuesten Fortschritten bekannt zu erhalten, zur Verbreitung neuer 
und nützlicher Werkzeuge beizutragen, den Absatz inländischer 
Produkte im Ausland zu fördern u. dergl., sondern wesentlich auch 
der einer Aufklärung des Publikums im allgemeinen, womit sich 
namentlich in kunstgewerblichen Gegenständen eine Weiterbildung 
des Geschmacks verbindet. 

Bei allen diesen Sammlungen genügt Eine Anstalt zugleich 
Vielen 1 ), ja ihr Zweck wird gerade durch eine Centraüsation 
viel besser erreicht, als durch eine Zersplitterung; daraus erklärt 



i) Vergl. Schäffle, das System u. s. w. S. 345. Abs. 2. 



in Beziehung auf dag gewerbliche Leben. J.23 

es sich, warum diese Anstalten, die ebensogut von Einzelnen aus- 
gehen könnten und wirklich ausgegangen sind, immer da vom 
Staate ins Leben gerufen werden, wo die Entwicklung des Ge- 
meinsinns die Erreichung jenes Zwecks, noch nicht sicher stellt. 
Beispielsweise führen wir für diese Art der staatlichen Thä- 
tigkeit das Conservatoire des arts ei m&iers in Paris (dessen 
Idee schon Descartes ausgesprochen hatte), das South-Kensington- 
Museum in London *) , das Musterlager der K. Centralstelle in 
Stuttgart und das kais. kgl. Museum für Kunst und Industrie in 
Wien an. 

3. Gewerbliche Schau-Anstalten. 

Derartige Anstalten waren früher vielfach in Anwendung, 
um die Güte und Beschaffenheit gewisser Waaren zu prüfen, und 
sie, wenn sie gut bzw. den entsprechenden Vorschriften gemäss 
waren, mit einem Stempel zu versehen. Sie waren namentlich 
für den Export sehr wichtig und zürn Theil für ihre Zeit ganz 
zweckgemäss. Die gesteigerte Conkurrenz, die Einsicht des Pu- 
blikums, das Wegfallen der staatlichen Industriereglements und 
endlich ihr theilweiser Ersatz durch die vom Produzenten selbst 
angebrachten Bezeichnungen und deren staatlicher Schutz hat sie 
grossentheils in Wegfall gebischt; wo ein Bedürfnis» sie fordert, 
mögen sie als fakultative Einrichtungen fortbestehen. 

An diese staatlichen Anstalten für das Gewerbewesen reihen wir 

IV. Einzelne besondere Massregeln an, welche 
sich nicht zu dauernden Anstalten verkörpert noch 
in der Form gesetzlichen Rechts befestigt haben. 
Wie wir schon oben bemerkt haben, liegt in der geeigneten 
Organisation für die gewerblichen Interessen eine Reihe einzelner 
Förderungsmittel, welche keiner besondern Erwähnung bedürfen. 
Hier sind nur noch einige allgemeinere in Betracht zu ziehen. 

1. Die Industrie-Ausstellungen. 
Das Ausstellungswesen ist ein. Kind der neueren Zeit. Nach- 



1) Vergl. darüber: Schwabe, die Förderung der Kunst-Industrie in 
England und der Stand dieser Frage in Deutschland. Berlin 1866. 
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dem im Jahre 1798 die erste Industrie-Ausstellung auf dem Mars- 
felde in Paris statt hatte, folgten im Laufe der nächsten Jahr- 
zehente eine Anzahl Ausstellungen einzelner Länder, Kreise und 
Bezirke nach 1 ). Die erste internationale Ausstellung, deren Idee 
dem Vorsitzenden der society of arts , Prinz Albert zukommt, 
wurde im Jahre 1851 in London abgehalten; ihr folgte, nachdem 
im Jahr 1854 die deutsche zu München stattfand, die zweite 
internationale zu Paris im Jahr 1855, die an Grossartigkeit noch 
durch die dritte zu London im Jahr 1862 übertroffen wurde, an 
welche sich die vierte im nächsten Jahr in Paris anreihen soll. 
Bei Beurtheilung des Nutzens der Ausstellungen sind Bezirks-, 
Kreis-, Landes- und internationale Ausstellungen aus einander zu 
halten. 

Allerdings sind alle geeignet, die Produzenten aufzumuntern, 
ihren Erzeugnissen Absatz zu verschaffen, und den Fortschritt 
im technischen und ökonomischen Betrieb anzuregen; allein der 
mehr indirekte grosse ethische Nutzen kommt vorzugsweise den 
internationalem Ausstellungen zu. Wir brauchen, um ihre allge- 
meine Bedeutung zu veranschaulichen, nur daran zu erinnern, 
wie z. B. die erste Londoner Ausstellung das Prohibitivsystem in 
der öffentlichen Meinung erschüttert, wie sie die Förderung des 
Zeichenunterrichts in England veranlasst, wie die Londoner Aus- 
stellung von 1862 die Reformbestrebungen auf dem Gebiete des 
gewerblichen Unterrichts in Frankreich hervorgerufen, wie sie die 
sg. Antipatentbewegung erzeugt hat. 

Die grossen durch eine internationale Ausstellung veranlassten 
Kosten, sowie der Umstand, dass nur nach einer Anzahl von Jahren 
Fortschritte im Gesammtgebiet der Industrie bemerkbar werden, 
lassen es wünschenswerth erscheinen, dass sich dieselbe erst nach 
einem angemessenen Zeitraum wiederholt. 

Der Staat kann sich den Ausstellungen, als einem so wich- 
tigen Förderungsmittel der Industrie gegenüber, nicht gleichgiltig 
verhalten. Er wird aber auch hier die Selbstthätigkeit der In- 
dustriellen voraussetzen und nur insoweit thätig werden, als ohne 
sein Eingreifen der Zweck nicht erreicht werden könnte. Das 



1) Vergl. Rau, 1. c. S. 141. Anm. g. 
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Mass, in welchem der Staat sich an den seitherigen Ausstellungen 
betheiligt hat, ist daher nicht nur bei den verschiedenen Ausstel- 
lungen, sondern auch in den verschiedenen Ländern, ein ver- 
schiedenes gewesen. Bei dem entschiedenen Nutzen, den eine 
internationale Ausstellung für das ganze wirthschaftliche Leben 
eines Volkes haben kann, wird eine Beiziehung der Nichtaus- 
steller, sei es im Wege der Freiwilligkeit oder durch die Theil- 
nahme des Staats nie ganz von der Hand zu weisen sein. 

2. Unterstützung einzelner Gewerbtreibenaer. 

Die spezielle Unterstützung einzelner Gewerbtreibender, wie 
sie bald von Projektenmachern im einzelnen, bald in Zeiten grös- 
serer Geschäftsstockungen von mehreren Gewerbtreibenden ver- 
langt wird und neuerdings in allgemeinster Weise für die Lassalle' - 
sehen Produktivassoziationen angestrebt worden ist, ist in Wahr- 
heit eine Erschwerung der Konkurrenz für andere Gewerbtreibende, 
und wenn sie in der Form von Kapitalzuschüssen aus der Staats- 
kasse erfolgt, ein Zwangsanlehen bei allen Steuerpflichtigen zu 
Gunsten eines Einzelnen. Dass der Staat in der Regel die Ver- 
pflichtung zur direkten Unterstützung einzelner Gewerbtreibender 
nicht hat, ergibt sich aus den von uns im allgemeinen aufge- 
stellten Gesichtspunkten, denn die über das rechtliche Bedingen 
hinausgehende Intervention des Staats wäre hier wirthschaftlich un- 
zweckmässig. Allerdings gibt es Ausnahmefälle , abgesehen von 
dem Fall einer den Charakter der Armenunterstützung tragenden 
Beihilfe 1 ). Hieher gehört besonders , wenn ein neuer Industrie- 
zweig, zu dem alle Vorbedingungen im Lande gegeben sind, und 
der von Wichtigkeit zu werden verspricht, in einem Lande ein- 
geführt werden soll, zu dem sich der Unternehmungsgeist der 
Privaten aus gewissen Gründen nicht herbeilässt. Hier ist das 
gemein wirthschaftliche Eintreten des Staates begründet, weil der 
betreffende Unternehmungszweig erst in Zukunft die volle privat- 
wirthschaftliche Rentabilität erlangt. Aber auch in diesem mit 



1) Schüi, Nat.-Oek. S. 220 Dies schliesst nicht aus, dass aus- 
nahmsweise der Staat bei Gewerbszweigen, die volks wirthschaftlich von 
besonderer Wichtigkeit sind, und die ohne öffentliche Hülfe nicht zu Stande 
kommen würden, mit seiner Hilfe thätig ist. 
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grosser Vorsicht zu behandelnden Fall ist es zweckmässiger, 
wenn der Staat sich nicht direkt, sondern mehr indirekt durch 
Uebernahme von Aktien, Zinsengarantie u. s. w. betheiligt. In 
der neueren Zeit ist es besonders die Ausbildung der Aktien- 
gesellschaft „der wirthschaftlichen Versuchsform , welche zudem 
die Zahl dieser Fälle sehr verringert hat. — Ein sehr direktes 
Eingreifen des Staats kann ferner nöthig werden, wenn über einen 
wichtigen Gewerbszweig, z. B, durch Einführung von Maschinen, 
eine vorübergehende bedeutendere Krisis hereingebrochen ist. 
Hier wird, so zu sagen, der allgemeine Fortschritt mit der Auf- 
opferung einzelner Interessen erkauft, und ebendarum rechtfertigt 
sich ein durch den Vertreter der Gemeinheit, den Staat geleisteter 
Ersatz. Als praktischer Beleg mögen die flandrische Weberkrisis 
und die von der belgischen Regierung zu ihrer Beseitigung ange- 
wandten Mittel dienen 1 ) 

Endlich rechtfertigen sich Unterstützungen einzelner Gewerb- 
treibender zum Zwecke ihrer Ausbildung (Reisestipendien u. s. w.), 
wo es gilt, damit einen Fortschritt in einem einheimischen Ge* 
werbszweig von grösserer Bedeutung zu erzielen ; unter den 
gleichen Gesichtspunkt fällt auch die zeitweilige unentgeltliche 
Ueberlassting neuer Maschinen u. dgl. an einzelne Gewerbtreibende. 

Es handelt sich dabei überall um die Hervorbringung wirt- 
schaftlicher Güter, die zunächst in der privatwirthschaftlichen Form 
nicht den vollen Entgelt findet, und darum gemeinwirthschaftlich 
zu erfolgen hat. 



Im Vorstehenden sind wohl die hauptsächlichsten Seiten der 
auf die Förderung der Gewerbe direkt abzielenden Staatsthätigkeit 
dargestellt. Der enge Zusammenhang des wirthschaftlichen Lebens 
bringt es mit sich , dass eine Reihe anderer staatlichen Einrich- 
tungen auf wirtschaftlichem Gebiet , so die Ordnung von Mass 
und Gewicht, des Münz-, des Verkehrswesens, der präventiven 
und repressiven Armenpflege für das gewerbliche Leben von hoher 
Bedeutung wird. 

1) Zu vergl. v. Steinbeis, I. c. S. 45. 
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Ja selbst die Pflege der höheren geistigen, sittlichen und 
religiösen Interessen wirkt auf die der materiellen und so auch 
der gewerblichen zurück, wie sie umgekehrt durch diese bedingt ist. 

Wie das menschliche Leben ein einheitliches , so ist auch 
die Staatsthätigkeit eine wenn auch nach verschiedenen Seiten 
sich verzweigende, auf einem und demselben Grundgedanken be- 
ruhende und darum konnte auch die besondere Seite der Förde- 
rung des Erwerbslebens, wie es in dem Gewerbewesen sich dar- 
stellt, nur im Lichte dieser allgemeinen Staatsauffassung betrachtet 
werden. 



